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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Bundes-Verfassungsgesetz, das 
Einführungsgesetz zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991 und 
das Zivildienstgesetz 1986 geändert 
werden; Begutachtungsverfahren 
 

 
 
 
 
An die 
Parlamentsdirektion 
 
1017    W i e n 
 
 
 
 
Das Bundesministerium für Inneres beehrt sich den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Bundes-Verfassungsgesetz, das Einführungsgesetz zu den 

Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991 und das Zivildienstgesetz 1986 geändert werden, 

samt Vorblatt, Erläuterungen und Textgegenüberstellung in 25-facher Ausfertigung mit dem 

Ersuchen um Kenntnisnahme zu übermitteln. Der Entwurf ist auch auf der Homepage des 

Bundesministeriums für Inneres (www.bmi.gv.at/begutachtungen/) abrufbar. 

Nachstehende im Begutachtungsverfahren befasste Stellen wurden um Stellungnahme bis 

zum 13. Mai 2005 ersucht: 
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die Österreichische Präsidentschaftskanzlei 
den Rechnungshof 
die Volksanwaltschaft 
den Verfassungsgerichtshof 
den Verwaltungsgerichtshof 
die Finanzprokuratur 
alle Bundesministerien 
das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Franz MORAK 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Mag. Karl SCHWEITZER 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Dr. Alfred FINZ 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Mag. Eduard MAINONI 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Mag. Helmut KUKACKA 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Sigisbert DOLINSCHEK  
das Bundesministerium für Gesundheit und Frauen Abteilung II/3 
den Rat für Forschung u. Technologieentwicklung 
die Generaldirektion der Österreichischen Bundesforste 
die Generaldirektion der Österreichischen Bundesbahnen 
die Österreichische Post AG, Unternehmenszentrale 
alle Ämter der Landesregierungen 
die Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederösterreichischen 
Landesregierung 
alle Unabhängigen Verwaltungssenate 
die Datenschutzkommission  
den Datenschutzrat 
die Geschäftsführung des Familienpolitischen Beirates beim Bundesministerium für soziale 
Sicherheit und Generationen 
den Österreichischen Städtebund 
den Österreichischen Gemeindebund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
die Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
den Österreichischen Landarbeiterkammertag 
den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
alle Rechtsanwaltskammern 
die Österreichische Notariatskammer 
die Österreichische Patentanwaltskammer 
die Österreichische Ärztekammer 
die Österreichische Dentistenkammer 
die Bundeskammer der Tierärzte Österreichs 
die Österreichische Apothekerkammer 
die Bundesingenieurkammer 
die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
die Bundeskomitee freie Berufe Österreichs  
die Vereinigung österreichischer Industrieller 
den Österreichischen Gewerkschaftsbund 
die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
den Verhandlungsausschuß der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
die Österreichische Bischofskonferenz 
den Österreichischen Bundestheaterverband 
die Österreichische Hochschülerschaft 
die Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 
die Bundeskonferenz der Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren 
die Österreichische Rektorenkonferenz 
den Verband der Professoren Österreichs  
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das Österreichische Normungsinstitut  
den Österreichischen Bundesjugendring 
den Verband Österreichischer Zeitungen 
die Bundessportorganisation 
den Auto-, Motor- und Radfahrerbund Österreichs 
den Österreichischen Automobil-, Motorrad- und Touringclub 
den Verein Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
die Vereinigung österreichischer Richter 
die Bundessektion Richter und Staatsanwälte in der Gewerkschaft öffentlicher Dienst 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Wien 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Graz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Salzburg 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Innsbruck 
das Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht der Wirtschaftsuniversität Wien 
den österreichischen Bundesfeuerwehrverband 
den österreichischen Ingenieur- und Architekten-Verein 
den evangelischen Oberkirchenrat AB und HB Wien 
das Diakonische Werk für Österreich 
den Verband österreichischer Mittel- und Großbetriebe 
Österreichisches Rotes Kreuz, Generalsekretariat  
den Zentralverein der Wiener Lehrerschaft 
die Arge Daten 
Verein für Bewährungshilfe 
das Österreichische Institut für Menschenrechte 
Geschäftsstelle des Menschenrechtsbeirates  
das Rechtskomitee Lambda 
den österreichischen Bundesverband für Psychotherapie 
den Verein der Mitglieder der Unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern 
die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg  
die Kinder- und Jugendanwaltschaft Tirol 
das Büro des Bundesseniorenbeirates beim Bundesministerium für soziale Sicherheit und 
Generationen 
die Österreichische Caritaszentrale 
den Hochkommissär der Vereinten Nationen für die Flüchtlinge, Regionalbüro in Wien 
Österreichischer Seniorenbund Bundesorganisation 
Österreichischer Seniorenrat 
Volkshilfe Österreich  
SOS Mitmensch  
Amnesty International  
Sicherheitspolitische Angelegenheiten /Sekretariat des Nationalen Sicherheitsrates  
Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung  
den Vorsitzenden des Zivildienstrates 
die Israelitische Kultusgemeinde 
den Hauptverband der Land- und Forstwirtschaftsbetriebe Österreichs 
das Katholische Jugenwerk Österreichs 
die Lebenshilfe Österreich – Dachverband 
die Österreichische Kinderfreunde Bundesorganisation 
den Arbeiter-Samariter-Bund Österreichs 
das Österreichische Rote Kreuz Generalsekretariat 
das Österreichische Rote Kreuz Landesverband Wien 
das Österreichische Rote Kreuz Landesverband Steiermark 
das Österreichische Rote Kreuz Landesverband Oberösterreich 
das Österreichische Rote Kreuz Landesverband Niederösterreich 
das Österreichische Rote Kreuz Landesverband Tirol 
das Österreichische Rote Kreuz Landesverband Burgenland 
das Österreichische Rote Kreuz Landesverband Salzburg 
das Österreichische Rote Kreuz Landesverband Kärnten 
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das Österreichische Rote Kreuz Landesverband Vorarlberg 
den Österreichischen Zivilschutzverband Bundesverband 
den Internationalen Zivildienst Wien 
den Österreichischen Cartellverband 
den Ring Freiheitlicher Studenten 
die Evangelische Hochschulgemeinde in Österreich 
die Katholische Hochschuljugend Österreichs, Generalsekretariat 
die Sozialistische Jugend Österreichs 
den Verband Sozialistischer StudentenInnen 
die Bundesgeschäftsstelle des Ringes Freiheitlicher Jugend 
die österreichische Jungarbeiterbewegung 
den österreichischen Pfadfinderbund 
die Junge ÖVP 
die Johanniter-Unfallhilfe, Bereich Wien 
die SOS-Kinderdörfer 
Malteser Hospitaldienst Austria 
den Umweltdachverband 
Verein zur Förderung freiwilliger sozialer Dienste 
Diakonie Österreich 
Gedenkdienst Verein zur Leistungeines Gedenkdienstes an Holocaust Gedenkstätten 
Niemals Vergessen, Verein für die Förderung von Holocaust-Gedenkstätten 
Verein für Dienste im Ausland nach § 12b Zivildienstgesetz 
Österreichische Friedensdienste 
Caritas der Diözese Feldkirch 
Eine Welt - Oberösterreichische Landlerhilfe 
Horizont 3000 
Jugend Eine Welt-Don Bosco Aktion Austria 
Pfarre Frastanz 
 
 
Beilagen 
 

Für die Bundesministerin 
Vogl 
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E n t w u r f  

Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz, das Einführungsgesetz zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991 und das Zivildienstgesetz 1986 geändert werden 
(ZDG-Novelle 2005) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 
(Verfassungsbestimmung) 

Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes 

Das Bundes-Verfassungsgesetz, BGBl. Nr. 1/1930, zuletzt geändert durch das Bundesverfassungsge-
setz BGBl. I Nr. xxx/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 9a Abs. 3 und 4 lautet: 
„(3) Jeder männliche Staatsbürger ist wehrpflichtig. Staatsbürgerinnen können freiwillig Dienst im 

Bundesheer als Soldatinnen leisten und haben das Recht, diesen Dienst zu beenden. 
(4) Wer die Erfüllung der Wehrpflicht aus Gewissensgründen verweigert und hievon befreit wird, 

hat die Pflicht, einen Ersatzdienst (Zivildienst) zu leisten. Staatsangehörige von Vertragsparteien des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum können freiwillig Zivildienst leisten und haben das 
Recht, diesen Dienst zu beenden.“ 

2. In Art. 10 Abs. 1 Z 15 wird nach dem Ausdruck „militärische Angelegenheiten;“ der Ausdruck 
„Angelegenheiten des Zivildienstes;“ eingefügt. 

3. In Art. 102 Abs. 2 wird nach dem Ausdruck „militärische Angelegenheiten,“ der Ausdruck „Angele-
genheiten des Zivildienstes,“ eingefügt. 

4. Art. 151 wird folgender Abs. 34 angefügt: 

„(34) Art. 9a Abs. 3 und 4, Art. 10 Abs. 1 Z 15 und Art. 102 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. xxx/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft.“ 

Artikel 2 
Änderung des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991 

Das Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991, BGBl. Nr. 50, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Art. II Abs. 2 Z 36 lautet: 
 „36. des Heerespersonalamtes;“ 

2. Art. II Abs. 2 Z 39 lautet: 
 „39. des Zivildienstbeschwerderates;“ 

 

278/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt 5 von 55

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



3. In Art. II Abs. 2 wird folgende Z 39a eingefügt: 
 „39a. der Zivildienstserviceagentur;“ 

4. Art. XII wird folgender Abs. 16 angefügt: 
„(16) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2005 treten in Kraft: 

 1. Art. II Abs. 2 Z 39a mit 1. Oktober 2005; 
 2. Art. II Abs. 2 Z 36 und 39 mit 1. Jänner 2006.“ 

Artikel 3 
Änderung des Zivildienstgesetzes 1986 

Das Zivildienstgesetz 1986, BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 71/2003 und die Kundmachung BGBl. I Nr. 121/2004, wird wie folgt geändert: 

1. (Verfassungsbestimmung) § 1 entfällt. 

2. (Verfassungsbestimmung) Der bisherige § 2 erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 1.“. 

3. (Verfassungsbestimmung) In § 2 Abs. 1 (§ 1 Abs. 1 neu) wird der Ausdruck „Wehrgesetzes 1990 – 
WG, BGBl. Nr. 305,“ durch den Ausdruck „Wehrgesetzes 2001 – WG 2001, BGBl. I Nr. 146,“ ersetzt. 

4. (Verfassungsbestimmung) In § 2 Abs. 4 (§ 1 Abs. 4 neu) werden das Klammerzitat „(§ 35 Abs. 3 
WG)“ durch das Klammerzitat „(§ 24 Abs. 3 WG 2001)“ und das Klammerzitat „(§ 35 Abs. 4 WG)“ 
durch das Klammerzitat „(§ 24 Abs. 4 WG 2001)“ ersetzt. 

5. (Verfassungsbestimmung) In § 2 Abs. 5 (§ 1 Abs. 5 neu) lautet der zweite Satz: 
„Für Zivildienstpflichtige, die eine Zivildiensterklärung abgegeben haben und nach dem 31. Dezem-

ber 2005 ihren Zivildienst antreten, dauert der ordentliche Zivildienst, sofern keine Präsenzdienstzeit 
anzurechnen ist und unbeschadet des § 7 Abs. 6, neun Monate.“ 

6. Nach § 2 (§ 1 neu) wird folgender § 2 samt Überschrift eingefügt: 
„Zivildienstserviceagentur 

§ 2. (1) Zivildienstbehörde erster Instanz ist die Zivildienstserviceagentur, die in Unterordnung unter 
den Bundesminister für Inneres errichtet wird. 

(2) Sitz der Zivildienstserviceagentur ist Wien. 
(3) An der Spitze der Zivildienstserviceagentur steht dessen Leiter. Die Zahl der Organisationsein-

heiten und die Aufteilung der Geschäfte auf diese sind in einer vom Leiter zu erlassenden Geschäftsein-
teilung festzusetzen. 

(4) Der Zivildienstserviceagentur obliegt die Durchführung der Zivildienstverwaltung gemäß diesem 
Bundesgesetz, soweit in diesem Bundesgesetz nicht abweichende Regelungen getroffen werden. 

(5) Über Berufungen gegen Bescheide der Zivildienstserviceagentur entscheidet der Bundesminister 
für Inneres.“ 

7. § 4 Abs. 5 lautet: 
„(5) Die örtliche Zuständigkeit des Landeshauptmannes richtet sich nach dem Sitz der Einrichtung.“ 

8. § 4 Abs. 5a entfällt. 

9. § 4 Abs. 6 lautet:
„(6) Die Zivildienstserviceagentur hat mindestens einmal jährlich im „Amtsblatt zur Wiener Zei-

tung“ oder in anderer geeigneter Weise, insbesondere in einem „Verlautbarungsblatt für den Zivildienst“ 
ein Verzeichnis der als geeignete Träger des Zivildienstes anerkannten Einrichtungen zu veröffentlichen. 
In das Verzeichnis sind nur solche Einrichtungen aufzunehmen, für die der Rechtsträger der Zivildienst-
serviceagentur eine Bedarfsanmeldung im Sinne des § 8 Abs. 3 erstattet hat. In das Verzeichnis sind ins-
besondere der Name des Rechtsträgers und der Einrichtung, die Anzahl der bei der Einrichtung zur Ver-
fügung stehenden Zivildienstplätze und die von den Zivildienstpflichtigen bei der Einrichtung zu erbrin-
genden Tätigkeiten aufzunehmen.“ 
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10. In § 5 Abs. 1 werden das Klammerzitat „(§§ 24 und 25 WG)“ durch das Klammerzitat „(§ 18 
WG 2001)“, das Klammerzitat „(§ 23 Abs. 6 WG)“ durch das Klammerzitat „(§ 17 Abs. 6 WG 2001)“  
und das Klammerzitat „(§ 2 Abs. 2)“ durch das Klammerzitat „(§ 1 Abs. 2)“ ersetzt. 

11. In § 5 Abs. 2 wird die Wortfolge „beim Bundesminister für Inneres“ durch die Wortfolge „bei der 
Zivildienstserviceagentur“ und das Zitat „§ 2 Abs. 2“ durch das Zitat „§ 1 Abs. 2“ ersetzt. 

12. In § 5 Abs. 3 werden das Klammerzitat „(§ 23 Abs. 2 WG)“ durch das Klammerzitat „(§ 17 Abs. 2 
WG 2001)“ und das Zitat „§ 23 Abs. 7 Z 1 und 2 WG“ durch das Zitat „§ 17 Abs. 7 Z 1 und 2 WG 2001“ 
ersetzt. 

13. In § 5 Abs. 4 und § 6 Abs. 4 wird jeweils die Wortfolge „Der Bundesminister für Inneres“ durch die 
Wortfolge „Die Zivildienstserviceagentur“ ersetzt. 

14. (Verfassungsbestimmung) § 5 Abs. 5 lautet: 
„(5) (Verfassungsbestimmung) Zivildienstpflichtigen sind der Erwerb und der Besitz von geneh-

migungspflichtigen Waffen und das Führen von Schusswaffen für die Dauer von 15 Jahren untersagt. Die 
Frist beginnt mit Eintritt der Zivildienstpflicht.“ 

15. In § 5a Abs. 1 Z 1 wird der Ausdruck „Waffengesetz 1986, BGBl. Nr. 443,“ durch den Ausdruck „des 
Waffengesetzes 1996, BGBl. I Nr. 12/1997,“ und in Z 3 wird das Zitat „§ 2 Abs. 2“ durch das Zitat „§ 1 
Abs. 2“ ersetzt. 

16. In § 5a Abs. 2 wird die Wortfolge „des Bundesministers für Inneres“ durch die Wortfolge „der Zivil-
dienstserviceagentur“ und in Abs. 3 wird das Zitat „§ 2 Abs. 1“ durch das Zitat „§ 1 Abs. 1“, das Zitat „§ 
2 Abs. 1 und 3“ durch das Zitat „§ 1 Abs. 1 und 3“ sowie das Zitat „§ 2 Abs. 3“ durch das Zitat „§ 1 Abs. 
3“ ersetzt. 

17. § 6 Abs. 1 lautet: 
„(1) Der Zivildienstpflichtige kann die Zivildiensterklärung widerrufen. Hiezu muss er erklären, dass 

er die Erfüllung der Wehrpflicht nicht mehr aus den in § 1 Abs. 1 genannten Gründen verweigere. Die 
Widerrufserklärung ist schriftlich oder mündlich beim Bundesminister für Inneres oder beim Militär-
kommando einzubringen. Das Recht, die Widerrufserklärung abzugeben ruht ab dem 15. Tag nach Zu-
stellung eines Zuweisungsbescheides zum Zivildienst bis zu dessen vorzeitiger Beendigung und ist nach 
vollständiger Ableistung des ordentlichen Zivildienstes ausgeschlossen.“ 

18. In § 6 Abs. 3 erster Satz wird der Begriff „Zivildienstrat“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerde-
rat“ ersetzt. 

19. § 6 Abs. 3 zweiter Satz lautet: 
„Gemäß Z 3 ist die Zivildienstpflicht nicht aufzuheben, wenn der Erwerb oder Besitz einer genehmi-
gungspflichtigen Waffe den §§ 42 und 43 des Waffengesetzes 1996 entsprochen hat.“ 

20. Nach § 6a wird folgender § 6b samt Überschrift eingefügt: 
„Freiwilliger Zivildienst 

§ 6b. (1) Jeder Staatsangehörige einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum kann auf Grund freiwilliger Meldung einen Zivildienst gemäß § 6a Abs. 2 Z 1 leisten. Dabei 
sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme der §§ 5 bis 6, 7 Abs. 3, 8a, 10 Abs. 3 und 
4, 13a, 16, 19b Abs. 2, Abschnitt IV und 58 bis 66 anzuwenden.  

(2) (Verfassungsbestimmung) Ebenso sind auf den freiwilligen Zivildienst die §§ 1 Abs. 1, 2 und 4, 
12a und 12b nicht anzuwenden. 

(3) Die freiwillige Meldung ist bei der Zivildienstserviceagentur einzubringen und kann schriftlich 
ohne Angabe von Gründen zurückgezogen werden. Der Austritt aus dem freiwilligen Zivildienst kann 
schriftlich ohne Angabe von Gründen jederzeit erklären werden. Die Austrittserklärung wird mit Ende 
des Kalendermonates wirksam, in dem sie abgegeben wurde. 

(4) Freiwillig Zivildienstleistende sind nach Beendigung ihres freiwilligen Dienstes aus diesem zu 
entlassen. Eine vorzeitige Entlassung aus diesem hat zu erfolgen, wenn ein die Zuweisung ausschließen-
der Tatbestand nach § 12 Abs. 1 oder 2 vorliegt. 

(5) Die Zuweisung von Zivildienstpflichtigen zur Ableistung des ordentlichen Zivildienstes darf da-
durch nicht beeinträchtigt werden.“ 
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21. § 7 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Zu einem freiwilligen Zivildienst gemäß § 6b darf sich jeder Staatsangehörige einer Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum melden, der das 35. Lebensjahr noch nicht vollen-
det hat.“ 

22. § 7 Abs. 2 erster Satz entfällt. 

23. Nach § 7 wird folgender § 7a samt Überschrift eingefügt: 
„Verlängerung durch Vereinbarung 

§ 7a. Sofern Zivildienstpflichtige im Anschluss an die Ableistung des ordentlichen Zivildienstes eine 
gesonderte Vereinbarung über eine Beschäftigung mit dem Rechtsträger gemäß § 8 Abs. 1 schließen und 
der Abschluss einer solchen Vereinbarung der Zivildienstserviceagentur unverzüglich gemeldet wird, 
gewährt der Bund dem Rechtsträger für diese für die Dauer von drei Monaten eine Freiwilligenförderung 
von 500 Euro pro Monat. § 25a Abs. 3 gilt sinngemäß. Die Auflösung eines derartigen Vertrages inner-
halb der drei Monate ist der Zivildienstserviceagentur unverzüglich zu melden.“ 

24. § 8 lautet: 
„§ 8. (1) Der Zivildienstpflichtige ist von der Zivildienstserviceagentur einer gemäß § 4 anerkannten 

Einrichtung zur Leistung des ordentlichen Zivildienstes durch Bescheid zuzuweisen. Hierbei ist die Zivil-
dienstserviceagentur ermächtigt, soweit Erfordernisse im Bereich des Rettungswesens, der Sozial- und 
Behindertenhilfe und der Katastrophenhilfe dies notwendig machen, zu Einrichtungen aus diesen Berei-
chen bevorzugt zuzuweisen. 

(2) Zivildienstpflichtige, die zum ordentlichen Zivildienst zugewiesen werden sollen, haben einen 
Anspruch darauf, dass der Zuweisungsbescheid von der Zivildienstserviceagentur spätestens sechs Wo-
chen vor dem Tag des vorgesehenen Dienstantrittes genehmigt wird, es sei denn, die Einhaltung dieser 
Frist wäre nicht mit dem Zweck des Einsatzes vereinbar. Der Bescheid ist unverzüglich mit Zustellnach-
weis zuzustellen. Die Unterschreitung dieser Frist um vier Wochen ist zulässig, sofern ihr der Zivildienst-
pflichtige zugestimmt hat und mit der Auszahlung der ihm für den ersten Monat der Dienstleistung ge-
bührenden Pauschalvergütung an dem Dienstantritt folgenden Monatsersten einverstanden ist. 

(3) Zivildienstpflichtige dürfen der Einrichtung in keiner größeren Anzahl zugewiesen werden, als 
der Rechtsträger durch Bedarfsanmeldung beantragt. Handelt es sich bei dem Rechtsträger um eine Ge-
meinde, so fällt die Antragstellung in deren eigenen Wirkungsbereich. Die Zivildienstserviceagentur hat 
den Rechtsträger aufzufordern, innerhalb eines Monats eine Bedarfsanmeldung für den nächsten Zuwei-
sungstermin zu erstatten. Der Rechtsträger kann einen Wunsch auf Zuweisung bestimmter Zivildienst-
pflichtiger äußern. Dieser Wunsch ist nach Maßgabe der Erfordernisse des Zivildienstes zu berücksichti-
gen. Teilt ein Rechtsträger der Zivildienstserviceagentur mit, dass er bis auf weiteres während des gesam-
ten Jahres mindestens zwei Drittel der vom Landeshauptmann zugelassenen Zivildienstplätze besetzt 
haben möchte, so hat die Zivildienstserviceagentur entsprechende Zuweisungen vorzunehmen, soweit 
nicht Erfordernisse des Zivildienstes entgegenstehen. Während der Geltungsdauer dieser Mitteilung be-
darf es keiner weiteren Bedarfsanmeldung durch den Rechtsträger. 

(4) Auf Antrag eines Rechtsträgers kann die Zivildienstserviceagentur über die Zahl der zuletzt tat-
sächlich zugewiesenen Zivildienstpflichtigen hinaus Zuweisungen zu diesem Rechtsträger bis zum Aus-
maß einer Besetzung aller Plätze vornehmen. Die hiefür zu entrichtende Vergütung richtet sich nach § 28 
Abs. 2. 

(5) Einrichtungen, die von einem Streik oder einer Aussperrung betroffen sind, dürfen keine Zivil-
dienstpflichtigen zugewiesen werden. 

(6) Bei der Zuweisung ist darauf Bedacht zu nehmen, dass dadurch weder bestehende Arbeitsplätze 
gefährdet werden noch Arbeitsuchenden das Finden geeigneter Arbeitsplätze erschwert wird. 

(7) Die Zuweisung zu Dienstleistungen (§ 7 Abs. 3) kann außer zu gemäß § 4 anerkannten Einrich-
tungen auch 
 1. mit deren Zustimmung zu von der Zivildienstserviceagentur ausdrücklich hiefür bestimmten 

Rechtsträgern oder 
 2. zum Bundesministerium für Inneres 
verfügt werden. Abschnitt VI ist anzuwenden, § 14 hingegen nicht.“ 
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25. § 8a Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Zivildienstserviceagentur kann den Rechtsträger der Einrichtung (§ 4 Abs. 1) anweisen, 

seiner Einrichtung zugewiesene Zivildienstleistende (§ 8 Abs. 1) zur Erbringung von Dienstleistungen 
nach § 21 Abs. 1 
 1. in der Einrichtung selbst heranzuziehen oder 
 2. an eine von der Zivildienstserviceagentur bestimmte andere Einrichtung abzustellen. 
§ 21 Abs. 1 ist sinngemäß anzuwenden. Die nach den Z 1 und 2 geleisteten Dienste gelten als ordentlicher 
Zivildienst gemäß § 7.“ 

26. § 8a Abs. 6 lautet: 
„(6) Sofern ein Einsatz nach Abs. 1 über die bescheidmäßig verfügte Dauer des ordentlichen Zivil-

dienstes (§ 8 Abs. 1) hinaus erforderlich wird, ist der weitere Einsatz von der Zivildienstserviceagentur 
bescheidmäßig zu verfügen und gilt als außerordentlicher Zivildienst gemäß § 21 Abs. 1.“ 

27. § 10 Abs. 3 lautet: 
„(3) Die Zivildienstserviceagentur hat Zivildienstpflichtige, die für eine weiterführende Ausbildung, 

etwa ein Universitätsstudium, in Betracht kommen, möglichst innerhalb von sechs Monaten nach Wirk-
samwerden der Zivildiensterklärung zum ordentlichen Zivildienst zuzuweisen.“ 

28. § 11 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Hat der Dienstantritt zum ordentlichen Zivildienst erst nach dem Monatsersten zu erfolgen, so gilt dieser 
Monatserste als Beginn der Ableistung des ordentlichen Zivildienstes.“ 

29. § 12 Abs. 2 lautet: 
„(2) Der Zuweisungsbescheid ist von der Zivildienstserviceagentur aufzuheben, wenn sich nach der 

Zuweisung herausstellt, dass die im Abs. 1 genannten Voraussetzungen zur Zeit der Zuweisung gegeben 
waren. Für die verbleibende Dienstzeit hat sobald wie möglich eine neuerliche Zuweisung zu erfolgen.“ 

30. (Verfassungsbestimmung) § 12a Abs. 1 lautet: 
„(1) Zivildienstpflichtige sind zur Leistung des ordentlichen Zivildienstes nicht mehr heranzuziehen, 

wenn sie im Ausland mindestens zwei Jahre Entwicklungshilfedienst im Sinne des Entwicklungshelferge-
setzes, BGBl. Nr. 574/1983, geleistet haben und ihnen dies von dem für Angelegenheiten der Entwick-
lungszusammenarbeit zuständigen Bundesminister bestätigt wird.“ 

31. (Verfassungsbestimmung) In § 12a Abs. 2 entfällt die Wortfolge „in der in § 7 Abs. 2 festgelegten 
Dauer“. 

32. (Verfassungsbestimmung) In § 12b Abs. 1 wird die Zahl „14“ durch die Zahl „12“ ersetzt. 

33. (Verfassungsbestimmung) In § 12b Abs. 3 entfällt die Wortfolge „in der in § 7 Abs. 2 festgelegten 
Dauer“. 

34. In § 13 Abs. 1 wird die Wortfolge „Der Bundesminister für Inneres“ durch die Wortfolge „Die Zivil-
dienstserviceagentur“ ersetzt. 

35. § 13 Abs. 3 lautet: 
„(3) Die Zivildienstserviceagentur hat die Befreiung (Abs. 1) zu widerrufen, wenn die Vorausset-

zung für die Befreiung wegfällt.“ 

36. § 13 Abs. 4 lautet: 
„(4) Der auf seinen Antrag von der Leistung des Zivildienstes befreite Zivildienstpflichtige hat, so-

weit nicht Abs. 5 anzuwenden ist, das weitere Vorliegen der Voraussetzung jedes dritte Jahr der Zivil-
dienstserviceagentur nachzuweisen und den Wegfall der Voraussetzung unverzüglich der Zivildienstser-
viceagentur mitzuteilen. Wird ein solcher Nachweis nicht erbracht, so tritt der Bescheid über die Befrei-
ung nach einem weiteren Monat außer Kraft.“ 

37. § 13a Abs. 2 lautet: 
„(2) Die nach Abs. 1 befreiten Personen haben den Wegfall der Voraussetzungen unverzüglich der 

Zivildienstserviceagentur mitzuteilen.“ 
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38. In § 14 Abs. 1 und 2 wird der Ausdruck „§ 36a Abs. 3 WG“ jeweils durch den Ausdruck „§ 25 Abs. 1 
Z 4 WG 2001“ ersetzt. 

39. § 14 Abs. 5 lautet: 
„(5) Der Zivildienstpflichtige, dessen Zivildienst aufgeschoben wurde, hat den vorzeitigen Wegfall 

der Voraussetzungen für den Aufschub unverzüglich der Zivildienstserviceagentur mitzuteilen.“ 

40. § 15 Abs. 3 lautet: 
„(3) Die Zivildienstserviceagentur hat die nach Abs. 2 nicht einrechenbaren Zeiten festzustellen.“ 

41. § 16 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Zivildienstserviceagentur kann mit Bescheid den ordentlichen Zivildienst eines Zivildienst-

leistenden um bis zu drei Wochen verlängern, wenn dieser durch wiederholte schwere Verstöße gegen 
seine Dienstpflichten bewirkt hat, dass die von ihm auf diesem Zivildienstplatz zu erwartende Leistung 
nicht bloß kurzfristig erheblich unterschritten wurde.“ 

42. § 17 lautet: 
„§ 17. Die Zivildienstserviceagentur hat den Zivildienstpflichtigen zu einer anderen Dienstleistung 

in derselben Einrichtung zu verpflichten, wenn 
 1. seine Eignung für die bisherige Dienstleistung nicht mehr gegeben ist, 
 2. die Einrichtung keinen Bedarf mehr an seinen Dienstleistungen der bisherigen Art hat oder  
 3. den Interessen des Zivildienstes durch eine andere Art der Dienstleistung besser entsprochen 

wird.“ 

43. § 18 lautet: 
„§ 18. Die Zivildienstserviceagentur hat den Zivildienstpflichtigen einer anderen Einrichtung zuzu-

weisen, wenn 
 1. die Anerkennung der bisherigen Einrichtung als Träger des Zivildienstes widerrufen wurde (§ 4 

Abs. 4), 
 2. die bisherige Einrichtung keinen Bedarf mehr an den Dienstleistungen des Zivildienstpflichtigen 

hat und eine Verfügung nach § 17 Z 2 nicht in Betracht kommt, 
 3. die Eignung des Zivildienstpflichtigen für die Dienstleistungen nicht mehr gegeben ist, sofern 

eine Verfügung nach § 17 Z 1 nicht in Betracht kommt, 
 4. die bisherige Einrichtung von einem Streik oder einer Aussperrung betroffen ist oder 
 5. den Interessen des Zivildienstes durch die Dienstleistung bei einer anderen Einrichtung besser 

entsprochen wird.“ 

44. § 19 lautet: 
„§ 19. (1) Die Verfügungen nach den §§ 17 und 18 sind von der Zivildienstserviceagentur von Amts 

wegen, auf Antrag des Zivildienstpflichtigen oder auf Antrag des Rechtsträgers der Einrichtung zu tref-
fen. 

(2) In Zweifelsfällen des § 17 Z 1 und § 18 Z 3 hat die für den Aufenthaltsort des Zivildienstleisten-
den zuständige Bezirksverwaltungsbehörde über Ersuchen der Zivildienstserviceagentur ein amtsärztli-
ches Gutachten einzuholen und sich über die gesundheitliche Eignung zur weiteren Dienstleistung zu 
äußern. Im Falle einer Dienstunfähigkeit (§ 19a Abs. 1) hat das Gutachten auch deren Beginn und voraus-
sichtliche Dauer anzugeben. 

(3) Wenn im Falle des § 18 die Voraussetzungen der Z 1, 2 oder 3 vorliegen, eine geeignete andere 
Einrichtung aber nicht zu finden ist, hat die Zivildienstserviceagentur den Dienst des Zivildienstleistenden 
zu unterbrechen. Für die verbleibende Dienstzeit hat sobald wie möglich eine weitere Zuweisung zu er-
folgen.“ 

45. § 19a Abs. 5 lautet: 
„(5) Zivildienstpflichtige, die aus dem Zivildienst vorzeitig entlassen worden sind, haben den Weg-

fall der Voraussetzungen für die vorzeitige Entlassung unverzüglich der Zivildienstserviceagentur mitzu-
teilen.“ 
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46. § 19b Abs. 1 und 2 lautet: 
„(1) Die Zivildienstserviceagentur kann einen Zivildienstleistenden vorzeitig aus dem Zivildienst 

entlassen, wenn der Betroffene trotz Aufforderung zur ordnungsgemäßen Dienstleistung durch den Vor-
gesetzten durch sein Verhalten zu erkennen gibt, dass er nicht gewillt ist, den Zivildienst ordnungsgemäß 
abzuleisten. 

(2) Die Zivildienstserviceagentur hat zugleich mit einer Entscheidung gemäß Abs. 1 festzustellen, 
für welchen Zeitraum der Betroffene zur Ableistung der verbleibenden Dienstzeit zurückgestellt wird.“ 

47. Nach § 20 wird folgender Abschnitt IIIa samt Überschrift eingefügt: 

„Abschnitt IIIa 
Sonderbestimmungen für den freiwilligen Zivildienst 

§ 20a. (1) Wer freiwilligen Zivildienst nach § 6b leisten will, hat sich einer Gesundheitsuntersu-
chung zu unterziehen, in der die körperliche und geistige Eignung zum Zivildienst zu prüfen ist. Diese 
wird vom Heerespersonalamt durchgeführt. Auf die Gesundheitsuntersuchung sind die §§ 7, 13 und 14 
des Heeresgebührengesetzes 2001 (HGG 2001), BGBl. I Nr. 31, mit der Maßgabe anzuwenden, dass an 
die Stelle der Prüfung der Eignung zum Wehrdienst die Prüfung zur Eignung zum freiwilligen Zivildienst 
tritt. Ebenso ist § 1 des Heeresversorgungsgesetzes, BGBl. Nr. 27/1964, sinngemäß anzuwenden. 

(2) Auf Frauen, die einen Zivildienst nach § 6b leisten, sind die §§ 3 bis 9 des Mutterschutzgesetzes 
1979, BGBl. Nr. 221, betreffend den Schutz werdender und stillender Mütter anzuwenden. § 2 Abs. 2 Z 4 
HGG 2001 gilt sinngemäß. 

(3) Wurde der Zivildienst wegen einer bevorstehenden oder erfolgten Entbindung vorzeitig beendet, 
so kann sich die Frau binnen drei Jahren bei der Zivildienstserviceagentur freiwillig melden und bei Vor-
liegen der sonstigen Voraussetzungen für die restliche Dauer dieses Zivildienstes zugewiesen werden.“ 

48. § 21 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Zivildienstserviceagentur hat Zivildienstpflichtige bei Elementarereignissen, Unglücksfäl-

len außergewöhnlichen Umfanges und außerordentlichen Notständen (insbesondere in Zeiten, in denen 
Wehrpflichtige zur Leistung des Einsatzpräsenzdienstes einberufen werden) im personell und zeitlich 
notwendigen Ausmaß zur Leistung des außerordentlichen Zivildienstes zu verpflichten. Die Zivildienst-
pflichtigen sind anerkannten Einrichtungen (§ 4 Abs. 1) zuzuweisen, die in besonderem Maße geeignet 
sind, die Erfüllung des Zweckes dieses außerordentlichen Zivildienstes zu gewährleisten.“ 

49. § 21 Abs. 4 lautet: 
„(4) Sofern der Umfang der für die Verpflichtung gemäß Abs. 1 maßgeblichen Umstände den Ein-

satz so vieler Zivildienstpflichtiger erfordert, dass die Kapazität der zur Verfügung stehenden Einrichtun-
gen für ihre Aufnahme nicht ausreicht, kann die Zivildienstserviceagentur die Zuweisung zur Leistung 
des außerordentlichen Zivildienstes zum Bundesministerium für Inneres vornehmen.“ 

50. § 23 Abs. 3 lautet: 
„(3) Der Zivildienstleistende ist verpflichtet, eine vom Rechtsträger der Einrichtung oder von der Zi-

vildienstserviceagentur zugewiesene dienstliche Unterkunft zu beziehen.“ 

51. In § 23 Abs. 4 lautet der erste Satz: 
„Der Zivildienstleistende ist von der Zivildienstserviceagentur mit einem Dienstabzeichen auszustatten.“ 

52. In § 23a Abs. 2 lautet der erste Satz: 
„Das Ausmaß der Freistellung beträgt eine Woche oder sechs Werktage, bei einer Fünf-Tage-Woche fünf 
Arbeitstage.“ 

53. In § 23b wird die Wortfolge „einer Woche“ durch die Wortfolge „drei Tagen“ ersetzt. 

54. In § 23c Abs. 1 wird die Wortfolge „sobald wie möglich“ durch das Wort „unverzüglich“ ersetzt. 

55. In § 25a Abs. 2 Z 1 wird die Zahl „9,52“ durch die Zahl „12,87“ ersetzt. 

56. In § 28 Abs. 2 wird die Zahl „218“ durch die Zahl „150“ ersetzt. 
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57. In § 28 Abs. 4 wird in Z 1 die Zahl „436“ durch die Zahl „500“ und in Z 2 die Zahl „218“ durch die 
Zahl „310“ ersetzt.  

58. In § 31 Abs. 3 wird die Wortfolge „des Zivildienstrates“ durch die Wortfolge „des Zivildienstbe-
schwerderates“ ersetzt. 

59. § 31 Abs. 4 letzter Satz lautet: 
„Ist der Zivildienstleistende länger als einen Monat vom Dienst abwesend, hat die Zivildienstserviceagen-
tur die nach Abs. 1 Z 6 und 7 gebührenden Vergütungen von dem auf den Ablauf dieser Frist folgenden 
Monatsersten bis zum letzten Tag des Monats, in dem der Zivildienstleistende den Dienst wieder antritt, 
einzustellen.“ 

60. § 32 Abs. 1 und 2 lautet: 
„(1) Die nach den § 31 Abs. 1 Z 1 bis 7 und Abs. 8 gebührenden Beträge sind vom Bund zu tragen. 

Die Zivildienstserviceagentur hat sie zu berechnen, zahlbar zu stellen, auszuzahlen und zu verrechnen. 
Auf Verlangen der Zivildienstserviceagentur ist der Rechtsträger der Einrichtung verpflichtet, die Aus-
zahlung durchzuführen. 

(2) Die Pauschalvergütung (Grundvergütung und Zuschläge) ist am Dienstantrittstag für den laufen-
den Monat, für die übrige Zeit jeweils am ersten jeden Monats im Voraus auszuzahlen. § 54 Abs. 1 bis 5 
HGG 2001 ist anzuwenden.“ 

61. § 32 Abs. 4 bis 6 lautet: 
„(4) Auf Antrag des Zivildienstleistenden hat die Zivildienstserviceagentur über die nach § 31 ge-

bührenden Geldbeträge mit Bescheid zu erkennen. 
(5) Der Zivildienstleistende hat zu Unrecht empfangene Bezüge der auszahlenden Stelle zu ersetzen. 

§ 55 HGG 2001 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die dort genannten Entscheidungen von der Zivil-
dienstserviceagentur zu treffen sind. 

(6) Die während eines Einsatzes im außerordentlichen Zivildienst (§ 21 Abs. 1) gebührenden Beträ-
ge, die von der Zivildienstserviceagentur auszuzahlen sind, sind insoweit abweichend von den in diesem 
Bundesgesetz und den darauf beruhenden Verordnungen festgelegten Auszahlungsfristen und Auszah-
lungstagen auszuzahlen, als dies die jeweiligen Erfordernisse des Zivildienstes notwendig machen.“ 

62. § 32a Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Zivildienstserviceagentur kann die dem Zivildienstleistenden nach § 31 Abs. 1 Z 1 bis 7 ge-

bührenden Beträge auf ein vom Zivildienstleistenden unmittelbar nach Antritt des Zivildienstes zu eröff-
nendes Bezugskonto überweisen.“ 

63. § 34 Abs. 1 bis 3 lautet: 
„(1) Der Zivildienstpflichtige, der 

 1. einen ordentlichen Zivildienst oder 
 2. einen außerordentlichen Zivildienst gemäß § 8a Abs. 6 im Anschluss an einen in Z 1 genannten 

Zivildienst leistet,  
hat Anspruch auf Familienunterhalt und Wohnkostenbeihilfe, wie er einem Wehrpflichtigen nach § 23 
HGG 2001 zusteht. 

(2) Auf den Familienunterhalt und die Wohnkostenbeihilfe sind die Bestimmungen des 
5. Hauptstückes des HGG 2001 sowie dessen §§ 50, 54 Abs. 1 bis 5 und 55 nach Maßgabe des Abs. 3 
anzuwenden. Dabei treten an die Stelle 
 1. des Heerespersonalamtes die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Sprengel der Hauptwohnsitz 

des Zivildienstpflichtigen liegt, 
 2. der militärischen Dienststelle die Einrichtung, die im Zuweisungsbescheid angegeben ist (§ 11 

Abs. 1), 
 3. des in § 55 Abs. 3 HGG 2001 genannten Bundesministers für Landesverteidigung die Zivil-

dienstserviceagentur und 
 4. der Wirksamkeit der Einberufung im Sinne des § 23 Abs. 3 HGG 2001 die Genehmigung des 

Zuweisungsbescheides. 
(3) Der Antrag auf Zuerkennung oder Änderung von Familienunterhalt und Wohnkostenbeihilfe 

kann auch bei der Gemeinde eingebracht werden, in der der Zivildienstpflichtige seinen Hauptwohnsitz 
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hat. Diese hat den Antrag an die Bezirksverwaltungsbehörde weiterzuleiten. Die Auszahlung des Famili-
enunterhalts und der Wohnkostenbeihilfe erfolgt durch die Zivildienstserviceagentur. Die Bescheide über 
deren Zuerkennung oder Änderung sind auch der Zivildienstserviceagentur zuzustellen. Die dem Zivil-
dienstleistenden gebührenden Geldleistungen sind so rechtzeitig zu überweisen, dass ihm diese an dem im 
§ 32 Abs. 2 angeführten Auszahlungstermin zur Verfügung stehen.“ 

64. In § 34b Abs. 1 Z 2 wird die Abkürzung „WG“ durch die Abkürzung „WG 2001“ ersetzt. 

65. § 34b Abs. 2 und 3 lautet: 
„(2) Auf die Entschädigung und die Fortzahlung der Dienstbezüge sind die Bestimmung des 

6. Hauptstückes des HGG 2001 sowie dessen §§ 50, 54 Abs. 1 bis 5 und 55 nach Maßgabe des Abs. 3 
anzuwenden. Dabei treten an die Stelle 
 1. des Heerespersonalamtes die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Sprengel der Hauptwohnsitz 

des Zivildienstpflichtigen liegt, 
 2. des in § 55 Abs. 3 HGG 2001 genannten Bundesministers für Landesverteidigung die Zivil-

dienstserviceagentur und 
 3. der in § 44 Abs. 2 Z 1 und 2 HGG 2001 genannten militärischen Dienststelle und des Heeresper-

sonalamtes die Bezirksverwaltungsbehörde. 
(3) Bei einer Übung oder einem Dienst gemäß Abs. 1 Z 2 sind auszuzahlen: 

 1. die Pauschalentschädigung gemäß § 36 Abs. 1 HGG 2001 von der Zivildienstserviceagentur bei 
der Entlassung aus diesem Zivildienst und 

 2. die Entschädigungen gemäß den §§ 36 Abs. 2 und 42 Abs. 2 und 3 HGG 2001 sowie der Kosten-
ersatz gemäß § 41 Abs. 2 HGG 2001 von der Bezirksverwaltungsbehörde, die über diese An-
sprüche zu entscheiden hat.“ 

66. § 37 lautet: 
„(1) Jeder Zivildienstpflichtige ist berechtigt, vor, während oder nach der Leistung des Zivildienstes 

beim Zivildienstbeschwerderat in allen mit seiner Zivildienstpflicht zusammenhängenden Belangen Be-
schwerde zu führen (außerordentliche Beschwerde), wenn die vorangegangene Streitschlichtung bei der 
Schlichtungsstelle gemäß § 55 Abs. 4 erfolglos geblieben ist. 

(2) Der Zivildienstbeschwerderat hat die Beschwerden zu prüfen und über ihre Erledigung Empfeh-
lungen an den Bundesminister für Inneres zu beschließen. Er kann die Überprüfung von Beschwerden 
nötigenfalls an Ort und Stelle vornehmen und von den Organen der zuständigen Behörden und Rechtsträ-
ger alle einschlägigen Auskünfte einholen.“ 

67. § 37c Abs. 2 zweiter Satz lautet: 
„Er kann, wenn er einer Einrichtung mit einer oder mehreren Einsatzstellen zugewiesen ist, vom Rechts-
träger der Einrichtung nur mit Zustimmung der Zivildienstserviceagentur zu einer anderen Einsatzstelle, 
zur Einrichtung selbst oder von dieser zu einer Einsatzstelle zugeteilt werden.“ 

68. § 37d Abs. 2 lautet: 
„(2) Zivildienstpflichtige, die einen ordentlichen Zivildienst leisten, haben den Vertrauensmann 

(Stellvertreter) jeweils sobald als möglich, spätestens jedoch innerhalb von fünf Wochen nach den von 
der Zivildienstserviceagentur festgelegten allgemeinen Zuweisungsterminen zu wählen.“ 

69. § 38 Abs. 5 erster Satz lautet: 
„Der Rechtsträger der Einrichtung hat der Zivildienstserviceagentur und dem Zivildienstleistenden be-
kannt zu geben, welche Personen als Vorgesetzte des Zivildienstleistenden fungieren. Der Vorgesetzte ist 
vom Rechtsträger ausreichend über seine Rechte und Pflichten zu informieren.“ 

70. § 39 Abs. 1 Z 1 und 2 lautet: 
 „1. unverzüglich die Zivildienstserviceagentur zu verständigen, wenn der Zivildienstleistende die 

ihm nach den §§ 22 und 23 obliegenden Pflichten vernachlässigt oder wenn die Voraussetzungen 
für eine Änderung des Zuweisungsbescheides nach den §§ 17 und 18 eintreten, 

 2. Dienstabwesenheiten des Zivildienstleistenden in den Fällen der §§ 23a und 23b der Zivildienst-
serviceagentur mitzuteilen und“ 
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71. § 41 samt Überschrift lautet: 
„Arbeitsbestätigung 

§ 41. Der Rechtsträger der Einrichtung hat dem Zivildienstleistenden eine Bestätigung über die Dau-
er des im Anschluss an den ordentlichen Zivildienst freiwillig geleisteten Dienstes auszustellen, die ge-
eignet ist, eine Anrechnung im Rahmen von weiteren Ausbildungen in den Berufen der Bereiche des § 3 
Abs. 2 zu ermöglichen.“ 

72. In der Überschrift zu Abschnitt VII wird der Begriff „Zivildienstrat“ durch den Begriff 
„Zivildienstbeschwerderat“ ersetzt. 

73. § 43 lautet: 
„§ 43. (1) Beim Bundesministerium für Inneres wird ein Zivildienstbeschwerderat eingerichtet. 
(2) Der Zivildienstbeschwerderat hat 

 1. Beschwerden nach § 37 zu behandeln und über ihre Erledigung Empfehlungen an den Bundes-
minister für Inneres zu beschließen, 

 2. den Bundesminister für Inneres vor Erlassung der Verordnungen nach § 31 Abs. 3 zu beraten und 
 3. Bescheide nach § 6 Abs. 3 zu erlassen.“ 

74. In § 44 Abs. 1 werden der Begriff „Zivildienstrat“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerderat“ er-
setzt und der Begriff „Zivildienstrates“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerderates“. 

75. In § 44 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „ , wenn erforderlich,“.

76. In § 45 Abs. 1 und 2 werden jeweils der Begriff „Zivildienstrates“ durch den Begriff „Zivildienstbe-
schwerderates“ ersetzt und in Abs. 3 wird der Begriff „Zivildienstrat“ durch den Begriff „Zivildienstbe-
schwerderat“ ersetzt. 

77. In § 46 wird der Begriff „Zivildienstrates“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerderates“ ersetzt. 

78. In § 47 Abs. 1 wird der Begriff „Zivildienstrat“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerderat“ ersetzt 
und in Abs. 2, 3 und 4 wird jeweils der Begriff „Zivildienstrates“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwer-
derates“ ersetzt. 

79. § 47 Abs. 3 Z 2 lautet: 
 „2. ein rechtskundiger Vertreter des Bundesministeriums für Inneres als Berichterstatter;“ 

80. In § 49 Abs. 1 wird der Begriff „Zivildienstrates“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerderates“ 
ersetzt und der Begriff „Jahresschluß“ durch die Wortfolge „Ende jeden Kalenderjahres“ ersetzt. 

81. In § 50 wird der Begriff „Zivildienstrates“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerderates“ ersetzt. 

82. In § 51 Abs. 1 wird jeweils der Begriff „Zivildienstrates“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerdera-
tes“ ersetzt. 

83. In § 51 Abs. 3 wird die Wortfolge „der Bundesminister für Inneres“ durch die Wortfolge „die Zivil-
dienstserviceagentur“ ersetzt. 

84. § 53 lautet: 
„§ 53. (1) Der Zivildienstbeschwerderat entscheidet in den Fällen nach § 43 Abs. 2 Z 3 (§ 6 Abs. 3) 

in oberster Instanz. Die in diesen Fällen ergangenen Bescheide unterliegen nicht der Aufhebung oder 
Abänderung im Verwaltungsweg; eine Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes ist zulässig. 

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben auf Ersuchen des Zivildienstbeschwerderates in den Fäl-
len des § 43 Abs. 2 Z 2 und 3 mittelbare Beweisaufnahmen und Erhebungen (§ 55 Abs. 1 AVG) durchzu-
führen, soweit dies für die Entscheidung nach § 6 Abs. 3 und für die Empfehlung nach § 37 Abs. 2 erfor-
derlich ist. 

(3) Alle Behörden und Ämter haben dem Zivildienstbeschwerderat die von ihm verlangten, für die 
Feststellung nach § 6 Abs. 3 erforderlichen Auskünfte zu erteilen, soweit nicht andere Rechtsvorschriften 
eine Beschränkung der Auskunftspflicht vorsehen.“ 

85. In § 54 Abs. 1 wird der Begriff „Zivildienstrat“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerderat“ und in 
Abs. 2 jeweils der Begriff „Zivildienstrates“ durch den Begriff „Zivildienstbeschwerderates“ ersetzt. 
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86. Abschnitt VIIa entfällt samt Überschrift. 

87. § 55 Abs. 4 und 5 lauten: 
„(4) Die in Abs. 1 genannten Behörden haben eine Schlichtungsstelle zur einvernehmlichen Lösung 

von Beschwerdefällen einzurichten. § 37 bleibt davon unberührt. 
(5) Die Überwachungsbehörden haben festgestellte Verstöße unverzüglich der Zivildienstservice-

agentur zu berichten.“ 

88. § 56 lautet: 
„§ 56. (1) Bei einer der Zivildienstserviceagentur gemäß § 16a Abs. 4 Meldegesetz 1991, BGBl. 

9/1902, eingeräumten Abfrageberechtigung ist die Auswählbarkeit aller Zivildienstpflichtigen, die das 
50. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, vorzusehen. 

(2) Zivildienstpflichtige, die ihren Aufenthalt für länger als sechs Monate in das Ausland verlegen, 
haben dies unverzüglich der Zivildienstserviceagentur und der örtlich zuständigen österreichischen Ver-
tretungsbehörde zu melden. Die Rückverlegung des Aufenthaltes in das Inland ist vom Zivildienstpflich-
tigen binnen drei Wochen der Zivildienstserviceagentur zu melden. Dies gilt jedoch nicht für Zivildienst-
pflichtige, 
 1. deren dauernde Untauglichkeit für jeden Zivildienst festgestellt worden ist oder 
 2. die ihren ordentlichen Zivildienst vollständig geleistet haben und denen kein Bereitstellungs-

schein (§ 21a Abs. 2) ausgefolgt worden ist.“ 

89. Abschnitt IXa samt Überschrift lautet: 

„Abschnitt IXa 
Verwendung personenbezogener Daten 

§ 57a. (1) Der Bundesminister für Inneres und die Zivildienstserviceagentur dürfen personenbezoge-
ne Daten nur verwenden, wenn es zur Vollziehung des Zivildienstgesetzes erforderlich ist. Insbesondere 
dürfen sie Daten von Zivildienstwerbern und Zivildienstpflichtigen sowie von Rechtsträgern und Einrich-
tungen nur verarbeiten, soweit dies zur Wahrnehmung der ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben eine 
wesentliche Voraussetzung bildet. 

(2) Der Bundesminister für Inneres und die Zivildienstserviceagentur sind ermächtigt, an die in 
Abs. 3 genannten Empfänger folgende Daten zu übermitteln, soweit dies für die Erfüllung der diesen 
Empfängern jeweils übertragenen Aufgaben erforderlich ist: Name, Geburtsdatum, Sozialversicherungs-
nummer, Geburtsort und Adresse des Zivildienstwerbers und des Zivildienstpflichtigen (Stammdaten-
satz), Daten des Bescheides gemäß § 5 Abs. 4 sowie des Zuweisungsbescheides, Dauer des Zivildienstes 
und Art der vom Zivildienstleistenden zu erbringenden Tätigkeiten, Bezeichnung und Adresse von 
Rechtsträgern und Einrichtungen. 

(3) Die Empfänger der Daten sind: 
 1. die Rechtsträger und ihre Einrichtungen;  
 2. die Landeshauptmänner, Bezirksverwaltungsbehörden und Bundespolizeidirektionen;  
 3. die Militärkommanden; 
 4. der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger und die Träger der Sozialversi-

cherung. 
(4) Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger ist verpflichtet, dem Bundes-

ministerium für Inneres und der Zivildienstserviceagentur auf Anfrage die Sozialversicherungsnummer 
von Zivildienstpflichtigen bekannt zu geben.“ 

90. § 57a Abs. 3 lautet: 
„(3) Die Empfänger der Daten sind: 

 1. die Rechtsträger und ihre Einrichtungen;  
 2. die Landeshauptmänner, Bezirksverwaltungsbehörden und Bundespolizeidirektionen;  
 3. die Militärkommanden; 
 4. der Zivildienstbeschwerderat;  
 5. der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger und die Träger der Sozialversi-

cherung; 
 6. das Heerespersonalamt für die Vollziehung des § 20a.“ 
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91. § 69a entfällt. 

92. In § 75 wird das Zitat „§ 2 Abs. 1“ durch das Zitat „§ 1 Abs. 1“ ersetzt. 

93. § 75a lautet: 
„§ 75a. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, 

sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.“ 

94. (Verfassungsbestimmung) § 75b lautet: 
„§ 75b. (Verfassungsbestimmung) Zivildienstpflichtigen darf innerhalb der Geltung des Verbotes 

gemäß § 5 Abs. 5 von den Sicherheitsbehörden keine Erlaubnis zum Erwerb, Besitz oder Führen von 
Waffen im Sinne des § 1 des Waffengesetzes 1996 erteilt werden; ausgestellte derartige Urkunden sind zu 
entziehen.“ 

95. Dem § 76c werden folgende Abs. 21 bis 23 angefügt: 
„(21) Die §§ 2 samt Überschrift, 4 Abs. 6, 5 Abs. 1 und 2 mit Ausnahme des Klammerzitats (§ 1 

Abs. 2), 3 und 4, 5a Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, 6 Abs. 3 und 4, 8, 8a Abs. 1 und 6, 10 Abs. 3, 11 Abs. 2, 12 
Abs. 2, 13 Abs. 1, 3 und 4, 13a Abs. 2, 14 Abs. 1, 2 und 5, 15 Abs. 3, 16 Abs. 1, 17, 18, 19, 19a Abs. 5, 
19b Abs. 1 und 2, 21 Abs. 1 und 4, 23 Abs. 3 und 4, 23c Abs.1, 31 Abs. 3 und 4, 32 Abs. 1, 2 und 4 bis 6, 
32a Abs. 1, 34 Abs. 1 bis 3, 34b Abs. 1 Z 2, Abs. 2 und Abs. 3, 37c Abs. 2, 37d Abs. 2, 38 Abs. 5, 39 
Abs. 1 Z 1 und 2, 56, 75a und 76e in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2005 treten mit 
1. Oktober 2005 in Kraft. Die §§ 4 Abs. 5, die Klammerzitate (§ 1 Abs. 2) in § 5 Abs. 1 und 2, 5a Abs. 1 
Z 3 und Abs. 3, 6 Abs. 1, 6b Abs. 1 und 3 bis 5 sowie die Überschrift, 7 Abs. 1, 7a samt Überschrift, 
Abschnitt IIIa samt Überschrift, die §§ 23a Abs. 2, 23b, 25a Abs. 2 Z 1, 28 Abs. 2 und 4, 37, 41 samt 
Überschrift, die Überschrift zu Abschnitt VII, 43, 44 Abs. 1 und 2, 45, 46, 47 Abs. 1 bis 4, 49 Abs. 1, 50, 
51 Abs. 1 und 3, 53, 54 Abs. 1, 55 Abs. 4 und 5, 75 und § 77 Abs. 1 Z 3 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. xxx/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft. 

(22) Abschnitt VIIa und 69a treten mit Ablauf des 30. September 2005 außer Kraft. Die §§ 4 Abs. 5a 
und 7 Abs. 2 erster Satz treten mit Ablauf des 31. Dezember 2005 außer Kraft. 

(23) Abschnitt IXa samt Überschrift in der Fassung des Art. 3 Z 89 des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2005 tritt mit 1. Oktober 2005 in Kraft. § 57a Abs. 3 in der Fassung des Art. 3 Z 90 des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. xxx/2005 tritt mit 1. Jänner 2006 in Kraft.“ 

96. (Verfassungsbestimmung) Dem § 76c wird folgender Abs. 24 angefügt: 
„(24) (Verfassungsbestimmung) Der bisherige § 2 (§ 1 neu), § 5 Abs. 5, § 6b Abs. 2, § 12a Abs. 1 

und 2, § 12b Abs. 1 und 3 und § 75b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2005 treten mit 
1. Jänner 2006 in Kraft; gleichzeitig tritt § 1 außer Kraft.“ 

97. Nach § 76d wird folgender § 76e samt Überschrift eingefügt: 
„Sprachliche Gleichbehandlung 

§ 76e. Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen nur in 
männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich, soweit dies inhaltlich in Betracht kommt, auf Frauen 
und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der Bezeichnung auf bestimmte natürliche Personen 
ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.“ 

98. § 77 Abs. 1 Z 3 lautet: 
 „3. der §§ 5a Abs. 3 Z 1 und 20a der Bundesminister für Landesverteidigung im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Inneres,“ 
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Vorblatt 
Inhalt: 
Der vorliegende Gesetzentwurf enthält im Wesentlichen folgende Regelungen: 
- Schaffung der Zivildienstserviceagentur als nachgeordnete Behörde des Bundesministers für Inneres 
- Eröffnung der Möglichkeit eines freiwilligen Zivildienstes für alle österreichischen Staatsbürger sowie 
für Staatsangehörige einer anderen Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum. 
- Herabsetzung der Dauer des ordentlichen Zivildienstes auf neun Monate 
- Herabsetzung der Mindestdauer des anrechenbaren Auslandsdienstes auf zwölf Monate 
- Attraktivierung für eine im Anschluss an den ordentlichen Zivildienst mit dem Rechtsträger eingegan-
gene Vereinbarung durch Freiwilligenförderung für die Dauer von drei Monaten 
- Verbesserung der Beschwerdemöglichkeiten durch Schaffung einer Schlichtungsstelle in den Überwa-
chungsbehörden der Länder und Neugestaltung des Zivildienstbeschwerderates 
- Erhöhung der Pauschalvergütung für Zivildienstleistende 
- Anpassung und Vereinfachung der Vergütungsstufen der Rechtsträger 
- Verpflichtung des Rechtsträgers zur Ausstellung eines anerkennungsfähigen Arbeitszeugnisses für den 
Zivildienstleistenden 
- Verbesserungen und legistische Klarstellungen im Sinne praxisorientierter Verbesserungen für Zivil-
dienstleistende  
- notwendigerweise damit zusammenhängende Anpassungen in anderen Gesetzen (B-VG, EGVG) 
- Integration einer Kompetenzbestimmung betreffend die Angelegenheiten des Zivildienstes in das B-VG 
Alternativen: 
Andere Wege zur Erreichung der angestrebten Ziele stehen nicht zur Verfügung. 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 
Keine. 
Finanzielle Auswirkungen: 
Mit den Novellierungsvorschlägen wird die Errichtung einer Zivildienstserviceagentur als nachgeordnete 
Dienststelle des Bundesministers für Inneres geschaffen; die bisherigen Leistungen für die Zivildienstges. 
m. b. H. fallen weg. 
Die vorgeschlagenen Attraktivierungsmaßnahmen sind budgetwirksam. 
Hinsichtlich der weiteren vorgeschlagenen Maßnahmen sind derzeit seriöse Angaben zu den finanziellen 
Auswirkungen nicht möglich. 
Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 
Der Entwurf steht in keinem Widerspruch zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union. 
Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens: 
Zweidrittelmehrheit im Nationalrat gemäß Art. 44 Abs. 1 B-VG. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Hauptgesichtspunkte des Entwurfes: 
Der Entwurf einer ZDG-Novelle 2005 schlägt Regelungen in unterschiedlichen Bereichen des Gesetzes 
vor. 
1. Zur Schaffung einer Zivildienstserviceagentur 
Der Verfassungsgerichtshof kam in seinem Prüfungsverfahren zu G 36/04, V 20/04 über die Verfas-
sungsmäßigkeit der Zivildienstorganisation zum Ergebnis, dass die ausnahmslose Ausgliederung der 
Zivildienstverwaltung verfassungswidrig ist. In der Folge war daher auch die Verordnung, die näheres 
hinsichtlich dieser Ausgliederung regelte, gesetzwidrig. 
Im Wesentlichen begründete der Verfassungsgerichtshof seine Entscheidung damit, dass die militärische 
Landesverteidigung und der Zivildienst eng miteinander verknüpft sind. In beiden Fällen handelt es sich 
um die Ableistung eines staatlichen Dienstes. Beim Zivildienst handelt es sich um einen Ersatz, der - 
zuvor festgestellten - Wehrpflicht nachzukommen. Die Verpflichtung, Zivildienst abzuleisten, beruht also 
zunächst auf der Wehrpflicht. Darüber hinaus sind die Zivildiener während des Zivildienstes erheblichen 
Einschränkungen unterworfen, was etwa die Berufsausübung oder den Aufenthaltsort betrifft. In die ver-
fassungsrechtlich geschützten Grundrechte des Einzelnen wird dadurch erheblich eingegriffen.  
Aus diesen Überlegungen kam der Verfassungsgerichtshof zum Schluss, dass alle Entscheidungen im 
Rahmen der Zivildienstverwaltung, die derartige Grundrechtseingriffe für den einzelnen bewirken, aus 
verfassungsrechtlichen Gründen - schon wegen des Grundrechtseingriffes für und während dieses staatli-
chen Dienstes - nicht an eine selbständige, nicht staatliche, Einrichtung  ausgelagert werden dürfen. Die 
Verpflichtung zur Ableistung des Zivildienstes bleibt eine solche gegenüber dem Staat, selbst wenn der 
Dienst bei (privaten) Einrichtungen abgeleistet wird. 
Die Konsequenz dieser Entscheidung ist, dass die Aufgaben der Zivildienstverwaltung künftig von einer 
staatlichen Behörde wahrgenommen werden müssen. Im Hinblick auf die notwendigen Neuregelungen 
hat der Verfassungsgerichtshof eine Frist bis zum 31. Dezember 2005 gesetzt.  
Mit dem vorliegenden Entwurf soll eine dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes folgende verfas-
sungskonforme Regelung geschaffen werden, die auch weiterhin dem Servicegedanken für Zivildienst-
leistende in hohem Maße Rechnung trägt. So wird im neu eingefügten § 2 eine Behörde mit dem Namen 
Zivildienstserviceagentur eingerichtet, die in erster Instanz in Unterordnung unter den Bundesminister für 
Inneres zur Durchführung der Zivildienstagenden berufen ist. Damit ist jedenfalls auch dem Rechts-
schutzgedanken Rechnung getragen, weil Zivildienstpflichtigen das Rechtsmittel der Berufung gegen 
negative Bescheide der Zivildienstserviceagentur offen steht. Sitz dieser Behörde ist Wien. 
2. Zur Verkürzung des ordentlichen Zivildienstes und des Auslandsdienstes 
Die Ergebnisse der Bundesheerreform-Kommission und insbesondere die Verkürzung des Wehrdienstes 
erfordern entsprechende Maßnahmen im Bereich des Zivildienstes. Ebenso bestand in der Zivildienstre-
formkommission mehrheitlich Konsens darüber, dass die bisherige Dauer des Zivildienstes adäquat zu 
reduzieren sein werde, zumal es sich beim Zivildienst um einen Wehrersatzdienst handelt. Unter Erwä-
gung aller Umstände und Belastungen dieser beiden Dienste ist auf die Wehrpflicht (Inhalt und Dauer) 
Bedacht zu nehmen. Wesentlich ist die vergleichbare Belastung von Zivildienstleitenden und Wehr-
dienstpflichtigen (Verfassungsgerichtshof vom 9. März 2000, B 1883/99). 
In Relation dazu soll auch die anrechenbare Mindestdauer des Auslandsdienstes entsprechend herabge-
setzt werden.  
3. Freiwilliger Zivildienst für alle Staatsangehörige einer Vertragspartei des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum 
Die Zivildienstreformkommission befürwortet die Stärkung der Freiwilligenarbeit durch geeignete An-
reizsysteme. Die Herausforderungen zur Stärkung des freiwilligen Engagements sind in direktem Zu-
sammenhang mit der demografischen Entwicklung und dem aktuellen Status an freiwilligem Engagement 
zu sehen. 
Aus dem Bericht der Zivildienstreformkommission: „Nach den vorliegenden Studien werden im Jahr 
2010 in Österreich die geburtenstarken Jahrgänge in Pension gehen. Auch die Zahl der hilfsbedürftigen 
Menschen wird weiter zunehmen. Um den erhöhten sozialen Leistungsbedarf der Zukunft bewältigen zu 
können, ist die Aktivierung aller bürgergesellschaftlichen Potentiale erforderlich.“ 

 

278/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt18 von 55

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



 

Daher stellte die Zivildienstreformkommission fest, dass die österreichische Freiwilligenpolitik ein we-
sentliches Handlungsfeld der künftigen Sozialpolitik darstellen muss. Sowohl die Öffnung des Zivildiens-
tes auf Basis der Freiwilligkeit für Frauen als auch eine Attraktivierung einer freiwilligen Verlängerung 
der Zivildienstes für Männer seien wichtige Optionen dafür. 
Die Zivildienstreformkommission führt weiter aus: „Der freiwillige Dienst an der Gemeinschaft ist ein 
zunehmend wichtiger Faktor für die soziale Qualität unserer Gesellschaft und ein ausdifferenziertes und 
nachhaltig wirksames Sozialsystem. 
Gefragt ist zur Bewältigung der Herausforderungen im Sozialbereich ein partnerschaftliches und solidari-
sches Miteinander von Staat, NPOs und Bürgerinnen und Bürgern. Der Zivildienst bleibt nach Auffas-
sung der Kommission auch künftig ein unverzichtbarer Leistungsträger dieser Partnerschaft im Interesse 
des Gemeinwohls.“ 
Der vorliegende Gesetzesentwurf soll nunmehr diesen Reformergebnissen dadurch Rechnung tragen, dass 
die grundsätzliche Möglichkeit, Zivildienst zu leisten, Frauen und Männern, die österreichische Staats-
bürger oder Staatsangehörige einer anderen Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind, in gleicher Weise offen stehen soll. Neben der rechtlichen Dimension ist besonders die 
gesellschaftspolitische Komponente von freiwilligen Sozialdiensten zu betonen, die eng an die positiven 
Folgen eines derartigen Dienstes geknüpft sein können. Dabei sind folgende inhaltliche Rahmenbedin-
gungen ins Auge gefasst: 
- Der Zugang zum freiwilligen Zivildienst nach § 6b des Entwurfes soll auf dem Grundsatz absoluter 
Freiwilligkeit beruhen; 
- Ein Austritt aus dem freiwilligen Zivildienst kann jederzeit schriftlich ohne Angabe von Gründen erklä-
ren werden; 
- Die Leistung dieses freiwilligen Zivildienstes knüpft auch beim freiwilligen Zivildienst an eine Eig-
nungsfeststellung an; 
- Begleitend werden die erforderlichen sozialen Absicherungen für Schwangerschaft und Mutterschutz 
insoweit getroffen, als die entsprechende Bestimmung im Heeresgebührengesetz anzuwenden ist. 
Unbeschadet allfälliger gemeinschaftsrechtlicher Verpflichtungen zur Öffnung des Arbeitsmarktes soll 
klargestellt werden, dass der freiwillige Zivildienst allen Staatsangehörigen einer Vertragspartei des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum zugänglich sein soll. 
4.  Attraktivierungsmaßnahmen 
In der Zivildienstreformkommission bestand Einigkeit darüber, dass neben der adäquaten Reduktion der 
bisherigen Dauer des Zivildienstes Maßnahmen zu setzen sein werden, um die Attraktivität des Zivil-
dienstes zu steigern. Entscheidungen über die Reform des Zivildienstes haben nach Auffassung der 
Kommission - neben den Auswirkungen der Bundesheerreform – verschiedenste gesellschaftspolitische 
Interessen, wie  die Anforderungen im Hinblick auf die künftige Sicherstellung sozialer Dienstleistungen,  
die Interessen der Gesellschaft, soziale Leistungen auch in Zukunft leistbar in Anspruch nehmen zu kön-
nen oder die Anforderungen der Trägerorganisationen im Hinblick auf ein tragbares Verhältnis zwischen 
Ausbildungs- und Einsatzzeit angemessen zu berücksichtigen.  
Diesen Überlegungen folgend enthält der vorliegende Gesetzesentwurf eine Reihe von Maßnahmen, die 
auf der Basis der von der Zivildienstreformkommission ausgearbeiteten Empfehlungen die Rahmenbe-
dingungen des Zivildienstes neu gestalten. Im Einzelnen soll dies durch eine Erhöhung der Pauschalver-
gütung, damit korrespondierend durch eine Herabsetzung der von den Rechtsträgern zu leistenden Vergü-
tung bzw. eine Erhöhung des vom Bund an die Rechtsträger auszuzahlenden Zivildienstgeldes erfolgen.  
Insbesondere werden durch die Erhöhung des Zivildienstgeldes die Rechtsträger, bei denen Zivildienst-
leistende zB in der Sozial- und Behindertenhilfe Dienst leisten, berücksichtigt. Weiters soll eine effizien-
tere Gestaltung der Beschwerdemöglichkeiten durch Entlastung des – nunmehr auch so zu bezeichnenden 
– Zivildienstbeschwerderates und Einrichtung einer Schlichtungsstelle in den Überwachungsbehörden der 
Länder erfolgen. 
Ebenso soll die Förderung einer im Anschluss an den ordentlichen Zivildienst abgeschlossenen Vereinba-
rung zwischen Rechtsträger und Zivildienstpflichtigem und die Verpflichtung des Rechtsträgers, dem 
Zivildienstleistenden über die freiwillig geleistete Tätigkeit ein Arbeitszeugnis auszustellen, das für eine 
eventuelle Ausbildung bzw. Anrechung für Sozial- oder Gesundheitsberufe geeignet ist, zur Attraktivie-
rung beitragen.  Es ist vorstellbar, dass im Zuständigkeitsbereich des Bundes, aber auch der Länder ent-
sprechende Begleitmaßnahmen zu setzen sein werden. In diese Richtung geht etwa die Vereinbarung 
gemäß Art 15a zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe, die im Rahmen der 
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jeweiligen Zuständigkeit das Berufsbild, die Tätigkeit und die Ausbildung der Angehörigen der Sozialbe-
rufe nach gleichen Zielsetzungen regelt (779 d.B. XXII. GP).  
Als Inkrafttretenszeitpunkt wird für die Einrichtung der Zivildienstserviceagentur der 1. Oktober 2005, 
für die übrigen Bestimmungen der 1. Jänner 2006 vorgeschlagen. 
5. Integration einer Kompetenzbestimmung betreffend die Angelegenheiten des Zivildienstes in das B–
VG. 
Im Sinne des Kodifikationsgedankens sollen die derzeit in § 1 des Zivildienstgesetzes 1986 enthaltenen 
kompetenzrechtlichen Regelungen in das B-VG integriert werden. 
Finanzielle Auswirkungen: 
Mit der Schaffung einer Zivildienstserviceagentur als nachgeordnete Dienststelle ist die Zivildienstgeba-
rung – unabhängig von ihrer Ausgestaltung als Dienstbehörde gemäß DVV - im Entwurf des Bundesvor-
anschlages bei einem besonderen Titel ,,Zivildienst“ dar zu stellen (vgl. § 57 ZDG).  
Bei diesem Paragraph 1/1103 Zivildienst wird im Rahmen einer BFG-Novelle durch eigene VA-Ansätze 
für Personalausgaben und Aufwendungen (gesetzl. Verpflichtungen) entsprechende Vorsorge zu treffen 
sein. 
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1) Errichtung der Zivildienstserviceagentur

 Legende:     z. K. B.  = zusätzliche Kosten Bund
b. K. B.  = bestehende Kosten Bund
z. K. L.  = zusätzliche Kosten Länder u sonst Rechtsträger

Personalkosten
1) - (Übernahme des Personals von der dzt. ZDV-GmbH)
2) - (weiteres Personal - bestehendes BM.I-Personal)

707.308,67€                             z. K. B.
440.323,00€                             b. K. B.

für 29 Bedienstete 1.147.631,67€                           

Sachkosten
zu 1) - (12 % der Personalkosten) 84.877,04€                                z. K. B.
zu 2) - (12 % der Personalkosten) 52.838,76€                                b. K. B.
Summe 137.715,80€                             

Verwaltungsgemeinkosten
zu 1) - (20 % der Personalkosten) 141.461,73€                              z. K. B.
zu 2) - (20 % der Personalkosten) 88.064,60€                                b. K. B.
Summe 229.526,33€                             

Raum- bzw. Mietkosten
zu 1) - (bestehender Vertrages für 230 m²) 33.286,00€                                z. K. B.
zu 2) - (14 m"/Bed. à € 12,10) 22.360,80€                                b. K. B.

Kosten Zivildienstserviceagentur:
Summe aller zusätzlichen Kosten 966.933,44€                             z. K. B.
Summe der bestehenden Kosten 603.587,16€                             b. K. B.
Summe 1.570.520,60€                 

 - Entgelte für die Zivildienstverwaltung GmbH
  (Tatsächliche Ausgaben 2004) 999.172,44-€                             

erwartete Ersparnis  für den Bund 32.239,00-€                       
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Basiszahlen für die nachfolgenden Kalkulationen:
erwartete Anzahl an ZDL 2006

davon in Kat. 1 4.291                                         
davon in Kat. 2 3.413                                         
davon in Kat. 3 1.987                                         
Gesamt *) 9.691                                        

*) derzeitige Anzahl

V/2-Gehalt der allgemeinen Verwaltung = 1.988,60€                                             

BM für Inneres 167
BM für Justiz 21
BM für Bildung, Wissensch. u. Kult. 15

Σ Bund 203

Burgenland 244
Kärnten 410
Niederösterreich 1629
Oberösterreich 1823
Salzburg 711
Steiermark 1211
Tirol 836
Vorarlberg 517
Wien 2107

Σ Bundesländer u. andere Rechtsträger 9488

2) Zahlungen im Zusammenhang mit dem
    Einsatz von Zivildienstleistenden

Aufschlüsselung der ZDL in Kategorie 3 beim Bund 
(Werte lt. Abt. III/7)

Aufschlüsselung der ZDL aller Kategorien bei den Bundesländern 
und anderen Rechtsträgern
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Mehrkosten
Änderung des Zivildienstgeldes (§ 28 Abs 4 ZDG-Nov.)

von auf Differenz Gesamt
436,00€       500,00€       64,00€                     3.295.488,00€                           
218,00€       310,00€       92,00€                     3.767.952,00€                           

Summe 7.063.440,00€                          z. K. B.

Änderung der Pauschalvergütung (§ 25a Abs 2 Zi 1 ZDG-Nov.)
von auf Differenz Gesamt

9,52 % d V/2 12,87 % d V/2 3,35%
189,31€       255,93€       66,62€                     

BM f Inneres 133.502,67€                             
BM f Justiz 16.787,76€                               
BM f Bildung, Wissenschaft und Kultur 11.991,26€                               

Bund Gesamt 162.281,69€                             z. K. B.
Burgenland 195.057,80€                              
Kärnten 327.761,05€                             
Niederösterreich 1.302.250,62€                          
Oberösterreich 1.457.337,56€                          
Salzburg 568.385,63€                             
Steiermark 968.094,23€                             
Tirol 668.312,78€                             
Vorarlberg 413.298,69€                             
Wien 1.684.372,04€                          

Bundesländer u. andere Rechtstr. Gesamt 7.584.870,39€                          z. K. L.
Gesamt 14.810.592,09€                         z. K.

Minderkosten Bund
Änderung der monatl. Vergütung (§ 28 Abs 2 ZDG-Nov.) für 203 ZDL

von auf Differenz Gesamt
218,00€       150,00€       68,00-€                     165.648,00-€                             

Minderkosten Länder u. andere Rechtsträger
218,00€       150,00€       68,00-€                     1.455.744,00-€                          

Mindereinnahmen Bund
Änderung der monatl. Vergütung (§ 28 Abs 2 ZDG-Nov.)

von auf Differenz Gesamt
218,00€       150,00€       68,00€                     1.621.392,00€                          

3) Kostendarstellung
Kalkulatorische Mehrkosten Bund

Errichtung Zivildienstserviceagentur 966.933,44€                              
 - Entgelte für Zivildienst GmbH 999.172,44-€                              
Mehrkosten (§ 28/4 ZDG) 7.063.440,00€                           
Pauschalvergütung (§ 25/2/1 ZDG) 162.281,69€                              
Mindereinnahmen (§ 28/2 ZDG) 1.621.392,00€                           
Summe 8.814.874,70€                  
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Mehrkosten Länder und andere Rechtsträger
Pauschalvergütung (§ 25/2/1 ZDG) 7.584.870,39€                  z. K. L.
 - Leistungen des Bundes (§ 28/4 ZDG) 7.063.440,00-€                  
 - Minderkosten (§ 28/2 ZDG) 1.455.744,00-€                  
erwartete Ersparnis 934.313,61-€                     

 
Kompetenzgrundlage: 
In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützen sich Art. 1 des vorgeschlagenen Bundesgesetzes auf Art. 10 
Abs. 1 Z 1 B-VG („Bundesverfassung“), Art. 2 auf Art. 11 Abs. 2 B-VG („Verwaltungsverfahren“), die 
in Art. 3 enthaltenen Verfassungsbestimmungen auf Art. 10 Abs. 1 Z 1 B-VG („Bundesverfassung“) und 
die sonstigen Bestimmungen des Art. 3 auf § 1 des Zivildienstgesetzes 1986 („Angelegenheiten des Zi-
vildienstes“). 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 
Zweidrittelmehrheit im Nationalrat gemäß Art. 44 Abs. 1 B-VG. 

Besonderer Teil 
Zu Art. 1  
(Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes): 
Zu Z 1: 
Durch diese Bestimmung soll eine ausdrückliche verfassungsrechtliche Grundlage für die Leistung eines 
freiwilligen Zivildienstes geschaffen werden. Um die Anfügung eines weiteren Absatzes an Art. 9a B-VG 
zu vermeiden, wurden die wehrdienstbezogenen und die zivildienstbezogen Regelungen dieser Bestim-
mung dabei in jeweils eigenen Absätzen zusammengefasst. 
Der vorgeschlagene Art. 9a Abs. 3 entspricht Art. 9a Abs. 3 erster Satz und Abs. 4 B-VG. Dass mit 
Staatsbürger(inne)n nur österreichische Staatsbürger(inne)n gemeint sein können, versteht sich im syste-
matischen Zusammenhang von selbst (vgl. insb. die Art. 6 und 7 Abs. 1 B-VG). 
Der vorgeschlagene Art. 9a Abs. 4 erster Satz folgt Art. 9a Abs. 3 zweiter Satz B-VG. 
Der vorgeschlagene Art. 9a Abs. 4 zweiter Satz enthält die erwähnte ausdrückliche verfassungsrechtliche 
Grundlage für die Leistung des freiwilligen Zivildienstes. Zu den in dieser Bestimmung genannten 
Staatsangehörigen des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, BGBl. Nr. 909/1993, gehö-
ren voraussetzungsgemäß auch österreichische Staatsbürger. 
Eine Nachfolgeregelung für Art. 9a Abs. 3 dritter Satz B-VG erscheint entbehrlich. Es ist offensichtlich, 
dass Art. 9a Abs. 3 und 4 einer näheren Ausführung durch einfache Gesetzgebung bedarf. 
Zu Z 2 (Art. 10 Abs. 1 Z 15) und Z 3 (Art. 102 Abs. 2): 
Im Sinne des Kodifikationsgedankens sollen die derzeit in § 1 des Zivildienstgesetzes 1986 enthaltenen 
kompetenzrechtlichen Regelungen in das B-VG integriert werden, so wie dies auch im Bericht des Aus-
schusses 2 des Österreich-Konvents vorgeschlagen wird. Zu den Angelegenheiten des Zivildienstes gehö-
ren auch Regelungen, die den freiwilligen Zivildienst betreffen. 
 
Zu Art. 2  
(Änderung des Einführungsgesetzes zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen 1991): 
Zu Z 1 (Art. II Abs. 2 Z 36): 
Anpassung der Behördenbezeichnung (vgl. § 61 Abs. 23 des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 146). 
Zu Z 2 (Art. II Abs. 2 Z 39): 
Durch diese Bestimmung soll die Zivildienstserviceagentur in den Anwendungsbereich des AVG einbe-
zogen werden. 
Zu Z 3 (Art. II Abs. 2 Z 39a): 
Durch diese Bestimmung soll der Zivildienstbeschwerderat in den Anwendungsbereich des AVG einbe-
zogen werden; die Bestimmung ersetzt damit den geltenden § 53 Abs. 1 des Zivildienstgesetzes 1986. 
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Zu Art. 3  
(Änderung des Zivildienstgesetzes 1986): 
Zu Z 1 (§ 1), Z 2 bis 5 (§ 1 neu), Z 14 (§ 5 Abs. 5), Z 19a (§ 6 Abs. 6), Z 22 (§ 7 Abs. 2), Z 30 und 31 
(§ 12a), Z 32 und 33 (§ 12b Abs. 1 und 3) und Z 93 (§ 75b): 
Durch die Verkürzung des Wehrdienstes auf sechs Monate wird der Zivildienst verkürzt, um die Ausge-
wogenheit beider Dienste und deren angemessenes Verhältnis zu wahren. In diesem Sinne schlägt der 
vorliegende Gesetzesentwurf den Überlegungen in der Zivildienstkommission folgend eine Dauer von 
neun Monaten vor. Auf Zivildienstpflichtige, deren Zivildienstpflicht noch durch die Zivildienstkommis-
sion festgestellt worden ist, ist insofern Bedacht zu nehmen, als sie (nach der unveränderten Rechtslage) 
einen ordentlichen Zivildienst in der Dauer von acht Monaten zu leisten haben. 
Diese Regelung bedeutet weiters, dass diejenigen Zivildienstpflichtigen, die vor dem 31. Dezember 2005 
ihren Zivildienst angetreten und noch nicht beendet haben, diesen in der im Zuweisungsbescheid festge-
legten Dauer zu leisten haben. 
Die – bisher auch einfachgesetzlich vorgesehene, doppelte – Regelung der Dauer des Zivildienstes in § 7 
Abs. 2 kann daher entfallen. Die Adaptierungen in den §§ 12a und 12b stellen bloße Textanpassungen 
dar. 
Zu den Z 6, Z 86 und Z 89 (§§ 2, 54a [Abschnitt VIIa] und 57a) 
Mit der ZDG-Novelle 2001, BGBl. I Nr. 133/2000, wurde der Bundesminister für Inneres in § 54a er-
mächtigt, mit der Durchführung von ihm übertragenen Aufgaben der Zivildienstverwaltung gemäß den 
Abschnitten III, V und VI, ausgenommen die Erlassung von Verordnungen, ein im Hinblick auf die zu 
übertragenden Befugnisse und die Gewährleistung der Aufgabenerfüllung geeignetes Unternehmen ver-
traglich zu beauftragen. Die Übertragung der Aufgaben an das ausgewählte Unternehmen sowie ein Wi-
derruf einer Übertragung von Aufgaben sind vom Bundesminister für Inneres mittels Verordnung kund-
zumachen.  
Im Oktober 2004 kam der Verfassungsgerichtshof in seinem von Amts wegen eingeleitetem Verfahren 
zur Prüfung des § 54a Abs. 1 bis 7 (G 36/04, V 20/04) über die Verfassungsmäßigkeit der Zivildienstor-
ganisation zum Ergebnis, dass die ausnahmslose Ausgliederung der Zivildienstverwaltung verfassungs-
widrig ist. In der Folge war daher auch die Verordnung, die näheres hinsichtlich dieser Ausgliederung 
regelte, gesetzwidrig. 
Der Verfassungsgerichtshof begründete seine Entscheidung damit, dass die militärische Landesverteidi-
gung und der Zivildienst eng miteinander verknüpft sind. In beiden Fällen handelt es sich um die Ableis-
tung eines staatlichen Dienstes. Beim Zivildienst handelt es sich um einen Ersatzdienst, mit dem der - 
zuvor festgestellten - Wehrpflicht nachzukommen ist. Die Verpflichtung, Zivildienst abzuleisten, beruht 
also zunächst auf der Wehrpflicht. Darüber hinaus sind die Zivildiener während des Zivildienstes erhebli-
chen Einschränkungen unterworfen, was etwa die Berufsausübung oder den Aufenthaltsort betrifft. In die 
verfassungsrechtlich geschützten Grundrechte des einzelnen wird dadurch erheblich eingegriffen. Aus 
diesen Überlegungen kam der Verfassungsgerichtshof zum Schluss, dass alle Entscheidungen im Rahmen 
der Zivildienstverwaltung, die derartige Grundrechtseingriffe für den einzelnen bewirken, aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen - schon wegen des Grundrechtseingriffes für und während dieses staatlichen 
Dienstes - nicht an eine selbständige, nicht staatliche, Einrichtung  ausgelagert werden dürfen. 
In Konsequenz dieser Entscheidung sind Aufgaben der Zivildienstverwaltung künftig wieder von einer 
staatlichen Behörde wahrzunehmen. Die Bestimmung zur Verwendung personenbezogener Daten ist der 
neuen Rechtslage anzupassen und die Zivildienstserviceagentur zu ermächtigen, Daten von Zivildienst-
pflichtigen im benötigten Ausmaß zu verwenden. 
Zu Z 7 (§ 4 Abs. 5), Z 8 (§ 4 Abs. 5a), Z 18 (§ 6 Abs. 3), Z 58 (§ 31 Abs. 3), Z 66 (§ 37), Z 72-82 (Ü-
berschrift Abschnitt VII, §§ 43, 44 Abs. 1 und 2, 45 Abs. 1 und 2, 46, 47 Abs. 1 bis 4, 49 Abs. 1, 50, 
51 Abs. 1 und 3), Z 84 (§ 53) und Z 85 (§ 54 Abs. 1) : 
Ein Ausbau der Beschwerdemöglichkeiten stellt jedenfalls eine Attraktivierung des Zivildienstes dar. Es 
wird vorgeschlagen, den bestehenden Zivildienstrat zu einem Organ umzugestalten, dass in erster Linie 
für Beschwerden der Zivildienstleistenden eingerichtet ist. Zu diesem Zweck soll er von der Tätigkeit der 
Gutachtenerstellung im Zusammenhang mit der Anerkennung von Rechtsträgern entlastet werden. Auch 
die Zivildienstreformkommission empfiehlt den Ausbau bestehender Beschwerdeeinrichtungen.  
Zu Z 9 (§ 4 Abs. 6) , Z 11 (§ 5 Abs. 2), Z 13 (§ 5 Abs. 4 und § 6 Abs. 4), Z 16 (§ 5a Abs. 2 und 3), Z 
24-27 (§§ 8, 8a Abs. 1 und 6 und 10 Abs. 3), Z 29 (§ 12 Abs. 2), Z 34-37 (§ 13 Abs. 1 3 und 4 sowie § 
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13a Abs. 2), Z 39-46 (§§ 14 Abs. 5, 15 Abs. 3, 16 Abs. 1, 17, 18, 19, 19a Abs. 5 sowie 19b Abs. 1 und 
2), Z 48-51 (§§21 Abs. 1 und 4, 23 Abs. 3 und 4), Z 59-62 (§§ 31 Abs. 4, 32 Abs. 1, 2, 4 bis 6, 32a Abs. 
1), Z 65 (§ 34b Abs. 2 und 3), Z 67-70 (§§ 37c Abs. 2, 37d Abs. 2 38 Abs. 5, 39 Abs. 1 Z 1 und 2), Z 
83 (§ 51 Abs. 3)  und Z 87 (§ 55 Abs. 5) 
Die Änderungen betreffen die begrifflichen Anpassungsbestimmungen im Hinblick auf die Schaffung der 
Zivildienstserviceagentur. Gleichzeitig werden die erforderlichen Zitieranpassungen insbesondere an das 
HGG 2001 vorgenommen. 
Zu Z 10 (§ 5 Abs. 1), Z 12 (§ 5 Abs. 3), Z 15 (§ 5a Abs. 1 Z 1), Z 19 (§ 6 Abs. 3 zweiter Satz), Z 38 
(§ 14 Abs. 1 und 2), Z 60 (§ 32 Abs. 2), Z 61 (§ 32 Abs. 5), Z 63 (§ 34 Abs. 1 bis 3), Z 64 (§ 34b Abs. 1 
Z 2), Z 65 (§ 34b Abs. 2 und 3) Z 92 (§ 75) und Z 93 (§ 75a) 
In diesen Bestimmungen werden Zitierungsanpassungen vorgenommen (insbesondere Erlassung des 
Waffengesetz 1996 und des Heeresgebührengesetz 2001, Wiederverlautbarung des Wehrgesetzes als 
Wehrgesetz 2001). Der geltende § 75a Abs. 2 ZDG kann als überflüssig entfallen. 
Zu Z 14 (§ 5 Abs. 5) und Z 94 (§ 75b): 
In § 5 Abs. 5 wird aus verwaltungsökonomischen Gründen vorgeschlagen, ohne inhaltliche Veränderun-
gen vorzunehmen, dass bereits ex lege – und nicht wie bisher im Zivildienstpflichtfeststellungsbescheid – 
das Waffenverbot verankert wird. 
Im vorgeschlagenen § 75b wurde eine Zitierungsanpassung vorgenommen. 
Zu Z 17 (§ 6 Abs. 1): 
Durch diese sprachliche Neuformulierung wird einer Anregung der Volksanwaltschaft Rechnung getra-
gen, indem die Zeiträume zur Abgabe der Widerrufserklärung klargestellt werden. 
Zu Z 20 (§ 6b samt Überschrift), Z 21 (§ 7 Abs. 1), Z 47 (Abschnitt IIIa samt Überschrift) und Z 90 
(Abschnitt IXa samt Überschrift): 
Ähnlich der Möglichkeit zur freiwilligen Ableistung eines Ausbildungsdienstes beim Bundesheer soll 
auch die Möglichkeit zur Ableistung eines freiwilligen Zivildienstes allen österreichischen Staatsbürgern 
sowie anderen Staatsangehörigen einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum offen stehen. Dieser soll grundsätzlich jenem der Zivildienstpflichtigen entsprechen. Dazu 
zählt nach der freiwilligen Meldung bei der Zivildienstserviceagentur insbesondere eine Untersuchung in 
gleicher Weise wie bei den Wehrpflichtigen durch das Heerespersonalamt. Daher wird die Zivildienstser-
viceagentur die Meldungen für den freiwilligen Zivildienst dem Heerespersonalamt weiterleiten. Es wird 
klargestellt, dass diesbezüglich die Regelungen über Fahrtkostenvergütung, Unterbringung und Verpfle-
gung nach dem HGG anzuwenden sind. Es wird davon ausgegangen, dass bis zum In-Kraft-Treten dieser 
Bestimmungen klargestellt ist, dass die entsprechenden organisatorischen Verfügungen im Rahmen der 
von der Bundesregierung zu beschließenden Heeresgliederung getroffen werden. 
In Entsprechung der Altersgrenzen im Zivildienstgesetz 1986 soll auch eine freiwillige Meldung zum 
Zivildienst bis zur Vollendung des 35. Lebensjahres möglich sein. Die Verwendung ist in allen Bereichen 
des Zivildienstes möglich, es ist jedenfalls darauf  Bedacht zu nehmen, dass die Zuweisung von Männern 
zum ordentlichen Zivildienst als Wehrersatzdienst nicht beeinträchtigt wird, auch wenn dazu eine Erwei-
terung der Bedarfsmeldungen erforderlich ist. 
Auf Grund der absoluten Freiwilligkeit dieses Zivildienstes kann jederzeit der Austritt erklären werden. 
Aus administrativen Gründen für die Rechtsträger ist eine Wirksamkeit mit Ende des Kalendermonates 
der Austrittserklärung zu normieren. 
Durch die Ergänzung in § 57a besteht eine Rechtsgrundlage für Datenübermittlung an das Heeresperso-
nalamt, das die Gesundheitsuntersuchung vorzunehmen hat.  
Zu Z 23 (§ 7a samt Überschrift): 
Die Zivildienstreformkommission hat eine Kombination aus einer verpflichtenden Komponente und einer 
freiwilligen Verlängerung grundsätzlich empfohlen und eine Vielzahl an Gestaltungsmöglichkeiten ange-
sprochen. Es wurde ein Modell vorgeschlagen, wobei die Kommission die Variante 9 Monate Zivildienst 
+ 3 Monate freiwilliger Dienst empfahl. 
Demgemäß schlägt der Gesetzesentwurf für den Fall, dass zwischen dem Rechtsträger und dem bei ihm 
tätigen Zivildienstleistenden eine gesonderte Vereinbarung im Anschluss an die Ableistung des ordentli-
chen Zivildienstes abgeschlossen wird, für die Dauer von drei Monaten eine Freiwilligenförderung in 
Höhe von 500 Euro pro Monat vor, sofern der Abschluss einer derartigen Vereinbarung der Zivildienst-
agentur unverzüglich angezeigt wird. Dieser Zuschuss an den Rechtsträger ist jedenfalls dem Zivildienst-
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pflichtigen nach Abzug der Kranken- und Unfallversicherungsbeiträge auszuzahlen. Darüber hinausge-
hende Vereinbarungen bleiben davon unberührt.  
Zu Z 28 (§ 11 Abs. 2): 
Durch diese Änderung wird einem vielfach aus der Praxis der Zivildienstverwaltung geäußerten Wunsch 
Rechnung getragen, den Beginn der Zivildienstleistung für diejenigen Fälle, in denen der erste des Mo-
nats, in dem der Zivildienst angetreten wird, nicht auf einen Arbeitstag fällt, klarer zu formulieren. Dies 
ist im Hinblick auf eine Anrechnung der geleisteten Zivildienstzeit wesentlich. 
Zu Z 31 (§ 12a Abs. 1): 
Die Angelegenheiten der Entwicklungszusammenarbeit fallen seit dem In-Kraft-Treten der Bundesminis-
teriengesetz-Novelle BGBl. Nr. 1105/1994 am 1. Jänner 1995 in den Wirkungsbereich des Bundesminis-
teriums für auswärtigen Angelegenheiten (Abschnitt B Teil 2 der Anlage zu § 2 des Bundesministerien-
gesetzes 1986). § 12a Abs 1 ZDG ist an diese Rechtslage bisher nicht angepasst worden (vgl demgegen-
über § 25 Abs 2 WG 2001). 
Zu Z 32 (§ 12b Abs. 1): 
In Entsprechung der Verkürzung des ordentlichen Zivildienstes wird auch die Dauer des Auslandsdiens-
tes angepasst. 
Zu Z 52 und Z 53 (§§ 23a Abs. 2 und 23b): 
Aus der Verkürzung der Dauer des ordentlichen Zivildienstes resultiert auch die Herabsetzung der Dauer 
der Freistellung. Schon bisher regelt das Gesetz, dass bei einer Zivildienstdauer von acht Monaten das 
Ausmaß der Freistellung die Hälfte beträgt, es ist angemessen, auch bei der nunmehr neunmonatigen 
Dauer des Zivildienstes die Freistellung adäquat herabzusetzen. Dies bedingt auch eine Änderung bei den 
Freistellungen in dringenden Fällen, die entsprechend nur noch bis zu einem Ausmaß von drei Tagen auf 
die allgemeine Freistellung anzurechnen sind. An der Dauer der vom Vorgesetzten nach § 23b möglichen 
Dienstfreistellung ändert sich nichts. 
Zu Z 54 (§ 23c Abs. 1) 
Es erfolgt eine Klarstellung im Sine der Praxis der Zivildienstverwaltung, dass die Meldung ohne jede 
Verzögerung zu erfolgen hat. 
Zu Z 55, Z 56 und Z 57 (§§ 25a Abs. 2, 28 Abs. 2 und 4): 
Eine Anhebung der Pauschalvergütung für die Zivildienstleistenden entspricht auch einer absoluten Prio-
rität der Zivildienstreformkommission. Eine Verbesserung in diesem Bereich stellt eine weitere Attrakti-
vierungsmaßnahme dar. Dadurch erhöht sich der Betrag auf 255,93 Euro, womit mit dem monatlichen 
Entgelt der Grundwehrdiener gleichgezogen wird. 
Zu Z 71 (§ 41): 
Diese Bestätigung stellt ein Zeugnis über die Verwendung des Zivildienstpflichtigen dar, das geeignet ist, 
die erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen zu dokumentieren und für weitere Ausbildungen und Tätig-
keiten im Berufsfeld des Betreffenden angerechnet werden kann. So sieht beispielsweise die Vereinba-
rung gemäß Art 15a zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbetreuungsberufe verschiedene 
Qualifikationsniveaus vor, die die Erbringung bestimmter Stundenanzahlen in Theorie und Praxis erfor-
dern. Heranzuziehen ist etwa auch das Organisationsstatut der Lehranstalten für heilpädagogische Berufe, 
in dem eine einschlägige Vorpraxis als Aufnahmevoraussetzung bzw. Lebens- und Berufserfahrungen im 
Hinblick auf den Sozialberuf angeführt sind. In derartigen Fällen soll die Möglichkeit einer Anrechnung 
der geleisteten Dienstzeit bestehen. 
Zu Z 87 (§ 55 Abs. 4): 
Durch die Schaffung einer der außerordentlichen Beschwerdemöglichkeit vorgelagerten Schlichtungsstel-
le in den Überwachungsbehörden soll ein effektiverer Rechtsschutz für Zivildienstleistende geschaffen 
werden. Nunmehr soll der Versuch einer Streitschlichtung „vor Ort“ erfolgen, in einer zweiten Stufe – 
wie bisher – der Zivildienstbeschwerderat angerufen werden können. 
Zu Z 88 und Z 91 (§§  56 und 69a): 
Mit der Änderung dieser Bestimmungen wird die Rechtslage im Hinblick auf Abfrageberechtigungen aus 
dem ZMR an jene im Bereich des BMLV angepasst. Eine Strafbestimmung wegen Verletzung der Mel-
depflichten kann damit entfallen. 
Es handelt sich um Anpassungen, die im Zuge der Änderungen des Meldegesetzes erforderlich sind. 
Nunmehr soll der Zivildienstpflichtige durch Vorlage eines Auszuges aus dem zentralen Melderegister 
Änderungen seines Hauptwohnsitzes bekannt geben. § 69a ist anzuwenden.  
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Zu Z 95 und Z 96 (§ 76c Abs. 21 bis 24):  
Es handelt sich um die Inkrafttretens- und Außerkrafttretensbestimmungen. 
Zu Z 97 (§ 76e) 
Die Einfügung dieser Bestimmung trägt dem Bekenntnis der österreichischen Bundesregierung zum 
„gender mainstreaming“ Rechnung, dass auch durch Ministerratsbeschluss vom 7. Juli 2000 bekräftigt 
wurde. 
Zu Z 98 (§ 77 Abs. 1 Z 3): 
Im Hinblick auf die Eröffnung der Möglichkeit eines freiwilligen Zivildienstes für alle Staatsangehörige 
einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, bedarf es hinsichtlich der 
Durchführung der Gesundheitsuntersuchung durch das Heerespersonalamt einer Anpassung der Vollzie-
hungsklausel. 
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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes 
Art. 9a. (1) und (2) ... Art. 9a. (1) und (2) ... 
(3) Jeder männliche österreichische Staatsbürger ist wehrpflichtig. Wer aus Gewis-

sensgründen die Erfüllung der Wehrpflicht verweigert und hievon befreit wird, hat 
einen Ersatzdienst zu leisten.  Das Nähere bestimmen die Gesetze. 

(3) Jeder männliche Staatsbürger ist wehrpflichtig. Staatsbürgerinnen können frei-
willig Dienst im Bundesheer als Soldatinnen leisten und haben das Recht, diesen Dienst 
zu beenden. 

(4) Österreichische Staatsbürgerinnen können freiwillig Dienst im Bundesheer als 
Soldatinnen leisten und haben das Recht, diesen Dienst zu beenden. 

(4) Wer die Erfüllung der Wehrpflicht aus Gewissensgründen verweigert und hie-
von befreit wird, hat die Pflicht, einen Ersatzdienst (Zivildienst) zu leisten. Staatsange-
hörige von Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
können freiwillig Zivildienst leisten und haben das Recht, diesen Dienst zu beenden. 

Art. 10.  (1) biArt. 10.  (1) bis (14) ... s (14) ... 
genheiten; Kriegsschadenangelegenheiten und Fürsorge für 

Krie
genheiten; Angelegenheiten des Zivildienstes; Kriegsscha-

dena

Art. 102. (1) ... t. 102. (1) ... 
gelegenheiten können im Rahmen des verfassungsmäßig festge-

stell
gelegenheiten können im Rahmen des verfassungsmäßig festge-

tell

15. militärische Angele
gsteilnehmer und deren Hinterbliebene; Fürsorge für Kriegsgräber; aus Anlass 

eines Krieges oder im Gefolge eines solchen zur Sicherung der einheitlichen Führung 
der Wirtschaft notwendig erscheinende Maßnahmen, insbesondere auch hinsichtlich der 
Versorgung der Bevölkerung mit Bedarfsgegenständen; 

... 

15. militärische Angele
ngelegenheiten und Fürsorge für Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebene; Für-

sorge für Kriegsgräber; aus Anlass eines Krieges oder im Gefolge eines solchen zur 
Sicherung der einheitlichen Führung der Wirtschaft notwendig erscheinende Maßnah-
men, insbesondere auch hinsichtlich der Versorgung der Bevölkerung mit Bedarfsge-
genständen; 

... 
Ar

(2) Folgende An
ten Wirkungsbereiches unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden:  

Grenzvermarkung, Waren- und Viehverkehr mit dem Ausland, Zollwesen, Regelung 
und Überwachung des Eintrittes in das Bundesgebiet und des Austrittes aus ihm, Bun-
desfinanzen, Monopolwesen, Geld-, Kredit-, Börse-, Bank- und Vertragsversiche-
rungswesen, Maß-, Gewichts-, Normen- und Punzierungswesen, Justizwesen, Passwe-
sen, Meldewesen, Waffen-, Munitions- und Sprengmittelwesen sowie Schießwesen, 
Patentwesen, Schutz von Mustern, Marken und anderen Warenbezeichnungen, Ver-
kehrswesen, Strom- und Schifffahrtspolizei, Post- und Fernmeldewesen, Bergwesen, 
Regulierung und Instandhaltung der Donau, Wildbachverbauung, Bau und Instandhal-

s
(2) Folgende An

ten Wirkungsbereiches unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden:  
Grenzvermarkung, Waren- und Viehverkehr mit dem Ausland, Zollwesen, Regelung 
und Überwachung des Eintrittes in das Bundesgebiet und des Austrittes aus ihm, Bun-
desfinanzen, Monopolwesen, Geld-, Kredit-, Börse-, Bank- und Vertragsversiche-
rungswesen, Maß-, Gewichts-, Normen- und Punzierungswesen, Justizwesen, Passwe-
sen, Meldewesen, Waffen-, Munitions- und Sprengmittelwesen sowie Schießwesen, 
Patentwesen, Schutz von Mustern, Marken und anderen Warenbezeichnungen, Ver-
kehrswesen, Strom- und Schifffahrtspolizei, Post- und Fernmeldewesen, Bergwesen, 
Regulierung und Instandhaltung der Donau, Wildbachverbauung, Bau und Instandhal-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  Abs. 3 und 4, Art. 10 Abs. 1 Z 15 und Art. 102 Abs. 2 in der Fassung 
des r. xxx/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft. 

Arti

Änderung des Einführungsgeset Verwaltungsverfahrensgesetzen 
Art. II (1) ... Art. II (1) ... 
 (2) lit. C Z 1 bis 36 ... 

sgebührenamtes; personalamtes; 

92/178, BGBl. I 2001/137)  rates; 
Zivildienstserviceagentur; 

Art. XII (1) bis (13) ... 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2005 treten in Kraft: 

it 1. Oktober 2005; 

tung von Wasserstraßen, Vermessungswesen, Arbeitsrecht, Sozialversicherungswesen, 
Denkmalschutz, Organisation und Führung der Bundespolizei und der Bundesgendar-
merie, Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit einschließlich 
der ersten allgemeinen Hilfeleistung, jedoch mit Ausnahme der örtlichen Sicherheitspo-
lizei, Pressewesen, Vereins- und Versammlungsangelegenheiten und Fremdenpolizei; 
geschäftlicher Verkehr mit Saat- und Pflanzgut, Futter-, Dünge- und Pflanzenschutzmit-
teln sowie mit Pflanzenschutzgeräten, einschließlich der Zulassung und bei Saat- und 
Pflanzgut auch der Anerkennung; militärische Angelegenheiten, Fürsorge für 
Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebene, Bevölkerungspolitik, soweit sie die Ge-
währung von Kinderbeihilfen und die Schaffung eines Lastenausgleiches im Interesse 
der Familie zum Gegenstand hat; Schulwesen sowie Erziehungswesen in den Angele-
genheiten der Schüler- und Studentenheime, ausgenommen das land- und forstwirt-
schaftliche Schulwesen und das land- und forstwirtschaftliche Erziehungswesen in den 
Angelegenheiten der Schülerheime; öffentliches Auftragswesen. 

Art. 151. (1) bis (33) ... 

tung von Wasserstraßen, Vermessungswesen, Arbeitsrecht, Sozialversicherungswesen, 
Denkmalschutz, Organisation und Führung der Bundespolizei und der Bundesgendar-
merie, Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit einschließlich 
der ersten allgemeinen Hilfeleistung, jedoch mit Ausnahme der örtlichen Sicherheitspo-
lizei, Pressewesen, Vereins- und Versammlungsangelegenheiten und Fremdenpolizei; 
geschäftlicher Verkehr mit Saat- und Pflanzgut, Futter-, Dünge- und Pflanzenschutzmit-
teln sowie mit Pflanzenschutzgeräten, einschließlich der Zulassung und bei Saat- und 
Pflanzgut auch der Anerkennung; militärische Angelegenheiten, Angelegenheiten des 
Zivildienstes, Fürsorge für Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebene, Bevölkerungs-
politik, soweit sie die Gewährung von Kinderbeihilfen und die Schaffung eines Lasten-
ausgleiches im Interesse der Familie zum Gegenstand hat; Schulwesen sowie Erzie-
hungswesen in den Angelegenheiten der Schüler- und Studentenheime, ausgenommen 
das land- und forstwirtschaftliche Schulwesen und das land- und forstwirtschaftliche 
Erziehungswesen in den Angelegenheiten der Schülerheime; öffentliches Auftragswe-
sen. 

Art. 151. (1) bis (33) ... 
(34) Art. 9a

Bundesgesetzes BGBl. I N

kel 2 

zes zu den 

(2) lit. C Z 1 bis 35 ... 
36. des Heere 36. des Heeres
37. und 38. ... 37. und 38. ... 
39. des Zivildienstrates; (BGBl. 19 39.  des Zivildienstbeschwerde
 
40. … 

39a. der 
40. … 
Art. XII. (1) bis (13) ... 

 (16) In 
 1.  Art. II Abs. 2 Z 39a m
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 3 

Änderung des tgesetzes 1986 
§ 1. (Verfassungsbestimmung) Angelegenheiten des Zivildienstes sind in

gebung und Vollziehung Bundessache. Diese Angelegenheiten kö
Bundesbehörden versehen werden. 

(entfällt) 

fassungsbestimmung) (1) Wehrpflichtige im Sinne des Wehrgesetzes 
001 - WG 2001, BGBl. Nr. 146, die zum Wehrdienst tauglich befunden wurden, kön-

nen erklären (Zivildiensterklärung), 

ringung einer mängelfreien Zivildiensterklärung wird der Wehrpflich-
tige hrpflicht befreit und zivildienstpflichtig; er hat nach Maßgabe dieses 
Bund ildienst zu leisten. Bei Wehrpflichtigen, die den Grundwehrdienst 
bere

ringung einer mängelfreien Zivildiensterklärung wird der Wehrpflich-
tige hrpflicht befreit und zivildienstpflichtig; er hat nach Maßgabe dieses 
Bund ildienst zu leisten. Bei Wehrpflichtigen, die den Grundwehrdienst 

ere

fern keine Präsenzdienstzeit 
anzu

ienst, sofern keine Prä-
nz

(2) Sitz der Zivildienstserviceagent
 

ese sind in einer vom 
.

 2.  Art. II Abs. 2 Z 36 und 39 mit 1. Jänner 2006. 

Zivildiens
 Gesetz-

nnen unmittelbar von 

§ 2. (Verfassungsbestimmung) (1) Wehrpflichtige im Sinne des Wehrgesetzes 
1990 - WG, BGBl. Nr. 305, die zum Wehrdienst tauglich befunden wurden, können 
erklären (Zivildiensterklärung), 

2
§ 1. (Ver

1. und 2. ... 
(2) und (3) ... 

1. und 2. ... 
(2) und (3) ... 

(4) Mit Einb
von der We
esgesetzes Ziv

its vollständig geleistet haben, tritt diese Wirkung erst nach Ablauf eines Jahres ein; 
der Ablauf dieser Frist wird durch die Einberufung zum Einsatzpräsenzdienst (§ 35 
Abs. 3 WG) oder zu außerordentlichen Übungen (§ 35 Abs. 4 WG) bis zur Entlassung 
des Wehrpflichtigen gehemmt. 

b

(5) Der Zivildienst ist außerhalb des Bundesheeres zu leisten. Für Zivildienst-
pflichtige, die eine Zivildiensterklärung abgegeben und nach dem 1. März 1997 den 
ordentlichen Zivildienst angetreten haben, dauert dieser, so

(4) Mit Einb
von der We
esgesetzes Ziv

its vollständig geleistet haben, tritt diese Wirkung erst nach Ablauf eines Jahres ein; 
der Ablauf dieser Frist wird durch die Einberufung zum Einsatzpräsenzdienst (§ 24 Abs. 
3 WG 2001) oder zu außerordentlichen Übungen (§ 24 Abs. 4 WG) bis zur Entlassung 
des Wehrpflichtigen gehemmt. 

(5) Der Zivildienst ist außerhalb des Bundesheeres zu leisten. Für Zivildienst-
pflichtige, die eine Zivildiensterklärung abgegeben haben und nach dem 31. Dezember 
2005 ihren Zivildienst antreten, dauert der ordentliche Zivild

rechnen ist, zwölf Monate. se
 

dienstzeit anzurechnen ist und unbeschadet des § 7 Abs. 6, neun Monate. 
Zivildienstserviceagentur 

§ 2. (1) Zivildienstbehörde erster Instanz ist die Zivildienstserviceagentur, die in 
Unterordnung unter den Bundesminister für Inneres errichtet wird.

 ur ist Wien. 
(3) An der Spitze der Zivildienstserviceagentur steht dessen Leiter. Die Zahl der 

Organisationseinheiten und die Aufteilung der Geschäfte auf di
Leiter zu erlassenden Geschäftseinteilung festzusetzen

 (4) Der Zivildienstserviceagentur obliegt die Durchführung der Zivildienstverwal-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 4. (1) bis (4) ... 
5) Die örtliche Zuständigkeit des Landeshauptmannes richtet sich nach dem Sitz 

der Einrichtung. Der Landeshauptmann hat vor Erlassung der Bescheide nach Abs. 1 
und utachten des Zivildienstrates einzuholen. Im Anerkennungsver-
fahr ildienstrat zur Eignung der Einrichtung als Träger des Zivildiens-
tes, i

ß Abs. 1 ohne weiteres 
Verf

(entfällt) 

tlichen. In das Verzeichnis sind nur 
solc

(6) Die Zivildienstserviceagentur hat mindestens einmal jährlich im ,,Amtsblatt zur 
Wiener Zeitung'' oder in anderer geeigneter Weise, insbesondere in einem 
,,Verlautbarungsblatt für den Zivildienst'' ein Verzeichnis der als geeignete Träger des 
Zivildienstes anerkannten Einrichtungen zu veröffentlichen. In das Verzeichnis sind nur 
solc

er 
Wehrpflichtige mit einer Einberufung zu rechnen hat sowie über das Recht, allenfalls  mit einer Einberufung zu rechnen hat sowie über das Recht, allenfalls 

tung gemäß diesem Bundesgesetz, soweit in diesem Bundesgesetz nicht abweichende 
Regelungen getroffen werden.

 (5) Über Berufungen gegen Bescheide der Zivildienstserviceagentur entscheidet 
der Bundesminister für Inneres in zweiter Instanz.

§ 4. (1) bis (4) ... 
(

4 Z 2 und 3 ein G
en hat sich der Ziv
m Widerrufsverfahren zur Frage zu äußern, ob auf Grund bestehender Mängel oder 

wegen Verletzung der dem Rechtsträger obliegenden Pflichten die Anerkennung der 
Einrichtung widerrufen werden soll. Wird dieses Gutachten nicht binnen drei Monaten 
erstattet, so ist der Landeshauptmann berechtigt, seine Entscheidung zu treffen, ohne 
das Gutachten abzuwarten. 

(5a) Sofern sich der Antrag eines Rechtsträgers auf die Erhöhung der Anzahl be-
reits zugelassener Zivildienstplätze bezieht, kann der Landeshauptmann, wenn er am 
Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 3 nicht zweifelt, von der Einholung eines 
Gutachtens des Zivildienstrates absehen, den Bescheid gemä

(5) Die örtliche Zuständigkeit des Landeshauptmannes richtet sich nach dem Sitz 
der Einrichtung. 

ahren erlassen und dem Bundesminister für Inneres zur Kenntnis bringen. Dieser 
kann, wenn er das Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 3 für zweifelhaft hält, hier-
über ein Gutachten des Zivildienstrates einholen. 

(6) Der Bundesminister für Inneres hat mindestens einmal jährlich im ,,Amtsblatt 
zur Wiener Zeitung'' oder in anderer geeigneter Weise, insbesondere in einem 
,,Verlautbarungsblatt für den Zivildienst'' ein Verzeichnis der als geeignete Träger des 
Zivildienstes anerkannten Einrichtungen zu veröffen

he Einrichtungen aufzunehmen, für die der Rechtsträger dem Bundesminister für 
Inneres eine Bedarfsanmeldung im Sinne des § 8 Abs. 3 erstattet hat. In das Verzeichnis 
sind insbesondere der Name des Rechtsträgers und der Einrichtung, die Anzahl der bei 
der Einrichtung zur Verfügung stehenden Zivildienstplätze und die von den Zivildienst-
pflichtigen bei der Einrichtung zu erbringenden Tätigkeiten aufzunehmen. 

§ 5. (1) Die Wehrpflichtigen sind im Zuge des Stellungsverfahrens (§§ 24 und 25 
WG) über das Recht und die Möglichkeiten, eine Zivildiensterklärung abzugeben, zu 
informieren. Die Bescheinigung über den Beschluß der Tauglichkeit (§ 23 Abs. 6 WG) 
hat schriftliche Hinweise darüber zu enthalten, innerhalb welchen Zeitraumes d

he Einrichtungen aufzunehmen, für die der Rechtsträger der Zivildienstserviceagen-
tur eine Bedarfsanmeldung im Sinne des § 8 Abs. 3 erstattet hat. In das Verzeichnis 
sind insbesondere der Name des Rechtsträgers und der Einrichtung, die Anzahl der bei 
der Einrichtung zur Verfügung stehenden Zivildienstplätze und die von den Zivildienst-
pflichtigen bei der Einrichtung zu erbringenden Tätigkeiten aufzunehmen. 

§ 5. (1) Die Wehrpflichtigen sind im Zuge des Stellungsverfahrens (§ 18 WG 
2001) über das Recht und die Möglichkeiten, eine Zivildiensterklärung abzugeben, zu 
informieren. Die Bescheinigung über den Beschluss der Tauglichkeit (§ 17 Abs. 6 WG 
2001) hat schriftliche Hinweise darüber zu enthalten, innerhalb welchen Zeitraumes der 
Wehrpflichtige
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
auch nach einem Verzicht (§ 2 Abs. 2), eine Zivildiensterklärung abzugeben, über den 
Inha

auch nach einem Verzicht (§ 1 Abs. 2), eine Zivildiensterklärung abzugeben, über den 
Inha

 Einberufung unwirksam. 
Ab 

ringung. 
Mit dem Eintritt der Zivildienstpflicht wird eine bestehende Einberufung unwirksam. 
Ab 

Inneres weiterzuleiten. In beiden 
Fäll

Inneres weiterzuleiten. In beiden 
Fäll

lt und die Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer Zivildiensterklärung und über 
die Behörde, bei der die Zivildiensterklärung einzubringen ist. 

(2) Die Zivildiensterklärung ist in unmittelbarem Anschluß an das Stellungsverfah-
ren bei der Stellungskommission, sonst bei dem nach dem Hauptwohnsitz des Wehr-
pflichtigen zuständigen Militärkommando schriftlich einzubringen oder mündlich zu 
Protokoll zu geben. Wird eine Zivildiensterklärung innerhalb der Frist des § 2 Abs. 2 
beim Bundesminister für Inneres eingebracht, so gilt dies als rechtzeitige Einbringung. 
Mit dem Eintritt der Zivildienstpflicht wird eine bestehende

lt und die Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer Zivildiensterklärung 

(2) Die Zivildiensterklärung ist in unmittelbarem Anschluss an das Stellungsver-
fahren bei der Stellungskommission, sonst bei dem nach dem Hauptwohnsitz des 
Wehrpflichtigen zuständigen Militärkommando schriftlich einzubringen oder mündlich 
zu Protokoll zu geben. Wird eine Zivildiensterklärung innerhalb der Frist des § 1 Abs. 2 
bei der Zivildienstserviceagentur eingebracht, so gilt dies als rechtzeitige Einb

dem Zeitpunkt der Abgabe der Zivildiensterklärung kann ein Wunsch auf Zuwei-
sung zu einer bestimmten gemäß § 4 anerkannten Einrichtung geäußert werden. Dieser 
Wunsch ist nach Maßgabe der Erfordernisse des Zivildienstes zu berücksichtigen. ... 

(3) Die Einbringungsbehörde hat die Zivildiensterklärung unverzüglich an den 
Bundesminister für Inneres weiterzuleiten und mitzuteilen, ob der Wehrpflichtige ein-
berufen ist. In den Fällen, in denen die Zivildiensterklärung erst nach Ablauf eines Jah-
res wirksam wird, darf ein Wehrpflichtiger, der eine mängelfreie Zivildiensterklärung 
abgegeben hat, nur zu Einsatzpräsenzdienst oder zu außerordentlichen Übungen einbe-
rufen werden. Die Einbringungsbehörde hat solche Zivildiensterklärungen erst mit 
Eintritt der Wirksamkeit an den Bundesminister für 

dem Zeitpunkt der Abgabe der Zivildiensterklärung kann ein Wunsch auf Zuwei-
sung zu einer bestimmten gemäß § 4 anerkannten Einrichtung geäußert werden. Dieser 
Wunsch ist nach Maßgabe der Erfordernisse des Zivildienstes zu berücksichtigen. ... 

(3) Die Einbringungsbehörde hat die Zivildiensterklärung unverzüglich an den 
Bundesminister für Inneres weiterzuleiten und mitzuteilen, ob der Wehrpflichtige ein-
berufen ist. In den Fällen, in denen die Zivildiensterklärung erst nach Ablauf eines Jah-
res wirksam wird, darf ein Wehrpflichtiger, der eine mängelfreie Zivildiensterklärung 
abgegeben hat, nur zu Einsatzpräsenzdienst oder zu außerordentlichen Übungen einbe-
rufen werden. Die Einbringungsbehörde hat solche Zivildiensterklärungen erst mit 
Eintritt der Wirksamkeit an den Bundesminister für 

en hat die Einbringungsbehörde den Stammdatensatz (§ 57a Abs. 2) des Zivil-
dienstwerbers sowie sein Religionsbekenntnis, die Vornamen seiner Eltern, seine 
Schulbildung, seinen Beruf sowie seine besonderen Kenntnisse, das Ergebnis des Stel-
lungsverfahrens und die in diesem Verfahren festgestellten Untersuchungsergebnisse (§ 
23 Abs. 2 WG) zu übermitteln. In diesen Fällen ist § 23 Abs. 7 Z 1 und 2 WG über die 
Weitergabe und Verwendung der dort angeführten Unterlagen auch auf Zivildienst-
pflichtige anzuwenden. 

(4) Der Bundesminister für Inneres hat ohne unnötigen Aufschub mit Bescheid 
festzustellen, ob Zivildienstpflicht eingetreten ist. Für Formgebrechen der Erklärung 
oder fehlende Angaben zum Lebenslauf gilt § 13 Abs. 3 des Allgemeinen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51. Der Feststellungsbescheid ist innerhalb 
von zwei Wochen nach Erlassung unter Angabe des Rechtskraftdatums dem Militär-
kommando (Abs. 2) zur Kenntnis zu bringen. 

en hat die Einbringungsbehörde den Stammdatensatz (§ 57a Abs. 2) des Zivil-
dienstwerbers sowie sein Religionsbekenntnis, die Vornamen seiner Eltern, seine 
Schulbildung, seinen Beruf sowie seine besonderen Kenntnisse, das Ergebnis des Stel-
lungsverfahrens und die in diesem Verfahren festgestellten Untersuchungsergebnisse (§ 
17 Abs. 2 WG 2001) zu übermitteln. In diesen Fällen ist § 17 Abs. 7 Z 1 und 2 WG 2001 
über die Weitergabe und Verwendung der dort angeführten Unterlagen auch auf Zivil-
dienstpflichtige anzuwenden. 

(4) Die Zivildienstserviceagentur hat ohne unnötigen Aufschub mit Bescheid fest-
zustellen, ob Zivildienstpflicht eingetreten ist. Für Formgebrechen der Erklärung oder 
fehlende Angaben zum Lebenslauf gilt § 13 Abs. 3 des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51. Der Feststellungsbescheid ist innerhalb von 
zwei Wochen nach Erlassung unter Angabe des Rechtskraftdatums dem Militärkom-
mando (Abs. 2) zur Kenntnis zu bringen. 

(5) (Verfassungsbestimmung) In dem Bescheid gemäß Abs. 4 hat der Bundesmi-
nister für Inneres jedem Zivildienstpflichtigen den Erwerb und den Besitz von geneh-
migungspflichtigen Waffen sowie das Führen von Schußwaffen für die Dauer der Zivil-

(5) (Verfassungsbestimmung) Zivildienstpflichtigen ist der Erwerb und der Be-
sitz von genehmigungspflichtigen Waffen sowie das Führen von Schusswaffen für die 
Dauer von 15 Jahren untersagt. Die Frist beginnt mit Eintritt der Zivildienstpflicht. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

z begangenengerichtlich straf-
bare

der Auskunft aus dem 
Straf nach 
dies ngesetz 
1986

z begangenengerichtlich straf-
bare

i 
denn, dass die Verurteilung getilgt ist oder der Beschränkung der Auskunft aus dem 
Straf nach 
dies  
1996, B

hr als sechsmonatige Freiheitsstrafe entfallen ist. Gegen diesen 
Bes steht dem Zivildienstwerber und dem Staatsanwalt die binnen zwei Wochen 
einz u.  ... 

hr als sechsmonatige Freiheitsstrafe entfallen ist. Gegen diesen Be-
schl eht dem Zivildienstwerber und dem Staatsanwalt die binnen zwei Wochen 
einz u.  ... 

 in § 2 Abs. 1 
gena ündlich 
beim

ärung abzugeben, ist zwei Wochen nach Zustellung eines Zuwei-
sung heides sowie nach vollständiger Ableistung des ordentlichen Zivildienstes 
ausg ssen. 

n in § 1 Abs. 1 
gena mündlich 
beim

ärung abzugeben ruht ab dem 15. Tag nach Zustellung eines Zuwei-
sung heides zum Zivildienst bis zu dessen vorzeitiger Beendigung und ist nach 
vo er Ableistung des ordentlichen Zivildienstes ausgeschlossen. 

dienstpflicht, höchstens jedoch für 15 Jahre, zu untersagen. 
§ 5a. (1) Das Recht, eine Zivildiensterklärung abzugeben, ist ausgeschlossen, 
1. wenn der Wehrpflichtige wegen einer mit Vorsat

§ 5a. (1) Das Recht, eine Zivildiensterklärung abzugeben, ist ausgeschlossen, 
1. wenn der Wehrpflichtige wegen einer mit Vorsat

n Handlung, bei der Waffengewalt gegen Menschen angewendet oder angedroht 
wurde oder die im Zusammenhang mit Waffen oder Sprengstoff begangen wurde, zu 
einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten rechtskräftig verurteilt wurde, es sei 
denn, dass die Verurteilung getilgt ist oder der Beschränkung 

register unterliegt. Eine Anwendung oder Androhung von Waffengewalt 
er Bestimmung liegt vor, wenn dabei eine Waffe im Sinne des § 1 Waffe
, BGBl. Nr. 443, oder ein anderes gleichwertiges Mittel verwendet wurde, oder 

2. ... 
3. während es gemäß § 2 Abs. 2, § 6 Abs. 6 oder § 76a ruht. 
(2) Ist der Zivildienstwerber nicht ausschließlich wegen einer der im Abs. 1 Z 1 

genannten strafbaren Handlungen verurteilt worden, so hat das Gericht auf Antrag des 
Bundesministers für Inneres mit Beschluß festzustellen, ob auf eine solche strafbare 
Handlung eine me

n Handlung, bei der Waffengewalt gegen Menschen angewendet oder angedroht 
wurde oder die im Zusammenhang mit Waffen oder Sprengstoff begangen wurde, zu 
einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten rechtskräftig verurteilt wurde, es se

register unterliegt. Eine Anwendung oder Androhung von Waffengewalt 
er Bestimmung liegt vor, wenn dabei eine Waffe im Sinne des § 1 Waffengesetzes

GBl. I Nr. 12/1997, oder ein anderes gleichwertiges Mittel verwendet wurde, 
oder 

2. ... 
3. während es gemäß § 1 Abs. 2, § 6 Abs. 6 oder § 76a ruht. 
(2) Ist der Zivildienstwerber nicht ausschließlich wegen einer der im Abs. 1 Z 1 

genannten strafbaren Handlungen verurteilt worden, so hat das Gericht auf Antrag der 
Zivildienstserviceagentur mit Beschluss festzustellen, ob auf eine solche strafbare 
Handlung eine me

chluß 
ubringende Beschwerde an den übergeordneten Gerichtshof z

uss st
ubringende Beschwerde an den übergeordneten Gerichtshof z

(3) Eine Zivildiensterklärung ist mangelhaft, wenn 
1. feststeht, daß der Wehrpflichtige für den Wehrdienst nicht tauglich ist (§ 2 Abs. 

1), oder 
2. die Zivildiensterklärung unvollständig ist (§ 2 Abs. 1 und 3), oder 
3. die Zivildiensterklärung unter Vorbehalten oder Bedingungen abgegeben wird 

(§ 2 Abs. 3), oder 

(3) Eine Zivildiensterklärung ist mangelhaft, wenn 
1. feststeht, daß der Wehrpflichtige für den Wehrdienst nicht tauglich ist (§ 1 Abs. 

1), oder 
2. die Zivildiensterklärung unvollständig ist (§ 1 Abs. 1 und 3), oder 
3. die Zivildiensterklärung unter Vorbehalten oder Bedingungen abgegeben wird 

(§ 1 Abs. 3), oder 
4. ... 4. ... 
§ 6. (1) Der Zivildienstpflichtige kann die Zivildiensterklärung widerrufen. Hiezu 

muß er erklären, daß er die Erfüllung der Wehrpflicht nicht mehr aus den
nnten Gründen verweigere. Die Widerrufserklärung ist schriftlich oder m
 Bundesminister für Inneres oder beim Militärkommando einzubringen. Das Recht, 

die Widerrufserkl
sbesc
eschlo

§ 6. (1) Der Zivildienstpflichtige kann die Zivildiensterklärung widerrufen. Hiezu 
muss er erklären, dass er die Erfüllung der Wehrpflicht nicht mehr aus de

nnten Gründen verweigere. Die Widerrufserklärung ist schriftlich oder 
 Bundesminister für Inneres oder beim Militärkommando einzubringen. Das Recht, 

die Widerrufserkl
sbesc

llständig
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 Verbot, genehmigungspflichtige Waffen zu erwerben oder zu besitzen oder 
Sch

 Verbot, genehmigungspflichtige Waffen zu erwerben oder zu besitzen oder 
ch

ung der Zi-
vild e des Wehr-
geset

 in § 5 Abs. 3 angeführten Unterlagen 
zurü

ung der Zi-
vildi  Sinne des 

ichzeitig die in § 5 Abs. 3 angeführten 
Unte

ner Vertragspartei des Abkommens über den 
Eu

ung) Ebenso sind auf den freiwilligen Zivildienst die §§ 
1 Abs. 1, 2, und 4, 12a und 12b

 

ssung aus diesem hat zu erfolgen, 
wen

(2) ... 
(3) Der Zivildienstrat hat die Zivildienstpflicht aufzuheben, wenn ein Zivildienst-

pflichtiger 
1. wegen einer in § 5a Abs. 1 Z 1 genannten strafbaren Handlung rechtskräftig zu 

einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt worden ist, oder 
2. einem Wachkörper des Bundes oder einer Gemeinde angehört, oder 

(2) ... 
(3) Der Zivildienstbeschwerderat hat die Zivildienstpflicht aufzuheben, wenn ein 

Zivildienstpflichtiger 
1. wegen einer in § 5a Abs. 1 Z 1 genannten strafbaren Handlung rechtskräftig zu 

einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt worden ist, oder 
2. einem Wachkörper des Bundes oder einer Gemeinde angehört, oder 

3. dem
ußwaffen zu führen, zuwidergehandelt hat. S
Gemäß Z 3 ist die Zivildienstpflicht nicht aufzuheben, wenn der Erwerb oder Be-

sitz einer genehmigung

3. dem
usswaffen zu führen, zuwidergehandelt hat. 
Gemäß Z 3 ist die Zivildienstpflicht nicht aufzuheben, wenn der Erwerb oder Be-

sitz einer genehmigungspflichtigen Waffe den §§ 25 und 26 des Waffengesetzes 1986 
entsprochen hat. ... 

(4) Mit Einbringung einer Widerrufserklärung (Abs. 2) und mit Aufheb

spflichtigen Waffe den §§ 42 und 43 des Waffengesetzes 1996 
entsprochen hat. 

(4) Mit Einbringung einer Widerrufserklärung (Abs. 2) und mit Aufheb
ienstpflicht (Abs. 3) unterliegt der Betreffende der Wehrpflicht im Sinn
zes. Der Bundesminister für Inneres hat das Militärkommando davon unverzüglich 

in Kenntnis zusetzen und ihm gleichzeitig die
ckzusenden. ... 
 

enstpflicht (Abs. 3) unterliegt der Betreffende der Wehrpflicht im
Wehrgesetzes. Die Zivildienstserviceagentur hat das Militärkommando davon 
unverzüglich in Kenntnis zusetzen und ihm gle

rlagen zurückzusenden. ... 
Freiwilliger Zivildienst 

§ 6b. (1) Jeder Staatsangehörige ei
ropäischen Wirtschaftsraum kann auf Grund freiwilliger Meldung einen Zivildienst 

gemäß § 6a Abs. 2 Z 1 leisten. Dabei sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
mit Ausnahme der §§ 5 bis 6, 7 Abs. 3, 8a, 10 Abs. 3 und 4, 13a, 16, 19b Abs. 2, Ab-
schnitt IV und 58 bis 66 anzuwenden. 

(2) (Verfassungsbestimm 
 nicht anzuwenden. 

(3) Die freiwillige Meldung ist bei der Zivildienstserviceagentur einzubringen und 
kann schriftlich ohne Angabe von Gründen zurückgezogen werden. Der Austritt aus 
dem freiwilligen Zivildienst kann schriftlich ohne Angabe von Gründen jederzeit erklä-
ren werden. Die Austrittserklärung wird mit Ende des Kalendermonates wirksam, in 
dem sie abgegeben wurde. 

 (4) Freiwillig Zivildienstleistende sind nach Beendigung ihres freiwilligen Diens-
tes aus diesem zu entlassen. Eine vorzeitige Entla

n ein die Zuweisung auschließender Tatbestand nach § 12 Abs. 1 oder 2 vorliegt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 

§ 7. (1) Zum ordentlichen Zivildienst sind alle Zivildienstpflichtigen verpflichtet, 
die das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Zivildienstpflichtige, bei denen sich 
die er des ordentlichen Zivildienstes vom Tag der Zuweisung an über die Vollen-
dung des 35. Lebensjahres hinaus erstreckt, sind verpflichtet, diesen Zivildienst noch 
zur Gänze zu leisten. 

cht vollendet haben. Zivildienstpflichtige, bei denen sich 
di

ehörige einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirt-
scha

(2) Der ordentliche Zivildienst dauert zwölf Monate. Zeiten des geleisteten Prä-
senz

Fällen ist ordentlicher Zivildienst auch nach Vollendung des 35. 
Lebensjahres zu leisten. ... 

dienst geleistet haben, ist jedoch 
ein 

rderung von 500 
Euro pro Monat. § 25a Abs. 3 gilt sinngemäß. Die Auflösung eines derartigen Vertrages 
innerhalb der drei Monate ist der Zivildienstserviceagentur unverzüglich zu melden. 

 8. (1) Der Zivildienstpflichtige ist vom Bundesminister für Inneres einer gemäß 
§ 4 anerkannten Einrichtung zur Leistung des ordentlichen Zivildienstes durch Bescheid 
zuzuweisen. Hiebei ist der Bundesminister für Inneres ermächtigt, soweit Erfordernisse 
im Bereich des Rettungswesens, der Sozial- und Behindertenhilfe und der Katastro-
phenhilfe dies notwendig machen, zu Einrichtungen aus diesen Bereichen bevorzugt 
zuzuweisen. 

§ 8. (1) Der Zivildi iceagentur einer gemäß 
§ 4 

(2) Zivildienstpflichtige, die zum ordentlichen Zivildienst zugewiesen werden sol-
len, haben einen Anspruch darauf, daß der Zuweisungsbescheid vom Bundesminister 
für Inneres spätestens sechs Wochen vor dem Tag des vorgesehenen Dienstantrittes ur spätestens sechs Wochen vor dem Tag des vorgesehenen Dienstantrittes 

(5) Die Zuweisung von Zivildienstpflichtigen zur Ableistung des ordentlichen Zi-
vildienstes darf dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

§ 7. (1) Zum ordentlichen Zivildienst sind alle Zivildienstpflichtigen verpflichtet, 
die das 35. Lebensjahr noch ni

Dau e Dauer des ordentlichen Zivildienstes vom Tag der Zuweisung an über die Vollen-
dung des 35. Lebensjahres hinaus erstreckt, sind verpflichtet, diesen Zivildienst noch 
zur Gänze zu leisten. Zu einem freiwilligen Zivildienst gemäß § 6b darf sich jeder 
Staatsang

ftsraum melden, der das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 
(2) Von Zivildienstpflichtigen, die bereits Präsenz

dienstes sind in den ordentlichen Zivildienst einzurechnen. Von Zivildienstpflichti-
gen, die bereits Präsenzdienst geleistet haben, ist jedoch ein ordentlicher Zivildienst in 
der Dauer von mindestens vier Monaten zu leisten, von Zivildienstpflichtigen, die den 
Grundwehrdienst bereits vollständig geleistet haben, ist ein ordentlicher Zivildienst zu 
leisten, der zwei Monate länger dauert, als sie noch Truppen- oder Kaderübungen zu 
leisten hätten; in diesen 

ordentlicher Zivildienst in der Dauer von mindestens vier Monaten zu leisten, von 
Zivildienstpflichtigen, die den Grundwehrdienst bereits vollständig geleistet haben, ist 
ein ordentlicher Zivildienst zu leisten, der zwei Monate länger dauert, als sie noch 
Truppen- oder Kaderübungen zu leisten hätten; in diesen Fällen ist ordentlicher Zivil-
dienst auch nach Vollendung des 35. Lebensjahres zu leisten. … 

 Verlängerung durch Vereinbarung  
§ 7a. Sofern Zivildienstpflichtige im Anschluss an die Ableistung des ordentlichen 

Zivildienstes eine gesonderte Vereinbarung über eine Beschäftigung mit dem Rechts-
träger gemäß § 8 Abs. 1 schließen und der Abschluss einer solchen Vereinbarung der 
Zivildienstserviceagentur unverzüglich gemeldet wird, gewährt der Bund dem Rechts-
träger für diese für die Dauer von drei Monaten eine Freiwilligenfö

§ enstpflichtige ist von der Zivildienstserv
anerkannten Einrichtung zur Leistung des ordentlichen Zivildienstes durch Bescheid 

zuzuweisen. Hierbei ist die Zivildienstserviceagentur ermächtigt, soweit Erfordernisse 
im Bereich des Rettungswesens, der Sozial- und Behindertenhilfe und der Katastro-
phenhilfe dies notwendig machen, zu Einrichtungen aus diesen Bereichen bevorzugt 
zuzuweisen. 

(2) Zivildienstpflichtige, die zum ordentlichen Zivildienst zugewiesen werden sol-
len, haben einen Anspruch darauf, dass der Zuweisungsbescheid von der Zivildienstser-
viceagent
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
genehmigt wird, es sei denn, die Einhaltung dieser Frist wäre nicht mit dem Zweck des 
Eins

genehmigt wird, es sei denn, die Einhaltung dieser Frist wäre nicht mit dem Zweck des 
Einsat

htige dürfen der Einrichtung in keiner größeren Anzahl zuge-
wi

dienstplätze besetzt haben möchte, so hat der 
Bun

htige dürfen der Einrichtung in keiner größeren Anzahl zuge-
wi

lätze besetzt haben möchte, so hat die Zivildienst-
servi

s. 3) kann außer zu gemäß § 4 an-
erka

sung zu Dienstleistungen (§ 7 Abs. 3) kann außer zu gemäß § 4 an-
erka

atzes vereinbar. Der Bescheid ist unverzüglich mit Zustellnachweis zuzustellen. 
Die Unterschreitung dieser Frist um vier Wochen ist zulässig, sofern ihr der Zivil-
dienstpflichtige zugestimmt hat und mit der Auszahlung der ihm für den ersten Monat 
der Dienstleistung gebührenden Pauschalvergütung an dem dem Dienstantritt folgenden 
Monatsersten einverstanden ist. 

(3) Zivildienstpflic

zes vereinbar. Der Bescheid ist unverzüglich mit Zustellnachweis zuzustellen. 
Die Unterschreitung dieser Frist um vier Wochen ist zulässig, sofern ihr der Zivil-
dienstpflichtige zugestimmt hat und mit der Auszahlung der ihm für den ersten Monat 
der Dienstleistung gebührenden Pauschalvergütung an dem Dienstantritt folgenden 
Monatsersten einverstanden ist. 

(3) Zivildienstpflic
esen werden, als der Rechtsträger durch Bedarfsanmeldung beantragt. Handelt es sich 

bei dem Rechtsträger um eine Gemeinde, so fällt die Antragstellung in deren eigenen 
Wirkungsbereich. Das Bundesministerium für Inneres hat den Rechtsträger aufzufor-
dern, innerhalb eines Monats eine Bedarfsanmeldung für den nächsten Zuweisungster-
min zu erstatten. Der Rechtsträger kann einen Wunsch auf Zuweisung bestimmter Zi-
vildienstpflichtiger äußern. Dieser Wunsch ist nach Maßgabe der Erfordernisse des 
Zivildienstes zu berücksichtigen. Teilt ein Rechtsträger dem Bundesminister für Inneres 
mit, dass er bis auf weiteres während des gesamten Jahres mindestens zwei Drittel der 
vom Landeshauptmann zugelassenen Zivil

desminister für Inneres entsprechende Zuweisungen vorzunehmen, so weit nicht 
Erfordernisse des Zivildienstes entgegenstehen. Während der Geltungsdauer dieser 
Mitteilung bedarf es keiner weiteren Bedarfsanmeldung durch den Rechtsträger. 

(3a) Auf Antrag eines Rechtsträgers kann der Bundesminister für Inneres über die 
Zahl der zuletzt tatsächlich zugewiesenen Zivildienstpflichtigen hinaus Zuweisungen zu 
diesem Rechtsträger bis zum Ausmaß einer Besetzung aller Plätze vornehmen. Die 
hiefür zu entrichtende Vergütung richtet sich nach § 28 Abs. 2. 

4) Einrichtungen, die von einem Streik oder einer Aussperrung betroffen sind, dür-
fen keine Zivildienstpflichtigen zugewiesen werden. 

(5) Bei der Zuweisung ist darauf Bedacht zu nehmen, daß dadurch bestehende Ar-
beitsplätze nicht gefährdet werden oder Arbeitsuchenden das Finden geeigneter Ar-
beitsplätze nicht erschwert wird. 

(6) Die Zuweisung zu Dienstleistungen (§ 7 Ab

esen werden, als der Rechtsträger durch Bedarfsanmeldung beantragt. Handelt es sich 
bei dem Rechtsträger um eine Gemeinde, so fällt die Antragstellung in deren eigenen 
Wirkungsbereich. Die Zivildienstserviceagentur hat den Rechtsträger aufzufordern, 
innerhalb eines Monats eine Bedarfsanmeldung für den nächsten Zuweisungstermin zu 
erstatten. Der Rechtsträger kann einen Wunsch auf Zuweisung bestimmter Zivildienst-
pflichtiger äußern. Dieser Wunsch ist nach Maßgabe der Erfordernisse des Zivildienstes 
zu berücksichtigen. Teilt ein Rechtsträger der Zivildienstserviceagentur mit, dass er bis 
auf weiteres während des gesamten Jahres mindestens zwei Drittel der vom Landes-
hauptmann zugelassenen Zivildienstp

ceagentur entsprechende Zuweisungen vorzunehmen, so weit nicht Erfordernisse 
des Zivildienstes entgegenstehen. Während der Geltungsdauer dieser Mitteilung bedarf 
es keiner weiteren Bedarfsanmeldung durch den Rechtsträger. 

(4) Auf Antrag eines Rechtsträgers kann die Zivildienstserviceagentur über die 
Zahl der zuletzt tatsächlich zugewiesenen Zivildienstpflichtigen hinaus Zuweisungen zu 
diesem Rechtsträger bis zum Ausmaß einer Besetzung aller Plätze vornehmen. Die 
hiefür zu entrichtende Vergütung richtet sich nach § 28 Abs. 2. 

(5) Einrichtungen, die von einem Streik oder einer Aussperrung betroffen sind, 
dürfen keine Zivildienstpflichtigen zugewiesen werden. 

(6) Bei der Zuweisung ist darauf Bedacht zu nehmen, dass dadurch bestehende Ar-
beitsplätze nicht gefährdet werden oder Arbeitsuchenden das Finden geeigneter Ar-
beitsplätze nicht erschwert wird. 

(7) Die Zuwei
nnten Einrichtungen auch 
1. mit deren Zustimmung zu vom Bundesminister für Inneres ausdrücklich hiefür 

bestimmten Rechtsträgern oder 
2. zum Bundesministerium für Inneres verfügt werden. 

nnten Einrichtungen auch 
1.  mit deren Zustimmung zu von der Zivildienstserviceagentur ausdrücklich hie-

für bestimmten Rechtsträgern oder 
2.  zum Bundesministerium für Inneres verfügt werdenAbschnitt VI ist  anzu-

wenden, § 14 hingegen nicht. 
. Abschnitt VI ist anzu-

wenden, § 14 hingegen nicht. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

ienst gemäß § 7 Abs. 2. mäß § 7. 

fü
innerhal Monaten nach Wirksamwerden der Zivildiensterklärung zum or- innerhal Monaten nach Wirksamwerden der Zivildiensterklärung zum or-

, an dem der Zivildienstpflichtige den Dienst anzutreten hat, wird 
er Ziv

rsten des Monats, in dem der Zivildienstpflichtige den Dienst anzu-
treten

en. g zu erfolgen. 
sungsbestimmung) (1) Zivildienstpflichtige sind zur Leistung des 

orde
 Ausland mindestens zwei Jahre Entwicklungshilfedienst im Sinne 

des Entwicklungshelfergesetzes, BGBl. Nr. 574/1983, geleistet haben und dies vom 
Bundeskanzler bestätigt wird. 

fassungsbestimmung) (1) Zivildienstpflichtige sind zur Leistung des 
orde

ster bestätigt wird. 
nstpflichtige, die neben der österreichischen Staatsbürgerschaft auch nstpflichtige, die neben der österreichischen Staatsbürgerschaft auch 

§ 8a. (1) Der Bundesminister für Inneres kann den Rechtsträger der Einrichtung (§ 
4 Abs. 1) anweisen, seiner Einrichtung zugewiesene Zivildienstleistende (§ 8 Abs. 1) 
zur Erbringung von Dienstleistungen nach § 21 Abs. 1. 
 1. in der Einrichtung selbst 

§ 8a. (1) Die Zivildienstserviceagentur kann den Rechtsträger der Einrichtung (§ 4 
Abs. 1) anweisen, seiner Einrichtung zugewiesene Zivildienstleistende (§ 8 Abs. 1) zur 
Erbringung von Dienstleistungen nach § 21 Abs. 1. 
 1. in der Einrichtung selbst heraheranzuziehen oder 

 2. an eine vom Bundesminister für Inneres bestimmte andere Einrichtung abzu-
stellen.  

nzuziehen oder 
 2. an eine von der Zivildienstserviceagentur bestimmte andere Einrichtung abzu-

stellen.  
§ 21 Abs. 1 ist sinngemäß anzuwenden. Die nach den Ziffern 1 und 2 geleisteten Diens-
te gelten als ordentlicher Zivild

§ 21 Abs. 1 ist sinngemäß anzuwenden. Die nach den Ziffern 1 und 2 geleisteten Diens-
te gelten als ordentlicher Zivildienst ge

(2) bis (5) ... 
(6) Sofern ein Einsatz nach

(2) bis (5) ... 
(6) Sofern ein Einsatz nach Abs. 1 über die bescheidmäßig verfügte Dauer des or-

dentlichen Zivildienstes (§ 8 Abs. 1) hinaus erforderlich wird, ist der weitere Einsatz 
vom Bundesminister für Inneres bescheidmäßig zu verfügen und gilt als außerordentli-
cher Zivildienst gemäß § 21 Abs. 1. ... 

 Abs. 1 über die bescheidmäßig verfügte Dauer des or-
dentlichen Zivildienstes (§ 8 Abs. 1) hinaus erforderlich wird, ist der weitere Einsatz 
von der Zivildienstserviceagentur bescheidmäßig zu verfügen und gilt als außerordent-
licher Zivildienst gemäß § 21 Abs. 1. ... 

§ 10. (3) Der Bundesminister für Inneres hat Zivildienstpflichtige, die für eine wei-
ter hrende Ausbildung, etwa ein Hochschulstudium, in Betracht kommen, möglichst 

b von sechs 
dentlichen Zivildienst zuzuweisen. ... 

§ 11. (1) ... 

§ 10. (3) Die Zivildienstserviceagentur hat Zivildienstpflichtige, die für eine wei-
terführende Ausbildung, etwa ein Hochschulstudium, in Betracht kommen, möglichst 

b von sechs 
dentlichen Zivildienst zuzuweisen. ... 

§ 11. (1) ... 
(2) Mit dem Tag
ildienstleistender. 

§ 12. (1) ... 

(2) Mit dem E
 hat, wird er Zivildienstleistender. Hat der Dienstantritt zum ordentlichen Zivil-

dienst erst nach dem Monatsersten zu erfolgen, so gilt dieser Monatserste als Beginn 
der Ableistung des ordentlichen Zivildienstes. 

§ 12. (1) ... 
(2) Der Zuweisungsbescheid ist vom Bundesminister für Inneres aufzuheben, wenn 

sich nach der Zuweisung herausstellt, daß die im Abs. 1 genannten Voraussetzungen 
zur Zeit der Zuweisung gegeben waren. Für die verbleibende Dienstzeit hat sobald wie 
möglich eine neuerliche Zuweisung zu erfolg

(2) Der Zuweisungsbescheid ist von der Zivildienstserviceagentur aufzuheben, 
wenn sich nach der Zuweisung herausstellt, dass die im Abs. 1 genannten Vorausset-
zungen zur Zeit der Zuweisung gegeben waren. Für die verbleibende Dienstzeit hat 
sobald wie möglich eine neuerliche Zuweisun

§ 12a. (Verfas
ntlichen Zivildienstes in der in § 7 Abs. 2 festgelegten Dauer nicht mehr heranzu-

ziehen, wenn sie im

§ 12a. (Ver
ntlichen Zivildienstes nicht mehr heranzuziehen, wenn sie im Ausland mindestens 

zwei Jahre Entwicklungshilfedienst im Sinne des Entwicklungshelfergesetzes, 
BGBl. Nr. 574/1983, geleistet haben und ihnen dies von dem für Angelegenheiten der 
Entwicklungszusammenarbeit zuständigen Bundesmini

(2) Zivildie (2) Zivildie
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
die Staatsangehörigkeit eines anderen Staates besitzen und in dem anderen Staat ihren 
Weh

die Staatsangehörigkeit eines anderen Staates besitzen und in dem anderen Staat ihren 
Weh

vildienstpflichtige, die sich vor Zuwei-
sung

 vor Zuwei-
sung

en hat, 
vo

 hat, vorzeitig beendet, so ist die im Dienst 
zurü

d 2.  ... d 2.  ... 

zuweisen und den 
Weg

itte Jahr der Zivildienstserviceagentur nachzuweisen und den Wegfall 
der Vo

e nach Abs. 1 befreiten Personen haben den Wegfall der Voraussetzungen 
unve

e nach Abs. 1 befreiten Personen haben den Wegfall der Voraussetzungen 
unve

r- oder Zivildienst (Wehrersatzdienst) abgeleistet haben, sind - unbeschadet beste-
hender zwischenstaatlicher Vereinbarungen - zur Leistung des ordentlichen Zivildiens-
tes in der in § 7 Abs. 2 festgelegten Dauer nicht mehr heranzuziehen. 

§ 12b. (1) (Verfassungsbestimmung) Zi

r- oder Zivildienst (Wehrersatzdienst) abgeleistet haben, sind - unbeschadet beste-
hender zwischenstaatlicher Vereinbarungen - zur Leistung des ordentlichen Zivildiens-
tes nicht mehr heranzuziehen. 

§ 12b. (1) (Verfassungsbestimmung) Zivildienstpflichtige, die sich
 zum ordentlichen Zivildienst einem anerkannten Träger (Abs. 4) vertraglich zur 

unentgeltlichen Leistung eines durchgehend mindestens 14 Monate dauernden Dienstes 
im Ausland verpflichtet haben, werden bis zur Vollendung ihres 28. Lebensjahres nicht 
zum Antritt des ordentlichen Zivildienstes herangezogen. 

(2) ... 

 zum ordentlichen Zivildienst einem anerkannten Träger (Abs. 4) vertraglich zur 
unentgeltlichen Leistung eines durchgehend mindestens 12 Monate dauernden Dienstes 
im Ausland verpflichtet haben, werden bis zur Vollendung ihres 28. Lebensjahres nicht 
zum Antritt des ordentlichen Zivildienstes herangezogen. 

(2) ... 
(3) (Verfassungsbestimmung) Zivildienstpflichtige, die bis zur Vollendung des 

30. Lebensjahres nachweisen, daß sie Dienst von der in Abs. 1 genannten Art und Min-
destdauer an einem anerkannten Dienstplatz geleistet haben, sind zur Leistung des or-
dentlichen Zivildienstes in der in § 7 Abs. 2 festgelegten Dauer nicht mehr heranzuzie-
hen. Wird der Dienst aus Gründen, die der Zivildienstpflichtige nicht zu vertret

rzeitig beendet, so ist die im Dienst zurückgelegte Zeit, soweit sie zwei Monate über-
steigt, auf den ordentlichen Zivildienst anzurechnen. ... 

§ 13. (1) Der Bundesminister für Inneres hat den Zivildienstpflichtigen - gleichgül-
tig ob er bereits Zivildienst leistet oder noch nicht - von der Verpflichtung zur Leistung 
des ordentlichen Zivildienstes zu befreien 

(3) (Verfassungsbestimmung) Zivildienstpflichtige, die bis zur Vollendung des 
30. Lebensjahres nachweisen, dass sie Dienst von der in Abs. 1 genannten Art und 
Mindestdauer an einem anerkannten Dienstplatz geleistet haben, sind zur Leistung des 
ordentlichen Zivildienstes nicht mehr heranzuziehen. Wird der Dienst aus Gründen, die 
der Zivildienstpflichtige nicht zu vertreten

ckgelegte Zeit, soweit sie zwei Monate übersteigt, auf den ordentlichen Zivildienst 
anzurechnen. ... 

§ 13. (1) Die Zivildienstserviceagentur hat den Zivildienstpflichtigen - gleichgültig 
ob er bereits Zivildienst leistet oder noch nicht - von der Verpflichtung zur Leistung des 
ordentlichen Zivildienstes zu befreien 

1. un 1. un
(2) ... 
(3) Der Bundesminister für Inneres hat die Befreiung (Abs. 1) zu widerrufen, wenn 

die Voraussetzung für die Befreiung wegfällt. 
(4) Der auf seinen Antrag von der Leistung des Zivildienstes befreite Zivildienst-

pflichtige hat, soweit nicht Abs. 5 anzuwenden ist, das weitere Vorliegen der Voraus-
setzung jedes dritte Jahr dem Bundesministerium für Inneres nach

(2) ... 
(3) Die Zivildienstserviceagentur hat die Befreiung (Abs. 1) zu widerrufen, wenn 

die Voraussetzung für die Befreiung wegfällt. 
(4) Der auf seinen Antrag von der Leistung des Zivildienstes befreite Zivildienst-

pflichtige hat, soweit nicht Abs. 5 anzuwenden ist, das weitere Vorliegen der Voraus-
setzung jedes dr

fall der Voraussetzung unverzüglich dem Bundesministerium für Inneres mitzutei-
len. Wird ein solcher Nachweis nicht erbracht, so tritt der Bescheid über die Befreiung 
nach einem weiteren Monat außer Kraft. ... 

raussetzung unverzüglich der Zivildienstserviceagentur mitzuteilen. Wird ein 
solcher Nachweis nicht erbracht, so tritt der Bescheid über die Befreiung nach einem 
weiteren Monat außer Kraft. ... 

§ 13a. (1) ... § 13a. (1) ... 
(2) Di
rzüglich dem Bundesministerium für Inneres mitzuteilen. 

(2) Di
rzüglich der Zivildienstserviceagentur mitzuteilen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

5. September des Kalenderjahres 
aufz dem die Zivildienstpflichtigen das 28. Lebensjahr vollenden. Im Falle 
der 

m Ablauf des 15. September des Kalenderjahres 
aufz dem die Zivildienstpflichtigen das 28. Lebensjahr vollenden. Im Falle 
der 

2) Zivildienstpflichtigen ist auf Antrag der ordentliche Zivildienst aufzuschieben, 
wenn Erfordernisse des Zivildienstes nicht entgegenstehen, sie noch nicht zum ordentli-
chen

2) Zivildienstpflichtigen ist auf Antrag der ordentliche Zivildienst aufzuschieben, 
wen  Erfordernisse des Zivildienstes nicht entgegenstehen, sie noch nicht zum ordentli-
chen

gen seine Dienstpflichten bewirkt hat, daß nicht 
bloß  von ihm auf diesem Zivildienstplatz zu erwartende Leistung erheb-
lich 

n bewirkt hat, dass nicht bloß 
kurz ihm auf diesem Zivildienstplatz zu erwartende Leistung erheblich 
unte

  
 
§ 14. (1) Zivildienstpflichtigen, die zu dem im § 36a Abs. 3 WG genannten Zeit-

punkt in Berufsvorbereitung, Schul- oder Hochschulausbildung stehen, ist - sofern Er-
fordernisse des Zivildienstes nicht entgegenstehen - auf deren Antrag der Antritt des 
ordentlichen Zivildienstes bis zum Abschluß der begonnenen Ausbildung oder Berufs-
vorbereitung, längstens jedoch bis zum Ablauf des 1

 
§ 14. (1) Zivildienstpflichtigen, die zu dem im § 25 Abs. 1 Z 4 WG 2001 genannten 

Zeitpunkt in Berufsvorbereitung, Schul- oder Hochschulausbildung stehen, ist - sofern 
Erfordernisse des Zivildienstes nicht entgegenstehen - auf deren Antrag der Antritt des 
ordentlichen Zivildienstes bis zum Abschluss der begonnenen Ausbildung oder Berufs-
vorbereitung, längstens jedoch bis zu

uschieben, in 
Einbringung einer Zivildiensterklärung nach vollständiger Ableistung des Grund-

wehrdienstes gilt als maßgeblicher Zeitpunkt jener des Entstehens der Zivildienst-
pflicht. 

uschieben, in 
Einbringung einer Zivildiensterklärung nach vollständiger Ableistung des Grund-

wehrdienstes gilt als maßgeblicher Zeitpunkt jener des Entstehens der Zivildienst-
pflicht. 

(

 Zivildienst mit Dienstantritt innerhalb eines Jahres nach Wirksamwerden der Zi-
vildiensterklärung oder nach Ende des Aufschubes gemäß Abs. 1 zugewiesen sind und 
durch die Unterbrechung einer Berufsvorbereitung, Schul- oder Hochschulausbildung, 
die sie nach dem in § 36a Abs. 3 WG genannten Zeitpunkt begonnen haben, einen be-
deutenden Nachteil erleiden würden. Dasselbe gilt, wenn der Zivildienstpflichtige ohne 
zugewiesen zu sein, eine weiterführende Ausbildung, etwa ein Hochschulstudium, be-
gonnen hat und eine Unterbrechung der Ausbildung eine außerordentliche Härte bedeu-
ten würde. 

(3) und (4) ... 

(
n
 Zivildienst mit Dienstantritt innerhalb eines Jahres nach Wirksamwerden der Zi-

vildiensterklärung oder nach Ende des Aufschubes gemäß Abs. 1 zugewiesen sind und 
durch die Unterbrechung einer Berufsvorbereitung, Schul- oder Hochschulausbildung, 
die sie nach dem in § 25 Abs. 1 Z 4 WG 2001 genannten Zeitpunkt begonnen haben, 
einen bedeutenden Nachteil erleiden würden. Dasselbe gilt, wenn der Zivildienstpflich-
tige ohne zugewiesen zu sein, eine weiterführende Ausbildung, etwa ein Hochschulstu-
dium, begonnen hat und eine Unterbrechung der Ausbildung eine außerordentliche 
Härte bedeuten würde. 

(3) und (4) ... 
(5) Der Zivildienstpflichtige, dessen Zivildienst aufgeschoben wurde, hat den vor-

zeitigen Wegfall der Voraussetzungen für den Aufschub unverzüglich dem Bundesmi-
nisterium für Inneres mitzuteilen. 

§ 15. (1) und (2) ... 
(3) Der Bundesminister für Inneres hat die nach Abs. 2 nicht einrechenbaren Zei-

ten festzustellen. 
§ 16. (1) Der Bundesminister für Inneres kann mit Bescheid den ordentlichen Zi-

vildienst eines Zivildienstleistenden um bis zu drei Wochen verlängern, wenn dieser 
durch wiederholte schwere Verstöße ge

(5) Der Zivildienstpflichtige, dessen Zivildienst aufgeschoben wurde, hat den vor-
zeitigen Wegfall der Voraussetzungen für den Aufschub unverzüglich der Zivildienst-
serviceagentur mitzuteilen. 

§ 15. (1) und (2) ... 
(3) Die Zivildienstserviceagentur hat die nach Abs. 2 nicht einrechenbaren Zeiten 

festzustellen. 
§ 16. (1) Die Zivildienstserviceagentur kann mit Bescheid den ordentlichen Zivil-

dienst eines Zivildienstleistenden um bis zu drei Wochen verlängern, wenn dieser durch 
wiederholte schwere Verstöße gegen seine Dienstpflichte

 kurzfristig die
unterschritten wurde. ... 

fristig die von 
rschritten wurde. ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
at den Zivildienstpflichtigen zu einer ande-

ren elben Einrichtung zu verpflichten, wenn 
r hat den Zivildienstpflichtigen zu einer anderen 

Dien en Einrichtung zu verpflichten, wenn 
  

 oder 

 

gen des en des 

 4. g von einem Streik oder einer Aussperrung betroffen  4. on einem Streik oder einer Aussperrung betroffen ist 

vildienstes durch die Dienstleistung bei einer anderen ildienstes durch die Dienstleistung bei einer anderen 

§
er

Rechtstr

§
nt

Rechtst

vil
esm

gesu
unfähigk  Abs. 1) hat das Gutachten auch deren Beginn und voraussichtliche 
Daue

ild
ienst
ndh

fähigke a Abs. 1) hat das Gutachten auch deren Beginn und voraussichtliche 
Daue

(3) zungen der Z 1, 2 oder 3 vorliegen, eine 
geei

weitere Zuweisung zu erfolgen. 

(3 zungen der Z 1, 2 oder 3 vorliegen, eine 
geei

en. 

§ 17. Der Bundesminister für Inneres h
Dienstleistung in ders

1. seine Eignung fü

§ 17. Die Zivildienstserviceagentu
stleistung in derselb
1. seine Eignung für die bisherige Dienstleistung nicht mehr gegeben ist, 

 2. die Einrichtung keinen Bedarf mehr an seinen Dienstleistungen der bisherigen 
Art hat oder 

r die bisherige Dienstleistung nicht mehr gegeben ist,   
 2. die Einrichtung keinen Bedarf mehr an seinen Dienstleistungen der bisherigen 

Art hat
 3. den Interessen des Zivildienstes durch eine andere Art der Dienstleistung bes-

ser entsprochen wird. 
 3. den Interessen des Zivildienstes durch eine andere Art der Dienstleistung bes-

ser entsprochen wird. 
§ 18. Der Bundesminister für Inneres hat den Zivildienstpflichtigen einer anderen 

Einrichtung zuzuweisen, wenn 
§ 18. Die Zivildienstserviceagentur hat den Zivildienstpflichtigen einer anderen 

Einrichtung zuzuweisen, wenn 
1. die Anerkennung der bisherigen Einrichtung als Träger des Zivildienstes wider-

rufen wurde (§ 4 Abs. 4), 
 1. die Anerkennung der bisherigen Einrichtung als Träger des Zivildienstes wider-

rufen wurde (§ 4 Abs. 4), 
 2. die bisherige Einrichtung keinen Bedarf mehr an den Dienstleistun

Zivildienstpflichtigen hat, sofern eine Verfügung nach § 17 Z 2 nicht in Be-
tracht kommt, 
die Eignung

 2. die bisherige Einrichtung keinen Bedarf mehr an den Dienstleistung
Zivildienstpflichtigen hat, sofern eine Verfügung nach § 17 Z 2 nicht in Be-
tracht kommt, 
die Eignung 3.  des Zivildienstpflichtigen für die Dienstleistungen nicht mehr 

gegeben ist, sofern eine Verfügung nach § 17 Z 1 nicht in Betracht kommt, 
 die bisherige Einrichtun

 3.  des Zivildienstpflichtigen für die Dienstleistungen nicht mehr 
gegeben ist, sofern eine Verfügung nach § 17 Z 1 nicht in Betracht kommt, 

 die bisherige Einrichtung v
wird oder 

 5. den Interessen des Zi
oder 

 5. den Interessen des Ziv
Einrichtung besser entsprochen wird. 
9. (1) Die Verfügungen nach den §

Einrichtung besser entsprochen wird. 
9. (1) Die Verfügungen nach de 1 § 17 und 18 sind vom Bundesminister für 

Inn es von Amts wegen, auf Antrag des Zivildienstpflichtigen oder auf Antrag des 
ägers der Einrichtung zu treffen. 

 1 n §§ 17 und 18 sind von der Zivildienstservice-
age ur von Amts wegen, auf Antrag des Zivildienstpflichtigen oder auf Antrag des 

rägers der Einrichtung zu treffen. 
(2) In Zweifelsfällen des § 17 Z 1 und § 18 Z 3 hat die für den Aufenthaltsort des 

Zi dienstleistenden zuständige Bezirksverwaltungsbehörde über Ersuchen des Bun-
inisters für Inneres ein amtsärztliches Gutachten einzuholen und sich über d die 

ndheitliche Eignung zur weiteren Dienstleistung zu äußern. Im Falle einer Dienst-
eit (§ 19a

r anzugeben. 
Wenn im Falle des § 18 die Vorausset

(2) In Zweifelsfällen des § 17 Z 1 und § 18 Z 3 hat die für den Aufenthaltsort des 
Ziv ienstleistenden zuständige Bezirksverwaltungsbehörde über Ersuchen der Zivil-

serviceagentur ein amtsärztliches Gutachten einzuholen und sich über did e ge-
su eitliche Eignung zur weiteren Dienstleistung zu äußern. Im Falle einer Dienstun-

it (§ 19
r anzugeben. 

) Wenn im Falle des § 18 die Vorausset
gnete andere Einrichtung aber nicht zu finden ist, hat der Bundesminister für Inne-

res den Dienst des Zivildienstleistenden zu unterbrechen. Für die verbleibende Dienst-
zeit hat sobald wie möglich eine 

gnete andere Einrichtung aber nicht zu finden ist, hat die Zivildienstserviceagentur 
den Dienst des Zivildienstleistenden zu unterbrechen. Für die verbleibende Dienstzeit 
hat sobald wie möglich eine weitere Zuweisung zu erfolg
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

t einer Entscheidung gemäß 
Abs welchen Zeitraum der Betroffene zur Ableistung der verblei-
bend

er Entscheidung gemäß 
Abs  für welchen Zeitraum der Betroffene zur Ableistung der verblei-
bend

 die 
Ge

ng zur Eignung zum freiwilligen Zivil-
dienst tritt. Ebenso ist § 1 des Heer setzes, BGBl. Nr. 27/1964, sinnge-
mäß anzuwenden. 

 (2) Auf Fr bis 9 des Mut-
tersc

 

§ 21. (1) Der Bundesminister für Inneres hat Zivildienstpflichtige bei Elementarer-
eignissen, Unglücksfällen außergewöhnlichen Umfanges und außerordentlichen Not-
ständen (insbesondere in Zeiten, in denen Wehrpflichtige zur Leistung des Einsatzprä-
senzdienstes einberufen werden) im personell und zeitlich notwendigen Ausmaß zur 

außergewöhnlichen Umfanges und außerordentlichen Not-
stände

§ 19a. (1) bis (4) ... 
(5) Zivildienstpflichtige, die aus dem Zivildienst vorzeitig entlassen worden sind, 

haben den Wegfall der Voraussetzungen für die vorzeitige Entlassung unverzüglich 
dem Bundesministerium für Inneres mitzuteilen. 

§ 19b. (1) Der Bundesminister f

§ 19a. (1) bis (4) ... 
(5) Zivildienstpflichtige, die aus dem Zivildienst vorzeitig entlassen worden sind, 

haben den ,Wegfall der Voraussetzungen für die vorzeitige Entlassung unverzüglich der 
Zivildienstserviceagentur mitzuteilen. 

§ 19b. (1) Die Zivildienstserviür Inneres kann einen Zivildienstleistenden vorzei-
tig aus dem Zivildienst entlassen, wenn der Betroffene trotz Aufforderung zur ord-
nungsgemäßen Dienstleistung durch den Vorgesetzten durch sein Verhalten zu erken-
nen gibt, daß er nicht gewillt ist, den Zivildienst ordnungsgemäß abzuleisten. 

(2) Der Bundesminister für Inneres hat zugleich mi

ceagentur kann einen Zivildienstleistenden vorzeitig 
aus dem Zivildienst entlassen, wenn der Betroffene trotz Aufforderung zur ordnungs-
gemäßen Dienstleistung durch den Vorgesetzten durch sein Verhalten zu erkennen gibt, 
dass er nicht gewillt ist, den Zivildienst ordnungsgemäß abzuleisten. 

(2) Die Zivildienstserviceagentur hat zugleich mit ein
. 1 festzustellen, für 
en Dienstzeit zurückgestellt wird. ... 
 

. 1 festzustellen,
en Dienstzeit zurückgestellt wird. ... 

Abschnitt IIIa 

Sonderbestimmungen für den freiwilligen Zivildienst 
§ 20a. (1) Wer freiwilligen Zivildienst nach § 6b leisten will, hat sich einer Ge-

sundheitsuntersuchung zu unterziehen, in der die körperliche und geistige Eignung zum 
Zivildienst zu prüfen ist. Diese wird vom Heerespersonalamt durchgeführt. Auf

sundheitsuntersuchung sind die §§ 7, 13 und 14 des Heeresgebührengesetzes 2001 
(HGG 2001), BGBl. I Nr. 31, mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der 
Prüfung der Eignung zum Wehrdienst die Prüfu

esversorgungsge

auen, die einen Zivildienst nach § 6b leisten, sind die §§ 3 
hutzgesetzes 1979, BGBl. Nr. 221, betreffend den Schutz werdender und stillender 

Mütter anzuwenden. § 2 Abs. 2 Z 4 HGG 2001 gilt sinngemäß. 
(3) Wurde der Zivildienst wegen einer bevorstehenden oder erfolgten Entbindung 

vorzeitig beendet, so kann sich die Frau binnen drei Jahren bei der Zivildienstservice-
agentur freiwillig melden und bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen für die 
restliche Dauer dieses Zivildienstes zugewiesen werden. 

§ 21. (1) Die Zivildienstserviceagentur hat Zivildienstpflichtige bei Elementarer-
eignissen, Unglücksfällen 

n (insbesondere in Zeiten, in denen Wehrpflichtige zur Leistung des Einsatzprä-
senzdienstes einberufen werden) im personell und zeitlich notwendigen Ausmaß zur 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Leistung des außerordentlichen Zivildienstes zu verpflichten. Die Zivildienstpflichtigen 
sind erkannten Einrichtungen (§ 4 Abs. 1) zuzuweisen, die in besonderem Maße 
geeignet sind, die Erfüllung des Zweckes dieses außerordentlichen Zivildienstes zu 
gewährleisten. 

Leistung des außerordentlichen Zivildienstes zu verpflichten. Die Zivildienstpflichtigen 
sind

(2) und (3) ... 

 ist verpflichtet, eine vom Rechtsträger der Einrichtung 
oder inisterium für Inneres zugewiesene dienstliche Unterkunft zu bezie-
hen.

 ist verpflichtet, eine vom Rechtsträger der Einrichtung 
oder ienstserviceagentur zugewiesene dienstliche Unterkunft zu beziehen. 

. Ein neuerlicher Anspruch auf kostenlose Ausfolgung eines solchen 
Abz , wenn es während des Zivildienstes nachweisbar unverschul-
det en, gestohlen oder verloren worden ist. Form, Ausstattung und 

che
e Veräußerung dessel-

ben ist verboten. Ein neuerlicher Anspruch auf kostenlose Ausfolgung eines solchen 
Abz , wenn es während des Zivildienstes nachweisbar unverschul-
det en, gestohlen oder verloren worden ist. Form, Ausstattung und 

 (1) ... § 23a. (1) ... 

rechnen. hnen. 
ein Zivildienstleistender verhindert, seinen Dienst zu versehen, so hat ein Zivildienstleistender verhindert, seinen Dienst zu versehen, so hat 

 an  anerkannten Einrichtungen (§ 4 Abs. 1) zuzuweisen, die in besonderem Maße 
geeignet sind, die Erfüllung des Zweckes dieses außerordentlichen Zivildienstes zu 
gewährleisten. 

(2) und (3) ... 
(4) Sofern der Umfang der für die Verpflichtung gemäß Abs. 1 maßgeblichen Um-

stände den Einsatz so vieler Zivildienstpflichtiger erfordert, daß die Kapazität der zur 
Verfügung stehenden Einrichtungen für ihre Aufnahme nicht ausreicht, kann der Bun-
desminister für Inneres die Zuweisung zur Leistung des außerordentlichen Zivildienstes 
zum Bundesministerium für Inneres vornehmen. Abschnitt IV ist anzuwenden. ... 

(4) Sofern der Umfang der für die Verpflichtung gemäß Abs. 1 maßgeblichen Um-
stände den Einsatz so vieler Zivildienstpflichtiger erfordert, dass die Kapazität der zur 
Verfügung stehenden Einrichtungen für ihre Aufnahme nicht ausreicht, kann die Zivil-
dienstserviceagentur die Zuweisung zur Leistung des außerordentlichen Zivildienstes 
zum Bundesministerium für Inneres vornehmen. ... 

§ 23. (1) und (2) ... 
(3) Der Zivildienstleistende

§ 23. (1) und (2) ... 
(3) Der Zivildienstleistende

 vom Bundesm
 
(4) Der Zivildienstleistende ist vom Bundesministerium für Inneres mit einem 

Dienstabzeichen auszustatten. Er ist verpflichtet, das Abzeichen während seines Einsat-
zes zu tragen. Das Abzeichen geht in das Eigentum des Zivildienstleistenden über. Eine 
mißbräuchliche Verwendung des Zivildienstabzeichens sowie die Veräußerung dessel-
ben ist verboten

 von der Zivild

eichens besteht dann
unbrauchbar geword

Tragweise des Dienstabzeichens sind unter Bedachtnahme auf seinen Zweck und seine 
Erkennbarkeit durch Verordnung des Bundesministers für Inneres zu bestimmen. ... 

§ 23a.

(4) Der Zivildienstleistende ist von der Zivildienstserviceagentur mit einem 
Dienstabzeichen auszustatten. Er ist verpflichtet, das Abzeichen während seines Einsat-
zes zu tragen. Das Abzei n geht in das Eigentum des Zivildienstleistenden über. Eine 
missbräuchliche Verwendung des Zivildienstabzeichens sowie di

eichens besteht dann
unbrauchbar geword

Tragweise des Dienstabzeichens sind unter Bedachtnahme auf seinen Zweck und seine 
Erkennbarkeit durch Verordnung des Bundesministers für Inneres zu bestimmen. ... 

(2) Das Ausmaß der Freistellung beträgt zwei Wochen oder zwölf Arbeitstage, bei 
einer Fünftagewoche zehn Arbeitstage. Im Falle einer Dienstzeit von acht Monaten (§ 7 
Abs. 6) gebührt die Freistellung im halben Ausmaß. ... 

§ 23b. Dem Zivildienstleistenden kann vom Vorgesetzten in dringenden Fällen, 
insbesondere aus familiären oder sonstigen persönlichen Gründen, unbeschadet des 
Anspruches nach § 23a, eine Dienstfreistellung im unbedingt notwendigen Ausmaß, 
höchstens jedoch bis zu zwei Wochen bewilligt werden. Solche Dienstfreistellungen 
sind bis zum Ausmaß von insgesamt einer Woche auf das Ausmaß der Dienstfreistel-
lungen gemäß § 23a anzu

(2) Das Ausmaß der Freistellung beträgt eine Woche oder sechs Werktage, bei ei-
ner Fünf-Tage-Woche fünf Arbeitstage. Im Falle einer Dienstzeit von acht Monaten (§ 7 
Abs. 6) gebührt die Freistellung im halben Ausmaß. ... 

§ 23b. Dem Zivildienstleistenden kann vom Vorgesetzten in dringenden Fällen, 
insbesondere aus familiären oder sonstigen persönlichen Gründen, unbeschadet des 
Anspruches nach § 23a, eine Dienstfreistellung im unbedingt notwendigen Ausmaß, 
höchstens jedoch bis zu zwei Wochen bewilligt werden. Solche Dienstfreistellungen 
sind bis zum Ausmaß von insgesamt drei Tagen auf das Ausmaß der Dienstfreistellun-
gen gemäß § 23a anzurec

§ 23c. (1) Ist § 23c. (1) Ist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
er die hiefür maßgebenden Gründe sobald wie möglich seinem Vorgesetzten (§ 38 Abs. 
5) o

er die hiefür maßgebenden Gründe unverzüglich seinem Vorgesetzten (§ 38 Abs. 5) 
oder

monatliche Vergü-
tung  je Zivildienstleistendem zu leisten. 

monatliche Vergü-
tung  je Zivildienstleistendem zu leisten. 

 
 der Betreuung von Drogenabhängigen, von Vertriebenen, Asyl-

chtlingen sowie von Menschen in Schubhaft 218 Euro.... 

 
er Betreuung von Drogenabhängigen, von Vertriebenen, Asyl-

chtlingen sowie von Menschen in Schubhaft 310 Euro.... 
2) ... d (2) ... 

 Verordnung Pauschalsätze 
und szahlungstermin festlegen. Bei Festsetzung dieser Vergütungen ist auf Abs. 
2 Be

erates durch Verordnung 
Paus ze und den Auszahlungstermin festlegen. Bei Festsetzung dieser Vergütun-
gen i

Abs. 3 wird 
urch reistellung nach 

§ 23 ni  berü

zustel-
len. .

Abs. 3 wird 
urch reistellung nach 

§ 23 ni  berü

zustel-
len. .

der einer hiefür von der Einrichtung beauftragten Person anzuzeigen und den Grund 
der Verhinderung in entsprechender Weise glaubhaft zu machen. ... 

§ 25a. (1) ... 

 einer hiefür von der Einrichtung beauftragten Person anzuzeigen und den Grund 
der Verhinderung in entsprechender Weise glaubhaft zu machen. ... 

§ 25a. (1) ... 
(2) Die Höhe der monatlichen Pauschalvergütung (Grundvergütung und Zuschlag) 

bestimmt sich nach dem Gehalt einschließlich allfälliger Teuerungszulagen eines Beam-
ten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, und 
beträgt 
 1. für die Grundvergütung bei ordentlichem oder außerordentlichem Zivildienst 

9,52 vH und 

(2) Die Höhe der monatlichen Pauschalvergütung (Grundvergütung und Zuschlag) 
bestimmt sich nach dem Gehalt einschließlich allfälliger Teuerungszulagen eines Beam-
ten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, und 
beträgt 
 1. für die Grundvergütung bei ordentlichem oder außerordentlichem Zivildienst 

12,87 vH und 
 2. ... 

§ 28. (1) ... 
(2) Die Rechtsträger der Einrichtungen haben dem Bund eine 

 2. ... 
§ 28. (1) ... 
(2) Die Rechtsträger der Einrichtungen haben dem Bund eine 

 von 218 Euro  von 150 Euro
(3) ... 
(4) Der Bund hat den nach Abs. 3 begünstigten Rechtsträgern ein Zivildienstgeld 

auszuzahlen. Dieses beträgt je Zivildienstleistendem und Monat für Dienst 
 1. im

(3) ... 
(4) Der Bund hat den nach Abs. 3 begünstigten Rechtsträgern ein Zivildienstgeld 

auszuzahlen. Dieses beträgt je Zivildienstleistendem und Monat für Dienst 
 1. im Rettungswesen und in der Katastrophenhilfe 436 Euro und 

2. in der Sozial- und Behindertenhilfe, in der Altenbetreuung, in der 
ng, in

 Rettungswesen und in der Katastrophenhilfe 500 Euro und 
2. in der Sozial- und Behindertenhilfe, in der Altenbetreuung, in der 

ng, in dKrankenbetreuu
werbern und Flü

Krankenbetreuu
werbern und Flü

§ 31. (1) und ( § 31. (1) un
(3) Der Bundesminister für Inneres kann für die nach Abs. 1 Z 6 und 7 gebühren-

den Vergütungen nach Anhörung des Zivildienstrates durch
den Au
dacht zu nehmen. 
(4) Der Anspruch auf die pauschalierte Fahrtkostenvergütung nach 

(3) Der Bundesminister für Inneres kann für die nach Abs. 1 Z 6 und 7 gebühren-
den Vergütungen nach Anhörung des Zivildienstbeschwerd

chalsät
st auf Abs. 2 Bedacht zu nehmen. 
(4) Der Anspruch auf die pauschalierte Fahrtkostenvergütung nach 

d  eine Dienstverhinderung infolge Krankheit oder eine Dienstf
a cht hrt. Ist der Zivildienstleistende länger als einen Monat vom Dienst 

abwesend, hat der Bundesminister für Inneres die nach Abs. 1 Z 6 und 7 gebührenden 
Vergütungen von dem auf den Ablauf dieser Frist folgenden Monatsersten bis zum 
letzten des Monats, an dem der Zivildienstleistende den Dienst wieder antritt, ein

.. 

d  eine Dienstverhinderung infolge Krankheit oder eine Dienstf
a cht hrt. Ist der Zivildienstleistende länger als einen Monat vom Dienst 

abwesend, hat die Zivildienstserviceagentur die nach Abs. 1 Z 6 und 7 gebührenden 
Vergütungen von dem auf den Ablauf dieser Frist folgenden Monatsersten bis zum 
letzten des Monats, an dem der Zivildienstleistende den Dienst wieder antritt, ein

.. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 gebührenden Geldbeträge mit Bescheid zu erkennen. gebührenden Geldbeträge mit Bescheid zu erkennen. 

 21 Abs. 1) 
ebü

(1) Das Bundesministerium für Inneres kann die dem Zivildienstleistenden 
n

rweisen. ... 

 (1) Die Zivildienstserviceagentur kann die dem Zivildienstleistenden nach 
§ 31

eisen. ... 

 an einen in ss an einen 

§ 32. (1) Die nach den § 31 Abs. 1 Z 1 bis 7 und Abs. 8 gebührenden Beträge sind 
vom Bund zu tragen. Das Bundesministerium für Inneres hat sie zu berechnen, zahlbar 
zu stellen, auszuzahlen und zu verrechnen. Auf Verlangen des Bundesministeriums für 
Inneres ist der Rechtsträger der Einrichtung verpflichtet, die Auszahlung durchzufüh-
ren. 

§ 32. (1) Die nach den § 31 Abs. 1 Z 1 bis 7 und Abs. 8 gebührenden Beträge sind 
vom Bund zu tragen. Die Zivildienstserviceagentur hat sie zu berechnen, zahlbar zu 
stellen, auszuzahlen und zu verrechnen. Auf Verlangen der Zivildienstserviceagentur ist 
der Rechtsträger der Einrichtung verpflichtet, die Auszahlung durchzuführen. 

(2) Die Pauschalvergütung (Grundvergütung und Zuschläge) ist am Dienstan-
trittstag für den laufenden Monat, für die übrige Zeit jeweils am ersten jeden Monats im 
voraus auszuzahlen. § 49 Abs. 1 bis 3 HGG 1992 ist anzuwenden. 

(3) ... 
(4) Auf Antrag des Zivildienstleistenden hat der Bundesminister für Inneres über 

die nach den § 31

(2) Die Pauschalvergütung (Grundvergütung und Zuschläge) ist am Dienstan-
trittstag für den laufenden Monat, für die übrige Zeit jeweils am ersten jeden Monats im 
Voraus auszuzahlen. § 54 Abs. 1 bis 5 HGG 2001 ist anzuwenden. 

(3) ... 
(4) Auf Antrag des Zivildienstleistenden hat die Zivildienstserviceagentur über die 

nach den § 31 
(5) Der Zivildienstleistende hat zu Unrecht empfangene Bezüge der auszahlenden 

Stelle zu ersetzen. § 50 HGG 1992 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß die dort ge-
nannten Entscheidungen vom Bundesminister für Inneres zu treffen sind. 

(6) Die während eines Einsatzes im außerordentlichen Zivildienst (§ 21 Abs. 1) 
gebührenden B

(5) Der Zivildienstleistende hat zu Unrecht empfangene Bezüge der auszahlenden 
Stelle zu ersetzen. § 55 HGG 2001 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die dort ge-
nannten Entscheidungen von der Zivildienstserviceagentur zu treffen sind. 

(6) Die während eines Einsatzes im außerordentlichen Zivildienst (§
eträge, die vom Bundesministerium für Inneres auszuzahlen sind, sind 

insoweit abweichend von den in diesem Bundesgesetz und den darauf beruhenden Ver-
ordnungen festgelegten Auszahlungsfristen und Auszahlungstagen auszuzahlen, als dies 
die jeweiligen Erfordernisse des Zivildienstes notwendig machen. 

g
in

hrenden Beträge, die von der Zivildienstserviceagentur auszuzahlen sind, sind 
soweit abweichend von den in diesem Bundesgesetz und den darauf beruhenden Ver-

ordnungen festgelegten Auszahlungsfristen und Auszahlungstagen auszuzahlen, als dies 
die jeweiligen Erfordernisse des Zivildienstes notwendig machen. 

§ 32a. 
ach § 31 Abs. 1 Z 1 bis 7 gebührenden Beträge auf ein vom Zivildienstleistenden un-

mittelbar nach Antritt des Zivildienstes zu eröffnendes Bezugskonto übe

§ 32a.
 Abs. 1 Z 1 bis 7 gebührenden Beträge auf ein vom Zivildienstleistenden unmittel-

bar nach Antritt des Zivildienstes zu eröffnendes Bezugskonto überw
§ 34. (1) Der Zivildienstpflichtige, der 

 1. einen ordentlichen Zivildienst oder 
 2. einen außerordentlichen Zivildienst gemäß § 8a Abs. 6 im Anschluß

§ 34. (1) Der Zivildienstpflichtige, der 
 1. einen ordentlichen Zivildienst oder 
 2. einen außerordentlichen Zivildienst gemäß § 8a Abs. 6 im Anschlu

Z 1 genannten Zivildienst leistet, hat Anspruch auf Familienunterhalt und 
Wohnkostenbeihilfe, wie er einem Wehrpflichtigen nach § 26 HGG 1992 zu-
steht. 

 

in Z 1 genannten Zivildienst leistet, 

hat Anspruch auf Familienunterhalt und Wohnkostenbeihilfe, wie er einem Wehrpflich-
tigen nach § 23 HGG 2001 zusteht. 

(2) Auf den Familienunterhalt und die Wohnkostenbeihilfe sind die Bestimmungen 
des V. Hauptstückes des HGG 1992 sowie dessen §§ 48, 49Abs. 1 bis 3 und § 50 nach 
Maßgabe des Abs. 3 anzuwenden. Hiebei treten an die Stelle 

(2) Auf den Familienunterhalt und die Wohnkostenbeihilfe sind die Bestimmungen 
des 5. Hauptstückes des HGG 2001 sowie dessen §§ 50, 54 Abs. 1 bis 5 und 55 nach 
Maßgabe des Abs. 3 anzuwenden. Dabei treten an die Stelle 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 s die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Sprengel 

flichtigen liegt und 
 es die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Sprengel 

flichtigen liegt, 
e Einrichtung, die im Zuweisungsbescheid e Einrichtung, die im Zuweisungsbescheid 

 3.  3. nnten Bundesministers für Landesverteidi-
gung die Zivildienstserviceagentur und 

 4. der Zustellung des Einberufungsbefehls in den §§ 30 Abs. 1 und 2, 31 Abs. 1 
und 3 sowie 33 Abs. 1 Z 1 HGG 1992 die Genehmigung des Zuweisungsbe- es. 

n, in der der Zivildienst-
lich

behör s und der Wohnkosten-
ihi

Zuerken m Bundesministerium für Inneres zuzustellen. 
ie d

weis
Verfügu

rden, in der der Zivildienst-

behör halts und der Wohnkosten-
ihi

nung od ivildienstserviceagentur zuzustellen. Die dem Zi-
ie
 d

hen. 

 1. 1.  § 21 Abs. 1 oder 
 2. enst gemäß § 7 Abs. 3 leistet,   2. eine Übung oder einen Dienst gemäß § 7 Abs. 3 leistet,  
hat hat

 ersten Satz genannten Heeresgebührenamtes 
die zten Satz genannten Bundesministers für 
Lan

personalamtes die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren Sprengel 
der  liegt, 

ür Landesverteidi- r Landesverteidi-

1. des Heeresgebührenamte
der Hauptwohnsitz des Zivildienstp

1. des Heerespersonalamt
der Hauptwohnsitz des Zivildienstp

 2. der militärischen Dienststelle di
angegeben ist (§ 11 Abs. 1) und 

 des Bundesministers für Landesverteidigung in § 36 Abs. 3 HGG 1992 der 
Landeshauptmann, in § 50 Abs. 3 HGG 1992 der Bundesminister für Inneres 
und 

 2. der militärischen Dienststelle di
angegeben ist (§ 11 Abs. 1), 

 des in § 55 Abs. 3 HGG 2001 gena

scheides. 
(3) Der Antrag auf Zuerkennung oder Änderung von Familienunterhalt und Wohn-

kostenbeihilfe kann auch bei der Gemeinde eingebracht werde

 4. der Wirksamkeit der Einberufung im Sinne des § 23 Abs. 3 HGG 2001 die 
Genehmigung des Zuweisungsbescheid

pf tige seinen Hauptwohnsitz hat. Diese hat den Antrag an die Bezirksverwaltungs-
de weiterzuleiten. Die Auszahlung des Familienunterhalt

be lfe erfolgt durch das Bundesministerium für Inneres. Die Bescheide über deren 
nung oder Änderung sind auch de

D em Zivildienstleistenden gebührenden Geldleistungen sind so rechtzeitig zu über-
en, dass ihm diese an dem im § 32 Abs. 2 angeführten Auszahlungstermin zur 

ng stehen. 

(3) Der Antrag auf Zuerkennung oder Änderung von Familienunterhalt und Wohn-
kostenbeihilfe kann auch bei der Gemeinde eingebracht we
pflichtige seinen Hauptwohnsitz hat. Diese hat den Antrag an die Bezirksverwaltungs-

de weiterzuleiten. Die Auszahlung des Familienunter
be lfe erfolgt durch die Zivildienstserviceagentur. Die Bescheide über deren Zuerken-

er Änderung sind auch der Z
vild nstleistenden gebührenden Geldleistungen sind so rechtzeitig zu überweisen, dass 
ihm iese an dem im § 32 Abs. 2 angeführten Auszahlungstermin zur Verfügung ste-

§ 34b. (1) Der Zivildienstpflichtige, der  
 einen außerordentlichen Zivildienst gemäß § 21 Abs. 1 oder  
 eine Übung oder einen Di

§ 34b. (1) Der Zivildienstpflichtige, der 
 einen außerordentlichen Zivildienst gemäß

 für die Dauer eines solchen Dienstes Anspruch auf Entschädigung oder Fortzahlung 
der Dienstbezüge, wie er einem Wehrpflichtigen zusteht, der gemäß § 2 Abs. 1 lit. a 
WG einen Einsatzpräsenzdienst leistet. 

(2) Auf die Entschädigung und die Fortzahlung der Dienstbezüge sind die Be-
stimmungen des VI. Hauptstückes des Heeresgebührengesetzes 1992 -HGG 1992, 
BGBl. Nr. 422/1992, sowie dessen §§ 48, 49 Abs. 1 bis 3 und § 50 sinngemäß anzu-
wenden. Dabei treten an die Stelle 

1. des im § 46 Abs. 6 HGG 1992 im

 für die Dauer eines solchen Dienstes Anspruch auf Entschädigung oder Fortzahlung 
der Dienstbezüge, wie er einem Wehrpflichtigen zusteht, der gemäß § 2 Abs. 1 lit. a 
WG 2001 einen Einsatzpräsenzdienst leistet. 

(2) Auf die Entschädigung und die Fortzahlung der Dienstbezüge sind die Be-
stimmung des 6. Hauptstückes des HGG 2001 sowie dessen §§ 50, 54 Abs. 1 bis 5 und 
55 nach Maßgabe des Abs. 3 anzuwenden. Dabei treten an die Stelle 

1.  des Heeres
Bezirksverwaltungsbehörde und des im let
desverteidigung der Landeshauptmann, 

Hauptwohnsitz des Zivildienstpflichtigen

2. des im § 50 Abs. 3 HGG 1992 genannten Bundesminist
 der Bundesminister für Inneres und 

ers f
gung

2.  des in § 55 Abs. 3 HGG 2001 genannten Bundesminist
die Zivildienstserviceagentur und 

ers fü
gung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

ebührenamtes die Bezirksverwaltungsbehörde. waltungsbehörde. 

tliche Beschwerde).  führen (außerordentliche Be-
schw

hat die Beschwerden zu prüfen und über ihre Erledigung 
Emp Über-
prüf

(2) Der Zivildienstbeschwerderat hat die Beschwerden zu prüfen und über ihre Er-
ledi nn die 
Übe

 Recht, in Angelegenheiten nach Abs. 1 vom Vor-
gese

wer n. ... 

 1 vom Vor-
geset

gsterminen zu wählen. ... rminen zu wählen. ... 
4) ... 4) ... 

3. der in § 47 Abs. 4 letzter Satz HGG 1992 in Z 1 genannten militärischen Dienst-
stelle und des in Z 2 genannten Heeresg

3.  der in § 44 Abs. 2 Z 1 und 2 HGG 2001 genannten militärischen Dienststelle 
und des Heerespersonalamtes die Bezirksver

(3) Bei einer Übung oder einem Dienst gemäß Abs. 1 Z 2 sind auszuzahlen: 
1. die Pauschalentschädigung gemäß § 39 Abs. 1 HGG vom Bundesminister für 

Inneres bei der Entlassung aus diesem Zivildienst und 
2. die Entschädigungen gemäß §§

(3) Bei einer Übung oder einem Dienst gemäß Abs. 1 Z 2 sind auszuzahlen: 
1. die Pauschalentschädigung gemäß § 36 Abs. 1 HGG 2001 von der Zivildienst-

serviceagentur bei der Entlassung aus diesem Zivildienst und 
 39 Abs. 2 und 45 Abs. 2 und 3 HGG sowie der 

Kostenersatz gemäß § 44 Abs. 2 HGG von der Bezirksverwaltungsbehörde, die über 
diese Ansprüche zu entscheiden hat. 

§ 37. (1) Jeder Zivildienstpflichtige ist b

2.  die Entschädigungen gemäß den §§ 36 Abs. 2 und 42 Abs. 2 und 3 HGG 2001 
sowie der Kostenersatz gemäß § 41 Abs. 2 HGG 2001 von der Bezirksverwaltungsbe-
hörde, die über diese Ansprüche zu entscheiden hat. 

erechtigt, vor, während oder nach Leistung 
des Zivildienstes beim Zivildienstrat in allen mit seiner Zivildienstpflicht zusammen-
hängenden Belangen Beschwerde zu führen (Außerorden

d

 

(2) Der Zivildienstrat 

§ 37. (1) Jeder Zivildienstpflichtige ist berechtigt, vor, während oder nach Leistung 
es Zivildienstes beim Zivildienstbeschwerderat in allen mit seiner Zivildienstpflicht 

zusammenhängenden Belangen dann Beschwerde zu
erde), wenn die vorangegangene Streitschlichtung bei der Schlichtungsstelle ge-

mäß § 55 Abs. 4 erfolglos geblieben ist. 

fehlungen an den Bundesminister für Inneres zu beschließen. Sie kann die 
ung von Beschwerden nötigenfalls an Ort und Stelle vornehmen und von den Orga-

nen der zuständigen Behörden und Rechtsträger alle einschlägigen Auskünfte einholen. 

gung Empfehlungen an den Bundesminister für Inneres zu beschließen. Er ka
rprüfung von Beschwerden nötigenfalls an Ort und Stelle vornehmen und von den 

Organen der zuständigen Behörden und Rechtsträger alle einschlägigen Auskünfte 
einholen. 

§ 37c. (1) ... 
(2) Der Vertrauensmann hat das

§ 37c. (1) ... 
(2) Der Vertrauensmann hat das Recht, in Angelegenheiten nach Abs.

tzten gehört zu werden sowie Vorschläge zu erstatten. Er kann, wenn er einer Ein-
richtung mit einer oder mehreren Einsatzstellen zugewiesen ist, vom Rechtsträger der 
Einrichtung nur mit Zustimmung des Bundesministers für Inneres zu einer anderen 
Einsatzstelle, zur Einrichtung selbst oder von dieser zu einer Einsatzstelle zugeteilt 

de

zten gehört zu werden sowie Vorschläge zu erstatten. Er kann, wenn er einer Ein-
richtung mit einer oder mehreren Einsatzstellen zugewiesen ist, vom Rechtsträger der 
Einrichtung nur mit Zustimmung der Zivildienstserviceagentur zu einer anderen 
Einsatzstelle, zur Einrichtung selbst oder von dieser zu einer Einsatzstelle zugeteilt 
werden. ... 

§ 37d. (1) ... 
(2) Zivildienstpflichtige, die einen ordentlichen Zivildienstleisten, haben den Ver-

trauensmann (Stellvertreter) jeweils sobald als möglich, spätestens jedoch innerhalb von 
fünf Wochen nach den vom Bundesministerium für Inneres festgelegten allgemeinen 
Zuweisun

§ 37d. (1) ... 
(2) Zivildienstpflichtige, die einen ordentlichen Zivildienst leisten, haben den Ver-

trauensmann (Stellvertreter) jeweils sobald als möglich, spätestens jedoch innerhalb von 
fünf Wochen nach den von der Zivildienstserviceagentur festgelegten allgemeinen Zu-
weisungste

§ 38. (1) bis ( § 38. (1) bis (
(5) Der Rechtsträger der Einrichtung hat dem Bundesministerium für Inneres und (5) Der Rechtsträger der Einrichtung hat der Zivildienstserviceagentur und dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Rechtsträger der Einrichtung ist - unbeschadet der Bestimmungen des 
§ 65

Rechtsträger der Einrichtung ist - unbeschadet der Bestimmungen des 
§ 65 , 

eintreten, d 18 eintreten,  
 eiten der Zivildienstleistenden in den Fällen der §§ 23a und  eiten der Zivildienstleistenden in den Fällen der §§ 23a und 

ldungen in den Berufen der Bereiche des § 3 Abs. 2 zu ermöglichen.

einger
ivildienstrat hat  ivildienstbeschwerderat hat 

 1. den Bundesminister für Inneres vor Erlassung der Verordnungen nach § 31 
Abs. 3 zu beraten, 

 1. Beschwerden nach § 37 r ihre Erledigung Empfehlungen 

 2. Beschwerden nach § 37 zu behandeln und über ihre Erledigung Empfehlungen 
an den Bundesminister für Inneres zu beschließen, 

 3. Bescheide nach § 6 Abs. 3 zu erlassen und 
 4. Gutachten nach § 4 zu erstatten.  

§ 44. (1) Der Zivildienstrat besteht aus dem Vorsitzenden, seinen Stellvertretern 
und der erforderlichen Anzahl der weiteren Mitglieder. Die Mitglieder des Zivildienst-
rates sind unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen über die Zusammensetzung der 

§ 44. (1) Der Zivildienstbeschwerderat besteht aus dem Vorsitzenden, seinen Stell-
vertretern und der erforderlichen Anzahl der weiteren Mitglieder. Die Mitglieder des 
Zivildienstbeschwerderates sind unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen über die 

dem Zivildienstleistenden bekanntzugeben, welche Personen als Vorgesetzte des Zivil-
dienstleistenden fungieren. Der Vorgesetzte ist vom Rechtsträger ausreichend über 
seine Rechte und Pflichten zu informieren. ... 

Zivildienstleistenden bekannt zu geben, welche Personen als Vorgesetzte des Zivil-
dienstleistenden fungieren. Der Vorgesetzte ist vom Rechtsträger ausreichend über 
seine Rechte und Pflichten zu informieren. Der Vorgesetzte ist vom Rechtsträger aus-
reichend über seine Rechte und Pflichten zu informieren. ... 

§ 39. (1) Der 
 - verpflichtet, 

§ 39. (1) Der 
 - verpflichtet

 1. unverzüglich das Bundesministerium für Inneres zu verständigen, wenn der 
Zivildienstleistende die ihm nach den §§ 22 und 23 obliegenden Pflichten ver-
nachlässigt oder wenn die Voraussetzungen für eine Änderung des Zuwei-
sungsbescheides nach den §§ 17 und 18 

 1. unverzüglich die Zivildienstserviceagentur zu verständigen, wenn der Zivil-
dienstleistende die ihm nach den §§ 22 und 23 obliegenden Pflichten vernach-
lässigt oder wenn die Voraussetzungen für eine Änderung des Zuweisungsbe-
scheides nach den §§ 17 un

2. Dienstabwesenh
23b dem Bundesministerium für Inneres mitzuteilen und 

 3. ... 
 

2. Dienstabwesenh
23b der Zivildienstserviceagentur mitzuteilen und 

 3. ... 
Arbeitsbestätigung 

§ 41. Der Rechtsträger der Einrichtung hat dem Zivildienstleistenden über die 
freiwillig geleistete Zeit im Anschluss an den ordentlichen Zivildienst eine Bestätigung 
über den geleisteten Dienst auszustellen, die geeignet ist, eine Anrechnung im Rahmen 
von weiteren Ausbi

Abschnitt VII 

Zivildienstrat 
§ 43. (1) Beim Bundesministerium für Inneres wird ein Zivildienstrat eingerichtet. 

Abschnitt VII 

Zivildienstbeschwerderat 
§ 43. (1) Beim Bundesministerium für Inneres wird ein Zivildienstbeschwerderat 

ichtet. 
(2) Der Z (2) Der Z

zu behandeln und übe
an den Bundesminister für Inneres zu beschließen, 

 2. den Bundesminister für Inneres vor Erlassung der Verordnungen nach § 31 
Abs. 3 zu beraten, und 

 3. Bescheide nach § 6 Abs. 3 zu erlassen. 

 

278/ME XXII. GP - Entwurf elektronisch übermittelt48 von 55

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Senate (§ 47) vom Bundespräsidenten über Vorschlag der Bundesregierung oder des 
von ihr ermächtigten Bundesministe 1 B-VG) für eine Funktionsperiode 
von drei Jahren zu bestellen. 

Zusammensetzung der Senate (§ 47) vom Bundespräsidenten über Vorschlag der Bun-
desregierung oder des von ihr ermä ministers (Art. 67 Abs. 1 B-VG) für 
eine Funktionsperiode von drei Jahre

(2) Scheiden Mitglieder währe speriode aus oder kann mit den be-
stell  
für den Rest der Funktionsperiode neue Mitglieder zu bestellen. 

(2) Scheiden Mitglieder wä de aus oder kann mit den be-
stellten

ode neue Mitglieder zu bestellen. 
des Zivildienstrates sowie dessen Stellvertreter müssen 

em 
ausüben

stbeschwerderates sowie dessen Stellvertre-
r m

teramt a

das aktiv werden t zum Nationalrat besitzen. 
 mit dem Ablauf der Bestellungs-

auer tes zum Nationalrat oder dem dem Zivildienst-
rat g

eschwerderat endet mit dem Ablauf der 
Best lungsdauer, dem Verlust des aktiven Wahlrechtes zum Nationalrat oder dem 
Zivil

r die Dauer 
des 

i Verhinderung eines Senatsmitgliedes in die Senate eintreten. Der atsmitglieder bei Verhinderung eines Senatsmitgliedes 

rs (Art. 67 Abs. chtigten Bundes
n zu bestellen. 

nd der Funktion
ten Mitgliedern nicht das Auslangen gefunden werden, so sind, wenn erforderlich,

hrend der Funktionsperio
 Mitgliedern nicht das Auslangen gefunden werden, so sind für den Rest der 

Funktionsperi
§ 45. (1) Der Vorsitzende 

d Richterstand angehören und zum Zeitpunkt ihrer Ernennung das Richteramt aktiv 
. 

§ 45. (1) Der Vorsitzende des Zivildien
te üssen dem Richterstand angehören und zum Zeitpunkt ihrer Ernennung das Rich-

ktiv ausüben. 
(2) Zu Mitgliedern des Zivildienstrates dürfen nur Personen ernannt werden, die 

e Wahlrecht zum Nationalrat besitzen. 
(2) Zu Mitgliedern des Zivildienstbeschwerderates dürfen nur Personen ernannt 

, die das aktive Wahlrech
(3) Die Mitgliedschaft zum Zivildienstrat endet

d , dem Verlust des aktiven Wahlrech
egenüber schriftlich erklärten Verzicht auf die Mitgliedschaft. 

(3) Die Mitgliedschaft zum Zivildienstb
el
dienstbeschwerderat gegenüber schriftlich erklärten Verzicht auf die Mitglied-

schaft. 
§ 46. Die Mitglieder des Zivildienstrates sind in Ausübung ihres Amtes an keine 

Weisungen gebunden. 
§ 46. Die Mitglieder des Zivildienstbeschwerderates sind in Ausübung ihres Amtes 

an keine Weisungen gebunden. 
§ 47. (1) Der Zivildienstrat beschließt in Senaten. 
(2) Jedes Mitglied des Zivildienstrates kann mehrere

§ 47. (1) Der Zivildienstbeschwerderat beschließt in Senaten. 
(2) Jedes Mitglied des Zivildienstbeschwerderatesn Senaten angehören. 

(3) Jedem Senat des Zivildienstrates gehören als Mitglieder an: 
 

 kann mehreren Senaten angehö-
ren.  

(3) Jedem Senat des Zivildienstbeschwerderates gehören als Mitglieder an: 
 1. Der Vorsitzende des Zivildienstrates oder einer seiner Stellvertreter als Senats-

vorsitzender; 
 2. ein Vertreter des Bundesministeriums für Inneres als Berichterstatter; dieser 

m

1. der Vorsitzende des Zivildienstbeschwerderates oder einer seiner Stellvertreter 
als Senatsvorsitzender; 

 2. ein rechtskundiger Vertreter des Bundesministeriums für Inneres als Berichter-
statter; uß rechtskundig sein; 

 3. und 4 ...  3. und 4. ...  
(4) Verfügungen, die nur den Gang des Verfahrens betreffen oder der Vorbereitung 

der Beschlußfassung im Senat dienen, hat der Vorsitzende des Zivildienstrates zu erlas-
sen. 

§ 49. (1) Der Vorsitzende des Zivildienstrates hat vor Jahresschluß fü

(4) Verfügungen, die nur den Gang des Verfahrens betreffen oder der Vorbereitung 
der Beschlussfassung im Senat dienen, hat der Vorsitzende des Zivildienstbeschwerde-
rates zu erlassen. 

§ 49. (1) Der Vorsitzende des Zivildienstbeschwerderates hat vor Ende jeden Ka-
lendfolgenden Kalenderjahres die Senate zusammenzusetzen und die Geschäfte unter 

die Senate zu verteilen. Zugleich hat er die Reihenfolge zu bestimmen, in der die übri-
gen Ratsmitglieder be

erjahres für die Dauer des folgenden Kalenderjahres die Senate zusammenzusetzen 
und die Geschäfte unter die Senate zu verteilen. Zugleich hat er die Reihenfolge zu 
bestimmen, in der die übrigen R
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Vorsitzende hat im Falle der Notwendigkeit auch Änderungen der Geschäftseinteilung 
wäh . 

in die Senate eintreten. Der Vorsitzende hat im Falle der Notwendigkeit auch Änderun-
gen  vorzunehmen. ... 

 die Füh-
rung der Geschäfte des Zivildienstrates obliegen dem Bundesministerium für Inneres. häfte des Zivildienstbeschwerderates obliegen dem Bundesministerium 

für I

gütung lagen nach Maßgabe der Reisegebührenvorschriften des 
und

wand
ahr t für den mit der Leitung des Zivildienstrates verbun-

dene

gütung en nach Maßgabe der Reisegebührenvorschriften des 
nd
d 

eine  Stellvertreter steht für den mit der Leitung des Zivildienstbe-
schw

(2) Der Zivildienstrat entscheidet in den Fällen nach § 43 Abs. 2 Z 3 (§ 6 Abs. 3) 
in o

hwerderat entscheidet in den Fällen nach § 43 Abs. 2 
Z 3 (§

lässig. 

) Die Bundesregierung hat für den Zivildienstrat eine Geschäftsordnung zu 
erlas  der vor allem nähere Bestimmungen über die Aufgaben des Berichterstat-
ters 

 für den Zivildienstbeschwerderat eine Ge-
schä rdnung zu erlassen, in der vor allem nähere Bestimmungen über die Aufgaben 
des 

rend des laufenden Kalenderjahres vorzunehmen. ..  der Geschäftseinteilung während des laufenden Kalenderjahres
§ 50. Die Beistellung der sachlichen und personellen Erfordernisse sowie § 50. Die Beistellung der sachlichen und personellen Erfordernisse sowie die Füh-

rung der Gesc
nneres. 

§ 51. (1) Der Senatsvorsitzende und der Berichterstatter haben Anspruch auf Ver-
der Reise(Fahrt-)aus

B es. Der Senatsvorsitzende hat ferner Anspruch auf eine dem Zeit- und Arbeitsauf-
 entsprechende Vergütung. Dem Vorsitzenden des Zivildienstrates und seinem an 

ertreter stehJ en ältesten Stellv
n notwendigen Zeit- und Arbeitsaufwand eine Pauschalvergütung zu. Die Vergü-

tungen für Zeit- und Arbeitsaufwand sind vom Bundesminister für Inneres im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzusetzen. 

(2) .

§ 51. (1) Der Senatsvorsitzende und der Berichterstatter haben Anspruch auf Ver-
der Reise(Fahrt-)auslag

Bu es. Der Senatsvorsitzende hat ferner Anspruch auf eine dem Zeit- und Arbeitsauf-
wan entsprechende Vergütung. Dem Vorsitzenden des Zivildienstbeschwerderates und 

ältestens m an Jahren 
erderates verbundenen notwendigen Zeit- und Arbeitsaufwand eine Pauschalver-

gütung zu. Die Vergütungen für Zeit- und Arbeitsaufwand sind vom Bundesminister für 
Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzusetzen. 

(2) ... .. 
(3) Über die Ansprüche nach Abs. 1 und 2 hat der Bundesminister für Inneres zu 

entscheiden. Die Auszahlung der Vergütungen obliegt dem Bundesministerium für 
Inneres. 

(3) Über die Ansprüche nach Abs. 1 und 2 hat der Bundesminister für Inneres zu 
entscheiden. Die Auszahlung der Vergütungen obliegt der Zivildienstserviceagentur. 

 

§ 53. (1) Der Zivildienstbesc

§ 53. (1) Der Zivildienstrat hat das AVG anzuwenden, soweit in diesem Bundesge-
setz nichts anderes bestimmt ist. 

berster Instanz. Gegen die in diesen Fällen ergangenen Bescheide des Zivildienstra-
tes ist die Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zulässig. 

 6 Abs. 3) in oberster Instanz. Die in diesen Fällen ergangenen Bescheide unter-
liegen nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwaltungsweg; eine Anrufung des 
Verwaltungsgerichtshofes ist zu

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben über Ersuchen des Zivildienstrates in 
den Fällen des § 43 Abs. 2 Z 2 und 3 mittelbare Beweisaufnahmen und Erhebungen (§ 
55 Abs. 1 AVG) durchzuführen, soweit dies für die Entscheidung nach § 6 Abs. 3 und 
für die Empfehlung nach § 37 Abs. 2 erforderlich ist. 

(4) Alle Behörden und Ämter haben dem Zivildienstrat die von ihm verlangten, für 
die Feststellung nach § 6 Abs. 3 erforderlichen Auskünfte zu erteilen, soweit nicht an-
dere Rechtsvorschriften eine Beschränkung der Auskunftspflicht vorsehen. 

§ 54. (1

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben auf Ersuchen des Zivildienstbeschwer-
derates in den Fällen des § 43 Abs. 2 Z 2 und 3 mittelbare Beweisaufnahmen und Erhe-
bungen (§ 55 Abs. 1 AVG) durchzuführen, soweit dies für die Entscheidung nach § 6 
Abs. 3 und für die Empfehlung nach § 37 Abs. 2 erforderlich ist. 

(3) Alle Behörden und Ämter haben dem Zivildienstbeschwerderat die von ihm 
verlangten, für die Feststellung nach § 6 Abs. 3 erforderlichen Auskünfte zu erteilen, 
soweit nicht andere Rechtsvorschriften eine Beschränkung der Auskunftspflicht vorse-
hen. 

§ 54. (1) Die Bundesregierung hat
sen, in
und des Vorsitzenden sowie über die Einladungen zu den Ratssitzungen zu treffen 

ftso
Berichterstatters und des Vorsitzenden sowie über die Einladungen zu den Ratssit-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Der Vorsitzende des Zivildienstrates hat jährlich bis spätestens 15. März des 
dara

n des Zivildienstgesetzes oder der Geschäfts-
ordn

(2) Der Vorsitzende des Zivildienstbeschwerderates hat jährlich bis spätestens 15. 
März des darauf folgenden Jahres dem Bundesminister für Inneres einen Bericht über 
di keit des Zivildienstbeschwerderates im abgelaufenen Kalenderjahr zu erstatten. 
In diesem sind allenfalls auch Anregungen für Änderungen des Zivildienstgesetzes oder 
der G

r Aufgabenerfüllung geeignetes 
Unte

damit erteilten Befugnisse widerrufen, 
wenn das Unternehmen eine wichtige Vertragsbedingung nach Ablauf einer ihm gesetz-
ten Nachfrist nicht erfüllt. 

(5) Das Unternehmen unterliegt bei seiner Tätigkeit im Rahmen der ihm gemäß 
Abs. 1 übertragenen Aufgaben der Aufsicht des Bundesministers für Inneres, dem von 
der Geschäftsführung alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen und alle entsprechenden 
Unterlagen vorzulegen sind. Der Bundesminister für Inneres kann dem Unternehmen in 
Ausübung seines Aufsichtsrechtes allgemeine Weisungen oder Weisungen im Einzelfall 

(entfällt) 

sind. 
(2) 

zungen zu treffen sind. 

uffolgenden Jahres dem Bundesminister für Inneres einen Bericht über die Tätig-
keit des Zivildienstrates im abgelaufenen Kalenderjahr zu erstatten. In diesem sind 
allenfalls auch Anregungen für Änderunge

ung des Zivildienstrates zu geben. 

Abschnitt VIIa 

e Tätig

eschäftsordnung des Zivildienstbeschwerderates zu geben. 
(entfällt) 

Beauftragung eines Unternehmens 
§ 54a. (1) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, mit der Durchführung 

von ihm übertragenen Aufgaben der Zivildienstverwaltung gemäß den Abschnitten III, 
V und VI, ausgenommen die Erlassung von Verordnungen, ein im Hinblick auf die zu 
übertragenden Befugnisse und die Gewährleistung de

rnehmen nach Durchführung eines Vergabeverfahrens vertraglich zu beauftragen. 
Bei der Prüfung der Eignung ist darauf Bedacht zu nehmen, ob das Unternehmen der 
sozialen Zielsetzung des Einsatzes von Zivildienstleistenden gerecht wird und die 
Gleichbehandlung der Einrichtungen gesichert scheint. 

(2) In dem Umfang, in dem vom Unternehmen Bescheide nach diesem Bundesge-
setz zu erlassen sind, ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG 
anzuwenden. 

(3) Die Übertragung der Aufgaben an das ausgewählte Unternehmen sowie der 
Widerruf einer Übertragung vo

(entfällt) 

(entfällt) 
n Aufgaben ist vom Bundesminister für Inneres mittels 

Verordnung kundzumachen. Zusammen mit einer Übertragung hat der Bundesminister 
für Inneres auch festzulegen, welche der in § 57a genannten Datenarten dem Unterneh-
men für die Erfüllung der übertragenen Aufgaben zu übermitteln sind. 

(4) Der Bundesminister für Inneres kann den mit dem Unternehmen geschlossenen 
Vertrag mit sofortiger Wirkung auflösen und die 

(entfällt) 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
erteilen. Dies gilt insbesondere für die Wahrung öffentlicher Interessen nach §§ 8a Abs. 
6, 13 Abs. 1 Z 1 und 16. 

(6) Gegen Bescheid  an den Bundesminister 
für Inneres zulässig. 

(entfällt) 

(entfällt) 

(entfällt) 

§ 55. (1) bis (3) ... 
(4) Die in Abs. 1 genannten Behörden haben eine Schlichtungsstelle zur einver-

neh sung von Beschwerdefällen einzurichten. § 37 bleibt davon unberührt. 
(5) Die Überwachungsbehörden haben festgestellte Verstöße unverzüglich der Zi-

vildienstserviceagentur zu berichten. 
flichtige hat bei seiner Anmeldung bei der Meldebehör-

de 
§ 56. (1) Bei einer der Zivildienstserviceagentur gemäß § 16a Abs. 4 Meldegesetz 

1991 /1902, eingeräumten Abfrageberechtigung ist die Auswählbarkeit aller 
Zivildienstpflichtigen, die das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, vorzusehen. 

(entfällt) 

 Meldezettel zu übermitteln oder im Falle der Z 2 die Anmel-

(entfällt) 

e des Unternehmens ist eine Berufung

(7) Die Dienstnehmer des Unternehmens sind bei Erfüllung der in Vollziehung des 
Zivildienstgesetzes übertragenen Aufgaben zur Verschwiegenheit über alle ihnen aus-
schließlich aus ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen auch nach dem Ende des 
Dienstverhältnisses verpflichtet. 

(8) Das beauftragte Unternehmen haftet dem Bund für Schadenersatzleistungen, 
die dieser nach Maßgabe des Amtshaftungsgesetzes, BGBl. Nr. 20/1949, für den Scha-
den am Vermögen oder an der Person, den ein Dienstnehmer oder ein Organ des beauf-
tragten Unternehmens in Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch ein rechtswidriges 
Verhalten wem immer schuldhaft zugefügt hat, geleistet hat, sofern der Schaden vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verursacht worden ist. 

(9) Soweit das Unternehmen in Vollziehung der Gesetze tätig ist, ist seine Tätig-
keit dem öffentlichen Bereich gemäß § 5 Abs. 1 und 2 des Datenschutzgesetzes 2000, 
BGBl. Nr. 165/1999, zuzurechnen. 

§ 55. (1) bis (3) ... 
 

(entfällt) 

mlichen Lö
(4) Die Überwachungsbehörden haben festgestellte Verstöße unverzüglich dem 

Bundesministerium für Inneres zu berichten. 
§ 56. (1) Jeder Zivildienstp

bekanntzugeben, daß er zivildienstpflichtig ist, und zwar  

 1. durch Vorlage eines zusätzlichen Meldezettels oder, 
 2. falls eine Anmeldung auf andere Weise vorgesehen ist, in der von der Melde-

behörde geforderten Art. Bei der Anmeldung eines minderjährigen oder eines 
behinderten Zivildienstpflichtigen trifft diese Verpflichtung die Person nach § 7 
Abs.

, BGBl. 9

 2 und 3 Meldegesetz 1991 MeldeG, BGBl. Nr. 9/1992. Die Meldebehörde 
hat dem Bundesministerium für Inneres jeweils unverzüglich im Falle der Z 1 
den zusätzlichen
dung mitzuteilen. 
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üglich dem Bundesministerium für Inneres und der 
örtli

(2) Zivildienstpflichtige, die ihren Aufenthalt für länger als sechs Monate in das 
Ausland verlegen, haben dies unverzüglich der Zivildienstserviceagentur und der ört-
lich n österreichischen Vertretungsbehörde zu melden. Die Rückverlegung 
de es in das Inland ist vom Zivildienstpflichtigen binnen drei Wochen der 
Zivildienstserviceagentur zu melden. Dies gilt jedoch nicht für Zivildienstpflichtige, 

1. deren dauernde Untauglichkeit für jeden Zivildienst festgestellt worden ist oder 
haben und denen kein  2. die ihren ordentlichen Zivildienst vollständig geleistet haben und denen kein 

stellungsschein (§ 21a Abs. 2) ausgefolgt worden ist. 

erwendung personenbezogener Daten 
 57a. (1) Der Bundesminister für Inneres darf personenbezogene Daten nur ver-

wen n, wenn das zur Vollziehung des Zivildienstgesetzes erforderlich ist. Er darf 
insbesondere die hiefür nötigen Daten von Zivildienstwerbern und Zivildienstpflichti-
gen 

Abschnitt IXa 

erwendung personenbezogener Daten 

g der diesen 
Empfängern jeweils übertragenen Aufgaben erforderlich ist: Name, Geburtsdatum, 

ozia ivildienstwerbers und des 
vil

sowi
leistend
und Ein

 
ist: burtsdatum, Sozialversicherungsnummer, Geburtsort und Adresse des 
Zivi bers und des Zivildienstpflichtigen (Stammdatensatz), Daten des Be-
schei ß § 5 Abs. 4 sowie des Zuweisungsbescheides, Dauer des Zivildienstes 
und Art der vom Zivildienstleistenden zu erbringenden Tätigkeiten, Bezeichnung und 
Adresse von Rechtsträgern und Einrichtungen. 

(3) (3) Die Empfänger der Daten sind: 
 1.  1. die Rechtsträger und ihre Einrichtungen; 
 2. rksverwaltungsbehörden und Bundespolizeidirek-  2. die Landeshauptmänner, Bezirksverwaltungsbehörden und Bundespolizeidirek-

(2) Zivildienstpflichtige, die ihren Aufenthalt für länger als sechs Monate in das 
Ausland verlegen, haben dies unverz

ch zuständigen österreichischen Vertretungsbehörde zu melden. Die Rückverlegung 
des Aufenthaltes in das Inland ist vom Zivildienstpflichtigen binnen drei Wochen dem 
Bundesministerium für Inneres zu melden. Dies gilt jedoch nicht für Zivildienstpflichti-
ge, 
 1. deren dauernde Untauglichkeit für jeden Zivildienst festgestellt worden ist oder  
 2. die ihren ordentlichen Zivildienst vollständig geleistet 

zuständige
s Aufenthalt

Bereitstellungsschein (§ 21a Abs. 2) ausgefolgt worden ist. 

Abschnitt IXa 

Bereit

V
§

de

sowie von Rechtsträgern und Einrichtungen ermitteln, verarbeiten und benützen, 
soweit dies zur Wahrnehmung der ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesent-
liche Voraussetzung bildet. 

V
§ 57a. (1) Der Bundesminister für Inneres und die Zivildienstserviceagentur dürfen 

personenbezogene Daten nur verwenden, wenn es zur Vollziehung des Zivildienstge-
setzes erforderlich ist. Insbesondere dürfen sie Daten von Zivildienstwerbern und Zivil-
dienstpflichtigen sowie von Rechtsträgern und Einrichtungen nur verarbeiten, soweit 
dies zur Wahrnehmung der ihnen gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesentliche 
Voraussetzung bildet. 

(2) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, an die in Abs. 3 genannten 
Empfänger folgende Daten zu übermitteln, soweit dies für die Erfüllun

S lversicherungsnummer, Geburtsort und Adresse des Z
Zi dienstpflichtigen (Stammdatensatz), Daten des Bescheides gemäß § 5 Abs. 4 und 5 

e des Zuweisungsbescheides, Dauer des Zivildienstes und Art der vom Zivildienst-
en zu erbringenden Tätigkeiten, Bezeichnung und Adresse von Rechtsträgern 
richtungen. 
Die Empfänger der Daten sind: 

 die Rechtsträger und ihre Einrichtungen; 
 die Landeshauptmänner, Bezi

(2) Der Bundesminister für Inneres und die Zivildienstserviceagentur sind ermäch-
tigt, an die in Abs. 3 genannten Empfänger folgende Daten zu übermitteln, soweit dies 
für die Erfüllung der diesen Empfängern jeweils übertragenen Aufgaben erforderlich

Name, Ge
ldienstwer
des gemä

tionen; 
 3. die Militärkommanden; 
 4. der Zivildienstrat; 
 5. der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger und die Trä-

ger der Sozialversicherung. 

tionen; 
 3. die Militärkommanden; 
 4. der Zivildienstbeschwerderat;    [ab 1. Jänner 2006] 
 5. der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger und die Trä-

ger der Sozialversicherung; 
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tet, dem rsicherungsnummer 
von Zivildienstpflichtigen bekanntzugeben. 

tet, dem gentur auf Anfrage 
die Sozialversicherungsnummer von Zivildienstpflichtigen bekannt zu geben. 

§ 69a. Wer als Meldepflichtig nach § 56 Abs. 1 unterläßt, begeht 
eine Verwaltungsüber waltungsbehörde mit 
Geld

(entfällt) 

Waffen im Sinne des § 1 des Waffengesetzes 1986 
den sind zu entziehen. 

Waffengesetzes 1996 
den sind zu entziehen. 

 5a Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, 6 Abs. 3 und 4, 8, 8a 
12 Abs. 2, 13 Abs. 1, 3 und 4, 13a Abs. 2, 14 

bs. . 5, 19b Abs. 1 und 2, 21 
bs. 

Abs. 1,  Abs. 2 und Abs. 3, 37c Abs. 2, 37d Abs. 2, 38 
bs. zes 

BGB

-
schr erschrift zu Abschnitt VII, 43, 44 Abs. 1 und 2, 45, 46, 47 Abs. 1 bis 4, 

 6. das Heerespersonalamt für die Vollziehung des § 20a.  [ab 1. Jänner 2006] 

(4) Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger ist verpflich-
 Bundesministerium für Inneres auf Anfrage die Sozialve

(4) Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger ist verpflich-
 Bundesministerium für Inneres und der Zivildienstservicea

er die Meldung 
tretung und ist hiefür von der Bezirksver

strafe bis zu 218 Euro, im Falle der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis 
zu zwei Wochen zu bestrafen. 

§ 75. Die Handlungsfähigkeit des Zivildienstpflichtigen in allen nach diesem Bun-
desgesetz vorgesehenen Verfahren ist durch seine Minderjährigkeit nicht beschränkt. 
Gleiches gilt für die Abgabe der Erklärung gemäß § 2 Abs. 1 und im Verfahren nach § 
5 Abs. 4.  

§ 75. Die Handlungsfähigkeit des Zivildienstpflichtigen in allen nach diesem Bun-
desgesetz vorgesehenen Verfahren ist durch seine Minderjährigkeit nicht beschränkt. 
Gleiches gilt für die Abgabe der Erklärung gemäß § 1 Abs. 1 und im Verfahren nach § 5 
Abs. 4. 

§ 75a. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesge-
setze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf das HGG 1992 verwiesen wird, gilt dies 
nach dessen Aufhebung als Verweis auf die entsprechenden Bestimmungen der Rege-
lung der Bezüge und sonstigen Ansprüche im Präsenz- und Ausbildungsdienst. 

§ 75b. (Verfassungsbestimmung) Zivildienstpflichtigen darf innerhalb der Gel-
tung des Verbotes gemäß § 5 Abs. 5 von den Sicherheitsbehörden keine Erlaubnis zum 
Erwerb, Besitz oder Führen von 

§ 75a. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze 
verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(entfällt) 

§ 75b. (Verfassungsbestimmung) Zivildienstpflichtigen darf innerhalb der Gel-
tung des Verbotes gemäß § 5 Abs. 5 von den Sicherheitsbehörden keine Erlaubnis zum 
Erwerb, Besitz oder Führen von Waffen im Sinne des § 1 des 

erteilt werden; ausgestellte derartige Urkun erteilt werden; ausgestellte derartige Urkun
§ 76c. (1) bis (20) ... § 76c. (1) bis (20) ... 
 (21) Die §§ 2 samt Überschrift, 4 Abs. 6, 5 Abs. 1 und 2 mit Ausnahme des 

rzitats (§ 1 Abs. 2), 3 undKlamme  4,
Abs. 1 und 6, 10 Abs. 3, 11 Abs. 2, 
A 1, 2 und 5, 15 Abs. 3, 16 Abs. 1, 17, 18, 19, 19a Abs
A 1 und 4, 23 Abs. 3 und 4, 23c Abs.1, 31 Abs. 3 und 4, 32 Abs. 1, 2 und 4 bis 6, 32a 

34 Abs. 1 bis 3, 34b Abs. 1 Z 2,
A 5, 39 Abs. 1 Z 1 und 2, 56, 75a und 76e in der Fassung des Bundesgeset

. I Nr. xxx/2005 treten mit 1. Oktober 2005 in Kraft. Die §§ 4 Abs. 5, die Kll am-
merzitate (§ 1 Abs. 2) in § 5 Abs. 1 und 2, 5a Abs. 1 Z 3 und Abs. 3, 6 Abs. 1, 6b Abs. 
1 und 3 bis 5 sowie die Überschrift, 7 Abs. 1, 7a samt Überschrift, Abschnitt IIIa samt 
Überschrift, die §§ 23a Abs. 2, 23b, 25a Abs. 2 Z 1, 28 Abs. 2 und 4, 37, 41 samt Über

ift, die Üb
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
49 Abs. 1, 50, 51 Abs. 1 und 3, 53, 54 Abs. 1, 55 Abs. 4 und 5, 75 und § 77 Abs. 1 Z 3 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in 
Kraft. 

t Überschrift in der Fassung des Art. 3 Z 89 des Bundesge-
etz

fassungsbestimmung) Der bisherige § 2 (§ 1 neu), § 5 Abs. 5, § 6b Abs. 
2, § und 2, § 12b Abs. 1 und 3 und § 75b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft; gleichzeitig tritt § 1 außer 
Kraft. 

soweit dies inhaltlich 
in B auen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der 
Bez natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische 
Form

§ 77. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich 
 1. ... 
 2. ... 
 3. des § 5a Abs. 3 Z 1 der Bundesminister für Landesverteidigung im Einverneh-

men mit dem Bundesminister für Inneres, 
 4. ... 

 

 

 

(22) Abschnitt VIIa und 69a treten mit Ablauf des 30. September 2005 außer 
Kraft. Die §§ 4 Abs. 5a und 7 Abs. 2 erster Satz treten mit Ablauf des 31. Dezember 
2005 außer Kraft. 

(23) Abschnitt IXa sam
s es BGBl. I Nr. xxx/2005 tritt mit 1. Oktober 2005 in Kraft. § 57a Abs. 3 in der Fas-
sung des Art. 3 Z 90 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2005 tritt mit 1. Jänner 2006 
in Kraft. 

 (24) (Ver
12a Abs. 1 

 Sprachliche Gleichbehandlung 
§ 76e. Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeich-

nungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich, 
etracht kommt, auf Fr
eichnung auf bestimmte 

 zu verwenden. 
§ 77. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich 

 1. ... 
 2. ... 
 3. der §§ 5a Abs. 3 Z 1 und 20a der Bundesminister für Landesverteidigung im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres, 
 4. ... 
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